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Naturschutzgesetz, Novelle. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 383/9) 
(6-50 N 2/78-98) 

623. 

Die Landesregierung wird aufgefordert, binnen 
längstens sechs Monaten dem Landtag eine Novelle 
zum Steiermärkischen Naturschutzgesetz vorzulegen. 

Fachschule Haidegg, 
Überprüfung. 
(Einl.-Zahl 747/1) 
(Mündl. Bericht Nr. 
(ALS-31 La 2/6-94) 
(LRH-22 P2-96/33) 

80) 
624. 

Der Bericht des Landesrechnungshofes Nr. 39, 
betreffend Überprüfung der Landwirtschaftlichen 
Fachschule Haidegg, wird zur Kenntnis genommen. 

Weinbaubetrieb Silberberg, 
Grundverkauf an Herrn 
Kotnik. 
(Einl.-Zahl 733/1) 
(ALS-34 Scho 3/5-96) 

625. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
über den Verkauf eines Teilkomplexes von 14 Grund­
stücken, und zwar der Grundstücke Nr. .114/1, .114/2, 
1555, 1556/1, 1556/2, 1556/3, 1556/4, 1557, 1558, 
1559/1, 1560, 1564/1, 1564/4 und 1565/1, alle EZ. 11, 
KG. Schloßberg, einschließlich des darauf befindlichen 
Wohnhauses und Wirtschaftsgebäudes aus dem Guts­
bestand des Zweigbetriebes Schloßberg des Wein­
baubetriebes Silberberg im Ausmaß von rund 
6,9 Hektar an Herrn Max Kotnik, 8463 Leutschach, 
Schloßberg 14, zum Preis von 3,5 Millionen Schilling, 
wird zur Kenntnis genommen und genehmigt. 

Landesbudget, 
Ökologisierung. 
(Einl.-Zahl 132/9) 
(10-21. LTG-2/36-96) 

626. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Mag. Zitz, Dr. Wabl, 
Dr. Brünner und Keshmiri, betreffend Ökologisierung 
des Landesbudgets, wird zur Kenntnis gebracht. 

Außerplanmäßige 
Ausgaben, 
Bedeckung 1997. 
(Einl.-Zahl 732/1) 
(10-21. LTG-1/82-97) 

627. 

Der 9. Bericht für das Rechnungsjahr 1997 der 
Steiermärkischen Landesregierung über die 
Bedeckung der in der Liste angeführten über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben im Betrag von 
176,989.423,86 Schilling wird gemäß § 32 Abs. 2 des 
L-VG 1960 zur Kenntnis genommen und hinsichtlich 
der Bedeckung genehmigt. 

Therme Blumau, 
Darlehensaufnahme. 
(Einl.-Zahl 745/1) 
(10-21.V98-27/8-98) 

628. 

Für die Gewährung eines weiteren Darlehens in 
Höhe von 30 Millionen Schilling an die Hotelbetriebs­
gesellschaft der Therme Blumau Ges. m. b . H. & Co. 
KG. wird die Aufnahme zusätzlicher Darlehen in Höhe 
von 30 Millionen Schilling genehmigt. 
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Therme Blumau, 
Darlehensaufnahme. 
(Einl.-Zahl 61/2) 
(LBD-WIP 12 Bu 14-98/891) 

629. 

1. Der Firma Hotelbetriebsgesellschaft der Therme 
Blumaü Ges. m. b. H. & Co. KG. wird ein Darlehen 
in der Höhe von 30 Millionen Schilling gewährt, 
welches endfällig per 1. Jänner 2013 gestioniert 
wird. 

2. Es wird genehmigt, daß die Bedeckung der für die 
Darlehenszuzählung erforderlichen - außerplan­
mäßigen Ausgaben bei der VST 5/771905-2446 in 
Höhe von 30 Millionen Schilling durch Darlehens­
aufnahmen bzw. sonstige Kredit- und Finanz­
operationen erfolgt. 

Landesstraße 530 a, 
Auflassung. 
(Einl.-Zahl 734/1) 
(LBD-II a 38-1/96-27) 

Steiermärkisches Landes-
lehrer-Dienstrechts-
Ausführungsgesetz 1998. 
(Einl.-Zahl 541/1, 
Beilage Nr. 71) 
(Mündl. Bericht Nr. 77) 
(13,03.00-35/13) 

630. 

Gemäß § 8 Abs. 1 Landes-Straßenverwältungs-
gesetz 1964 wird die Landesstraße Nr. 530 a, Ast 
Probstei, von km 0,0 bis km 0,643, in einer Gesamt­
länge von 643 Meter aufgelassen und der Gemeinde 
St. Oswald-Möderbrugg übergeben. Die gegen­
ständliche Landesstraßenauflassung tritt mit dem Tag 
der Beschlußfassung in Kraft. 

631. 

Gesetz vom ,mit 
dem das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz aus­
geführt wird (Steiermärkisches Landeslehrer-
Dienstrechts-Ausführungsgesetz - LDAG 1998) 

Der Steiermärkische Landtag hat in Ausführung des 
§ 26 Abs. 7 des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 
1984, BGBl. Nr. 302, in der Fassung BGBl. 
Nr. 329/1996, beschlossen: 

§ 1 

Bei der Auswahl und Reihung der Bewerber für den 
Besetzungsvorschlag gemäß § 26 Abs. 7 Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetz 1984, BGBl. Nr. 302, in der Fassung 
BGBl. Nr. 329/1996, sind zusätzlich auch weitere 
Fähigkeiten zu berücksichtigen, die eine besondere 
Eignung für die zu besetzende Stelle erwarten lassen; 
es sind die fachlich-pädagogische Eignung, die 
Eignung zur Mitarbeiterführung (wie z. B. Team­
fähigkeit, KonfUktfähigkeit, Kommunikationsfähig­
keit), die soziale Kompetenz und die Organisations­
fähigkeit sowie begründete Stellungnahmen im 
Rahmen des qualifizierten Auswahlverfahrens im 
Sinne der Erfüllung der Aufgabe der österreichischen 
Schule im Hinblick auf das Zusammenwirken von 
Lehrern, Schülern und Erziehungsberechtigten als 
Schulgemeinschaft zu berücksichtigen. 

§2 

Vor der Reihung gemäß § 26 Abs. 7 des Landes­
lehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 302, in 

der Fassung BGBl. Nr. 329/1996, sind die Be­
werbungen außer den im § 26 a Landeslehrer-Dienst­
rechtsgesetz 1984, BGBl. Nr. 302, in der Fassung BGBl. 
Nr. 329/1996, erwähnten Gremien der Schule, für die 
die Bewerbungen abgegeben wurden, dem Schul­
erhalter zu übermitteln. Der Schulerhalter, soweit es 
sich nicht um das Land Steiermark handelt, hat das 
Recht, binnen drei Wochen ab Erhalt der Be­
werbungen eine begründete schriftliche Stellung­
nahme unter Berücksichtigung der gemäß § 1 er­
wähnten Auswahlkriterien abzugeben. 

§3 

Zur Feststellung der im § 1 angeführten Auswahl­
kriterien sollen die vorschlagsberechtigten Kollegien 
der Schulbehörden des Bundes erster Instanz 
(Kollegien der Bezirksschulräte für die allgemein­
bildendeil Pflichtschulen, Kollegium des Landes-
schulrates für die berufsbildenden Pfhchtschulen) 
Richtlinien für die Erstellung ihrer Besetzungs­
vorschläge und zusätzüche Auswahlkriterien im 
Verordnungswege erlassen. Diese Richtlinien haben 
ein Anhörungsverfahren zu beinhalten. Einheitliche 
Richtlinien aller vorschlagsberechtigten Kollegien sind 
zu gewährleisten. 

§4 

Dieses Gesetz tritt mit dem seiner Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft. 
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Höhere Bundeslehranstalt 
für wirtschaftliche 
Berufe. 
(Einl.-Zahl 496/4) 
(13-03.00-54/6) 

632. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dipl.-Ing. Vesko, 
Tasch, Dr. Flecker und Posch, betreffend die Um­
wandlung der Fachschule für wirtschaftliche Berufe in 
eine Höhere Bundeslehranstalt für wirtschaftliche 
Berufe, wird zur Kenntnis genommen. 

Höhere Lehranstalt für 
wirtschaftliche Berufe 
in Mureck. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 496/6) 
(13-03.00-77/1) 

633. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, im Wege des Steiermärkischen Landes-
schulrates an die Bundesregierung heranzutreten und 
sich dafür zu verwenden, daß in den Räumlichkeiten 
der Bundesfachschule für wirtschaftliche Berufe in 
Mureck eine fünfjährige höhere Lehranstalt für 
wirtschaftliche Berufe (HLW) eingerichtet wird. 

HBLA Hartberg. 
(Einl.-Zahl 434/4) 
(13-03.00-50/9) 634. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dr. Lopatka, Rieben-
bauer, Beutl und Pußwald, betreffend die Führung 
einer dislozierten Klasse der Grazer HBLA für 
wirtschafthche Berufe (Schrödingerstraße) in 
Hartberg, um einen Maturaabschluß in einer HBLA in 
Hartberg zu ermöglichen, wird zur Kenntnis ge­
nommen. 

Radkersburg, Rathausturm. 
(Einl.-Zahl 420/6) 
(7-534-214/97-9) 635. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Keshmiri, Dr. Brünner, 
Dr. Wabl und Mag. Zitz, betreffend zwei Steintafeln 
mit deutschnationalem Inhalt und national­
sozialistischem Hintergrund am Rathausturm von 
Radkersburg, wird zur Kenntnis genommen. 

Anwaltschaftsgesetz. 
(Einl.-Zahl 502/4) 
(Mündl. Bericht Nr. 78) 
(VD-27.00-179/97-3) 

636. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Mag. Bleckmann, 
Dietrich, Mag. Hartinger und Porta, betreffend die 
Vorlage eines Anwaltschaftengesetzes (Beratungs­
einrichtungen), wird als Zwischenbericht zur Kenntnis 
genommen. 
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34. Sitzung am 28. April 1998 
(Beschlüsse Nr. 637 bis 668) 

Gemeindeinitiative, 
Naturschutzgesetz 
1976, Änderung. 
(Einl.-Zahl 570/5) 
(7-007-8/97-30) 

637. 
Der Antrag, das Steiermärkische Naturschutzgesetz 
1976 durch Einführung eines § 3 a zu ändern, wird 
abgelehnt. 
Im zuständigen Unterausschuß ist über eine ver­
fassungskonforme Novellierung des Steier-
märkischen Naturschutzgesetzes im Sinne der 
Gemeindeinitiative weiter zu beraten. 

Internationale Gartenschau 
- Steiermark 2000. 
(Einl.-Zahl 792/1) 
(LFVA-03-4/94-74) 

638. 

Die Vereinbarung, abgeschlossen zwischen dem 
Land Steiermark einerseits und den Firmen IGS -
Internationale Gartenschau Betriebsgesellschaft m. 
b . H., 8141 Unterpremstätten, Thalerhofstraße 88, 
Schwarzl Freizeitzentrum Betriebs-Ges. m. b. H. & Co. 
KG., 8141 Unterpremstätten, Thalerhofstraße 85, 
Schotter- und Betonwerk Karl Schwarzl Betriebs­
gesellschaft m. b. H., 8141 Unterpremstätten, Thaler­
hofstraße 86, und Allgemeine Baugesellschaft A. Porr 
Aktiengesellschaft, 1030 Wien, Rennweg 12, anderer­
seits, betreffend Durchführung der Internationalen 
Gartenschau - Steiermark 2000, wird zur Kenntnis ge­
nommen. 

Wirts chaftsförderungs-
bericht 1994/95/96. 
(Einl.-Zahl 750/1) 
(LBD-WIP 13 Wi 4-98/124) 

639. 

Der Wirtschaftsförderungsbericht 1994/95/96 wird 
zustimmend zur Kenntnis genommen. 

Semmeringbasistunnel, 
Errichtung. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 750/2) 
(LAD-05.00-224/98-1) 
(LBD-12.13-158/98-1) 
(7-007-10/98-1) 

2. 

640. 
Der Präsident des Landtages wird ersucht, an die 
Bundesregierung mit dem dringenden Ersuchen 
heranzutreten, umgehend ein Gesetzesprüfungs­
verfahren gemäß Artikel 140 Abs. 1 B-VG in die 
Wege zu leiten, in dem der Verfassungsgerichtshof 
die verfassungsrechtliche Zulässigkeit des Nieder­
österreichischen Naturschutzgesetzes einschließ­
lich des darauf basierenden Bescheides der BH 
Neunkirchen bezüglich des Semmeringbasis-
tunnels zu prüfen hat. 

Die Einleitung eines Volksbegehrens „Pro 
Semmering" durch ein überparteiliches Propo-
nentlnnenkomitee wird vom Landtag ausdrücklich 
begrüßt und unterstützt, weil damit die Errichtung 
des Semmeringbasistunnels in rechtlicher und 
finanzieller Hinsicht - letzteres durch Finanzierung 
über den Bundeshaushalt - sichergestellt werden 
soll sowie spezielle Strukturförderungen für die 
Steiermark, insbesondere die Obersteiermark, als 
Ausgleich für durch den Bund verursachte Stand­
ortnachteile erfolgen sollen. 
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Regionale Innovationsprämie, 
Sicherstellung. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 750/3) 
(LBD-WIP 13 I 8-98/207) 

Frauenförderungs­
programm. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 95/7) 
(LBD-WIP 14 Fa 4-98/9) 

641. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, neuerlich an die Bundesregierung heran­
zutreten, um zu erwirken, daß der Bund zur Fort­
führung der Regionalen Inhovationsprämie als 
beschäftigungspolitisch wirksames Förderungs­
instrumentarium seinen Finanzierungsanteil in der 
Höhe von 200 Millionen Schilling für die Jahre 1998 
und 1999 sicherstellt, wobei im Sinne des bisherigen 
Aufteilungsschlüssels von 1 : 1 das Land Steiermark 
einen gleich hohen Finanzierungsanteil zur Ver­
fügung stellt. 

642. 

Die Steiermärkische . Landesregierung wird auf­
gefordert, angesichts der hohen Anzahl an arbeits­
losen Frauen in der Steiermark raschestmöglich 
Richtlinien für Förderungen im Rahmen eines 
„Frauenbeschäftigungsprogrammes" zu beschließen. 

Frauenenquete. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 95/8) 
(LAD-05.00-226/98-1) 
(FASW-34.460-98/1) 
(LBD-WIP 14 La 3-98/56) 

643. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, umgehend in Zusammenarbeit mit allen 
Landtagsfraktionen eine Frauenenquete abzuhalten 
mit dem Ziel, unter Beiziehung von Expertinnen und 
Experten die Frauenförderung in der Steiermark auf 
eine langfristige und koordinierte Basis zu stellen. 

Liegenschaft in Fürstenfeld, 
Verkauf. 
(Einl.-Zahl 744/1) 
(LBD-WIP 12 Sta 6-
98/689) 

644. 

Der Verkauf der landeseigenen Liegenschaft 
EZ. 1715, KG. 62212 Fürstenfeld, im unverbürgten 
Ausmaß von 38.925 Quadratmeter zu einem Preis von 
25 Millionen Schilling wird zustimmend zur Kenntnis 
genommen. 

Firma Kelly Ges. m. b. H. 
(Einl.-Zahl 749/1) 
(LBD-WIP 12 Za 3-
98/249) 645. 

Der Erwerb im Rahmen einer vorzeitigen Options­
ausübung der landeseigenen Liegenschaft EZZ. 444, 
458, 539 und 1064, je KG. Feldbach, im unverbürgten 
Flächenausmaß von 26.637 Quadratmeter zu einem 
Kaufpreis von 27,428.570 Schilling durch die Firma 
Kelly Gesellschaft m. b. H., 1226 Wien, wobei sich die 
Firma Kelly Gesellschaft m. b . H. bei einem Be-
schäftigüngsnachweis von 1800 Mann/Monate bis 
einschließlich 31. Dezember 2007 von der Entrichtung 
eines Kaufpreisteübetrages von 2,5 Millionen Schilling 
befreien kann, wird zustimmend zur Kenntnis ge­
nommen. 



34. Sitzung am 28. April 1998, Beschlüsse Nr. 646 bis 650 3 

Lehrlingsausbildungsfonds, 
Einrichtung. 
(Einl.-Zahl 274/8) 
(Mündlicher Bericht 
Nr. 85) 
(LBD-WIP 13 Le 5-98/14) 

646. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Gennaro, Korp, 
Dr. Bachmaier-Geltewa, Heibl, Günther Prutsch, 
Vollmann, Mag. Erlitz, Dr. Flecker, Dipl.-Ing. Getzin-
ger, Dipl.-Ing. Grabner, Gross, Herrmann, Huber/ 
Kaufmann, Kröpfl, Dr. Reinprecht, Schleich, Schritt-
wieser, Schuster, Dr. Strenitz und Ussar, betreffend die 
Einrichtung eines Lehrlingsausbildungsfonds, wird zur 
Kenntnis genommen. 

Lehrwerkstätte Fohnsdorf. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 274/9) 
(FASU-34-432/97-5) 

647. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, im Sinne der steirischen Jugendlichen und 
Gewerbebetriebe, speziell im Bezirk Judenburg, an 
die Österreichische Bundesregierung nochmals heran­
zutreten, um, dem Regierungsbeschluß vom 13. Okto­
ber 1997 entsprechend, den Bescheid nach § 30 BAG 
für die Lehrwerkstätte Fohnsdorf raschestmöglich zu 
erwirken. 

Berufsschulen, 
Erwachsenenbildung. 
(Einl.-Zahl 591/3) 
(Mündlicher Bericht 
Nr. 86) 
(ABS-00 La 2-63/97) 

648. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Wiedner, Ing. Schrei­
ner, Mag. Bleckmann und Schinnerl, betreffend 
Aufwertung der steirischen Berufsschulen - Er­
wachsenenbildung, wird zur Kenntnis genommen. 

Trinkwasserpolitik. 
(Einl.-Zahl 94/10) 
(LBD-12.13-12/96-3) 649. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dipl.-Ing. Getzinger, 
Schrittwieser, Ussar und Vollmann, betreffend die 
Trinkwasserpolitik in der Steiermark, wird zur 
Kenntnis genommen. 

Trinkwasserferntransport. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 94/11) 
(LBD-12.13-12/96-5) 

650. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert: 

1. in Hinkunft alle rechtlichen Möglichkeiten aus­
zuschöpfen, um alternative Maßnahmen zum 
Trinkwasserferntransport zu forcieren; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, dem Nationalrat 
eine Novelle zum Wasserrechtsgesetz vorzulegen, 
die darauf abzielt, daß alternative Maßnahmen zur 
Wasserentnahme zum Trinkwasserfemtransport 
forciert werden. Dem Prinzip der lokalen und 
regional gesicherten Trinkwasserversorgung ist 
zum Durchbruch zu verhelfen. 
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Transportkostenzuschuß für 
Milch, Zuschuß an 
Molkereien. 
(Einl.-Zahl 657/37) 
(8-61 A 97/10-98) 

651. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 514 des Steiermärkischen Landtages 
vom 12. Dezember 1997 über den Antrag der 
Abgeordneten Ing. Peinhaupt, Mag. Bleckmann> 
Dipl.-Ing. Vesko, Dietrich, Riebenbauer und Dirn-
berger, betreffend Maßnahmen zur unverzüglichen 
Freigabe der zweiten Tranche für den Transport­
kostenzuschuß für Milch in der Höhe von 15 Millionen 
Schilling für das Jahr 1997 und zum Beschluß Nr. 509 
des Steiermärkischen Landtages vom 12. Dezember 
1997 über den Antrag der Abgeordneten Riebenbauer, 
Alfred Prutsch, Tasch, Ing. Kinsky und Schinnerl, 
betreffend die Sicherstellung eines höchstmöglichen 
Zuschusses pro kg an Molkereien angelieferter Milch 
im Jahr 1998, wird zur Kenntnis genommen. 

Grünlandbetriebe, 
Zuschüsse. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 657/44) 
(8-61 A 97/11-98) 

652. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert zu prüfen, ob und inwieweit ab 1998 ein 
Landeszuschuß als 

- Ausgleich des Strukturnachteils in der Milch-
erfassung und/oder 

- zu den Rohmilchuntersuchungskosten gewährt 
werden kann. 

Land- und 
forstwirtschaftliche 
Ausbildungsstellen, 
Tätigkeitsbericht 1996. 
(Einl.-Zahl 751/1) 
(8-50 TA 1/21-98) 

653. 

Der Tätigkeitsbericht 1996 der Land- und forstwirt­
schaftlichen Lehrlings- und Fachausbildungsstelle bei 
der Landeskammer für Land- und Forstwirtschaft in 
Steiermark wird zur Kenntnis genommen. 

Jungübemehmerförderung. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 751/2) 
(8-61 A 112/1-98) 

654. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, Jungübernehmerinnen auch ohne land- und 
forstwirtschaftliche Berufsausbildung - unter Berück­
sichtigung des Bildungsganges und der bisherigen 
Tätigkeit - eine Jungübemehmerförderung zu 
gewähren. 
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Bundespolizeidirektion Graz 
und Leoben, 
straßenpolizeiliche 
VoUziehungsaufgaben. 
(Einl.-Zahl 752/1, 
Beilage Nr. 100) 
(Mündlicher Bericht 
Nr. 82) 
(11-70-9/98-8) 655. 

Gesetz vom , mit dem 
den Bundespolizeidirektionen Graz und Leoben 
straßenpolizeiliche Vollziehungsaufgaben über­

tragen werden 

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen: 

§ 1 
Ermächtigung 

(1) Gemäß Artikel 15 Abs. 4 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes (B-VG) werden den Bundespolizei­
direktionen Graz und Leoben folgende straßenpolizei­
liche Vollziehungsaufgaben übertragen: 

a) die Handhabung der Verkehrspolizei (§ 94 b lit. a 
StVO), jedoch nicht auf der Autobahn; 

b) die Ausübung des Verwaltungsstraf rechtes (§§ 99 
und 100 StVO) einschließlich der Führung des 
Verzeichnisses von Bestrafungen (§ 96 StVO), 
jedoch nicht die Ausübung des Verwaltungs­
strafrechtes hinsichtlich Übertretungen der Be­
stimmungen über die Benützung der Straße zu 
verkehrsfremden Zwecken (X. Abschnitt StVO); 

c) die Anordnung der Tei lnahme. am Verkehrs­
unterricht und die Durchführung des Verkehrs­
unterrichtes (§ 101 StVO); 

d) die Schulung und Ermächtigung von Organen der 
Straßenaufsicht zur Prüfung der Atemluft auf 
Alkoholgehalt sowie überhaupt die Handhabung 
der §§5 und 5 b StVO; 

e) das Verbot des Lenkens von Fahrzeugen (§ 59 
StVO); 

f) die Bewilligung sportlicher Veranstaltungen (§ 64 
StVO); 

g) die Entgegennahme von Anzeigen von Umzügen 
(§ 86 StVO); 

h) die Sicherung des Schulweges (§§ 29 a und 97 a 
StVO), sofern sich nicht die Zuständigkeit der 
Gemeinde (§ 94 d StVO) ergibt. 

(2) Die Bundespolizeibehörden dürfen die ihnen 
obliegenden Angelegenheiten nicht auf die Ge­
meinden (§ 94 Abs. 3 StVO) übertragen. 

(3) Die Bundespolizeibehörden haben bei Amts­
handlungen nach Abs. 1 lit. f und g den Orts­
gemeinden Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

§ 2 
Verweise 

Verweise in diesem Gesetz auf die Straßenverkehrs­
ordnung - StVO sind als Verweise auf die StVO 1960, 
BGBl. Nr. 159/1960, in der Fassung BGBl. I Nr. 3/1998, 
zu verstehen. 

§ 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit 6. Jänner 1998 in Kraft. 

§ 4 

Außerkrafttreten 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das 
Landesgesetz vom 1. Dezember 1960, mit dem der 
Bundespolizeidirektion Graz und dem Bundespolizei­
kommissariat Leoben straßenpolizeiliche Voll­
ziehungsaufgaben übertragen werden, LGBl. Nr. 92/ 
1960, in der Fassung LGBl. Nr. 47/1965 und 33/1970, 
außer Kraft. 

Dienstkraftwagen, 
Abschaffung. 
(Einl.-Zahl 68/2) 
(10-35 KFZ 1/1435-97) 

656. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dipl.-Ing. Vesko, 
Mag. Bleckmann, Dipl.-Ing. Chibidziura und 
Ing. Peinhaupt, betreffend die Abschaffung der 
Zurverfügungstellung von je einem Dienstkraftwagen 
samt Fahrer für den IL und III. Landtagspräsidenten im 
Hinblick auf das Sparbudget und den Privilegien­
abbau, wird zur Kenntnis genommen. 

Luxemburger Modell, 
Einführung. 
(Einl.-Zahl 76/6) 
(10-24 U 9/134-1997) 

657. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Mag. Bleckmann, 
Dipl.-Ing. Chibidziura, Dietrich, Mag. Hartinger, 
Ing. Peinhaupt, Ing. Schreiner, Dipl.-Ing. Vesko und 
Wiedner, betreffend Einführung des Luxemburger 
Modells, wird zur Kenntnis genommen. 
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Landes-Hypothekenbank, 
Änderung der Satzung. 
(Einl.-Zahl 561/3) 
(10-29 H3/114-1998) 

658. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung, 
wonach es während des laufenden Verfahrens 
betreffend die Suche eines strategischen Partners für 
die Landes-Hypothekenbank Steiermark AG nicht 
zweckmäßig ist, deren Satzung zu ändern, wird zur 
Kenntnis genommen. 

Bundesbeteiligungen, 
Veräußerung. 
(Einl.-Zahl 657/41) 
(10-23 Fu 10/84-1998) 

659. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 515 des Steiermärkischen Landtages 
vom 13. Dezember 1997 über den Antrag der 
Abgeordneten Schützenhöfer, Purr, Straßberger, 
Ing. Mag. Hochegger, Dr. Flecker und Gennaro, 
betreffend die Veräußerung von Bundesbeteiligungen 
an Unternehmungen und Einrichtungen im Bundes­
land Steiermark (z. B. Flughafen Graz-Thalerhof usw.), 
bei welchen nach Möglichkeit die Interessen des 
Landes Steiermark gewahrt werden sollen, wird zur 
Kenntnis genommen. 

Rechnungsjahr 1997, 
Bedeckung der 
Ausgaben. 
(Einl.-Zahl 743/1) 
(10-21.LTG 1/83-1997) 

660. 

Der 10. Bericht für das Rechnungsjahr 1997 der 
Steiermärkischen Landesregierung über die 
Bedeckung der in der Liste angeführten über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben im Betrag von 
147,012.452,48 Schilling wird gemäß § 32 Abs. 2 des 
L-VG 1960 zur Kenntnis genommen und hinsichtlich 
der Bedeckung genehmigt. 

Landeswohnungen, 
Abverkauf. 
(Einl.-Zahl 748/1) 
(LV-20 L 2/8-1998) 

661. 

Der Abverkauf von zwölf Wohnungen an die Mieter 
entsprechend den Grundsätzen des Beschlusses des 
Steiermärkischen Landtages vom 21. Mai 1996 wird 
genehmigend zur Kenntnis genommen. 

Jugendwohlfahrtsbereich, 
Umstrukturierung. 
(Einl.-Zahl 433/6) 
(Mündlicher Bericht 
Nr. 83) 
(FASW-60.4-11/97-36) 

662. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dr. Lopatka, Pußwald, 
Tschernko und Wicher, betreffend Umstrukturierun­
gen im Jugendwohlfahrtsbereich, wird unter Ein­
beziehung der Stellungnahme, Einl.-Zahl 433/6, zur 
Kenntnis genommen. 
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Pflichtschulerhaltungs-
gesetz, Änderung. 
(Einl.-Zahl 540/5, 
Beilage Nr. 102) 
(13-03.00-44/98) 663. 

Gesetz v om , mit d em 
das Ste iermärkische Pfl ichtschulerhaltungs-

gesetz geändert w ird 

Der Steiermärkische Landtag hat in Ausführung 
des Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetzes, BGBl. 
Nr. 163/1955, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGBl. Nr. 771/1996, beschlossen: 

Artikel I 

Das Steiermärkische Pflichtschulerhaltungsgesetz 
1970, LGBl. Nr. 70, in der Fassung LGBl. Nr. 123/1972, 
132/1974, 62/1976, 37/1980, 6/1984 und 72/1995, wird 
wie folgt geändert: 

1. In den §§ 1 Abs. 2, 10 Abs. 2, 19, 25 Abs. 1, 
45 Abs. 4 und 5, 46 Abs. 5, 48, 49 Abs. 3, 52 und den 
Überschriften der §§ 19 und 25 wird die jeweilige 
grammatikalische Form des Ausdruckes „Poly­
technischer Lehrgang" durch die entsprechende 
grammatikalische Form des Ausdruckes „Poly­
technische Schule" ersetzt. 

2. § 4 lautet: 

„§4 

Eigener Wirkungsbereich 

Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben sind, 
ausgenommen die Vorschreibung und Einhebung der 
Schul-, Heimerhaltungs- und Gastschulbeiträge, der 
Beiträge für das Pflege- und Hilfspersonal sowie das 
Verfahren über den sprengelfremden Schulbesuch, 
solche des eigenen Wirkungsbereiches." 

3. § 10 Abs. 1 lautet: 

„§10 
Öffentliche Polytechnische Schulen 

(1) Öffentliche Polytechnische Schulen haben an 
solchen Orten zu bestehen, wo die vorhandene 
Schülerzahl nach den Bestimmungen des § 20 Abs. 1 
des Steiermärkischen Pflichtschulorganisations-Aus-
führungsgesetzes, LGBl. Nr. 195/1964, in der 
geltenden Fassung, grundsätzlich die Einrichtung von 
mindestens zwei Klassen auf Dauer gewährleistet. In 
begründeten Ausnahmefällen, insbesondere bei 
einem unzumutbaren Schulweg, kann von dieser 
Bestimmung abgesehen werden; in diesen Fällen ist 
sicherzustellen, daß die Schüler eine den Erforder­
nissen des Lehrplanes entsprechende differenzierte 
Ausbildung erhalten." 

4. § 27 a wird aufgehoben. 

5. § 30 Abs. 5 letzter Satz lautet: 

„Die Abs. 1 bis 4 dieser Bestimmung und § 35 Abs. 2 
gelangen in diesen Fällen nicht zur Anwendung." 

6. § 33 lit. r und s lauten: 

,,r) die Verzinsung und Tilgung eines für die Be­
streitung des ordentlichen Schulsachaufwandes 
aufgenommenen Darlehens; 

s) das Mittagessen und für die im Betreuungsteil 
eingesetzten Lehrer oder Erzieher und den Leiter 
des Betreuungsteiles bei ganztägigen Schul­
formen, soweit dieser Personalaufwand nicht vom 
Land zu tragen ist." 

7. Der Punkt nach § 34 lit. e wird durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgende lit. f angefügt: 

,,f) die Verzinsung und Tilgung eines für die Be­
streitung des außerordentlichen Schulsach­
aufwandes aufgenommenen Darlehens." 

8. § 35 a mit Überschrift lautet: 

„ § 3 5 a 

Pflege- und Hilfspersonal 

(1) Für die bedarfsgerechte Beistellung von Pflege-
und Hilfspersonal für pflegerisch-helfende Tätigkeiten 
im Rahmen des Unterrichtes hat der jeweilige Schul­
erhalter zu sorgen. Über den Bedarf und das Ausmaß 
des Einsatzes von Hilfs- und Pflegepersonal 
entscheidet 

a) im Rahmen der Feststellung des sonder­
pädagogischen Förderbedarfes gemäß § 8 des 
Schulpflichtgesetzes 1985, BGBl. Nr. 76, in der 
jeweils geltenden Fassung, der Bezirksschulrat auf 
Grund eines schul- oder amtsärztlichen Gutachtens 
unter Mitwirkung des Sonderpädagogischen 
Zentrums und des jeweiligen Schulerhalters; 

b) bei Kindern ohne sonderpädagogischen Förder­
bedarf der Bezirksschulrat auf Grund eines schul-
oder amtsärztlichen Gutachtens unter Mitwirkung 
des Sonderpädagogischen Zentrums und des 
jeweiligen Schulerhalters. 

(2) Die Kosten dieses Pflege- und Hilfspersonals 
einschließlich etwaiger Kosten für schul- oder amts­
ärztliche Gutachten haben das Land und die 
Gemeinden des jeweiligen Schulbezirkes im Ver­
hältnis 60 : 40 zu tragen. Die Kosten, die von den 
Gemeinden zu tragen sind, werden nach Maßgabe 
ihrer Finanzkraft (Soll-Aufkommen aus sämtlichen 
Gemeindeabgaben ohne Benützungsgebühren und 
aus den Ertragsanteilen ohne Bedarfszuweisungs­
anteil aus dem zweitvorangegangenen Jahr) auf­
geteilt. 

(3) Die Ermittlung, Vorschreibung, Abrechnung und 
Entrichtung der Kosten dieses Hilfs- und Pflege­
personals sowie etwaiger Kosten für schul- oder 
amtsärztliche Gutachten erfolgen durch den 
jeweiligen Schulerhalter. Hinsichtlich des Verfahrens 
ist § 37 des Steiermärkischen Pflichtschulerhaltungs-
gesetzes sinngemäß anzuwenden. 

(4) § 30 Abs. 5 gilt sinngemäß." 
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9. § 43 lautet: 
„§43 

Der Besuch öffentlicher allgemeinbildender Pflicht­
schulen ist unentgeltlich, ausgenommen 
a) Lern- und Arbeitsmittelbeiträge und 
b) Beiträge für die Unterbringung, Verpflegung und 

Betreuung in öffentlichen Schülerheimen sowie 
im Betreuungsteil (ausgenommen gegenstands­
bezogene und individuelle Lernzeit) öffentlicher 
ganztägiger Schulformen." 

üche Schulerhalter - von Katastrophenfällen ab­
gesehen - im Einvernehmen mit dem Schulleiter einer 
längstens drei Monate währenden Mitverwendung für 
schulfremde Zwecke zuführen, wenn dadurch die 
Verwendung für Schulzwecke nicht beeinträchtigt 
wird. Eine längerwährende oder dauernde Mit­
verwendung für schulfremde Zwecke bedarf der 
Bewilligung der Landesregierung nach Anhörung des 
Bezirksschulrates." 

10. § 53 Abs. 2 lautet: 

„(2) Baulichkeiten und Liegenschaften, die gemäß 
Abs. 1 Schulzwecken gewidmet sind, darf der gesetz-

Artikelll 

Dieses Gesetz tritt mit 1. September 1998 in Kraft. 

Hallenbad Leibnitz. 
(Einl.-Zahl 598/6) 
(13-03.00-64/98) 664. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Wiedner, Heibl, 
Tschernko, Dr. Wabl, Keshmiri und Porta, betreffend 
Hallenbad Leibnitz, wird zur Kenntnis genommen. 

Versicherungsombudsmann. 
(Einl.-Zahl 740/1) 
(LAD-05.00-225/98-1) 665. 

Europäische Integration, 
letzter Viertel­
jahresbericht 1997. 
(Einl.-Zahl 742/1) 
(EA-41.25-1/98-135) 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, an die Bundesregierung heranzutreten, 
diese möge 

1. dem Nationalrat ein Versicherungsvertriebsgesetz 
vorlegen, das die Rahmenbedingungen für den 
Versicherungsverkauf regelt und worin u. a. die 
Selbständigkeit, die beruflichen Mindest­
anforderungen und eine entsprechende Haftung für 
den Makler festgelegt werden, und 

2. für die Einrichtung eines Versicherungsombuds-
mannes nach Schweizer Muster Sorge tragen, der 
als unabhängige Auskunfts- und Vermittlungs-
einrichtung agiert und Beschwerden im Ver­
sicherungsbereich prüft. 

666. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
über den Stand der Europäischen Integration für das 
letzte Vierteljahr 1997 wird zur Kenntnis genommen. 

Ausschuß für Europäische 
Integration, 
Tätigkeitsbericht 1997. 
(Einl.-Zahl 797/1) 

667. 

Der Selbständige Bericht des Ausschusses für 
Europäische Integration und entwicklungspolitische 
Zusammenarbeit über seine Tätigkeit im Jahre 1997 
wird zur Kenntnis genommen. 
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Ortsbildgesetz, Änderung. 
(Einl.-Zahl 473/1, 
Beilage Nr. 60) 
(Mündlicher Bericht 
Nr. 87) 
(6-65 G 1/13-88) 668. 

Gesetz v om , mit d em 

das Ortsbi ldgesetz 1977 geändert wird 

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz vom 28. Juni 1977, LGB1. Nr. 54, zur 
Erhaltung und Gestaltung des Ortsbildes von 
Gemeinden (Ortsbildgesetz 1977) wird geändert wie 
folgt: 

6. § 7 Abs. 1 lautet: 

„(1) Im Schutzgebiet sind beim Wiederaufbau ab­
gebrochener Bauten sowie bei der Verbauung von 
Baulücken und sonst unverbauter Grundstücke die 
Bauten so zu gestalten, daß sie sich dem Er­
scheinungsbild des betreffenden Ortsteiles einfügen 
und dem Ortsbildkonzept nicht widersprechen; das­
selbe gilt für Zu- und Umbauten von Gebäuden, die 
nicht gemäß § 3 Abs. 1 zu erhalten sind." 

7. § 7 Abs. 4 entfällt. 

1. § 2 Abs. 3 lautet: 

„(3) Die Gemeinde hat die über die Erhaltungs­
pflicht nach diesem Gesetz hinausgehenden eigenen 
Maßnahmen zur künftigen Gestaltung des Schutz­
gebietes in einem Ortsbildkonzept zusammenzu­
fassen. Dazu zählen insbesondere Maßnahmen zur 
Erhaltung oder Verbesserung der funktionellen Auf­
gabe des Schutzgebietes und die Ausweisung von 
Gebieten, die im Interesse der Erhaltung der bild­
haften Wirkung des Schutzgebietes nur in einer 
bestimmten Weise oder überhaupt nicht verbaut wer­
den sollen (Sichtzonen). Das Ortsbildkonzept ist inner­
halb von zwei Jahren nach Erlassung der Verordnung 
gemäß Abs. 1 durch den Gemeinderat zu beschließen. 
Vor Beschlußfassung ist das Ortsbildkonzept mit dem 
örtlichen Entwicklungskonzept und dem Flächen­
widmungsplan abzustimmen und die Ortsbild­
kommission zu hören. Das Ortsbildkonzept ist orts­
üblich kundzumachen." 

2. In § 3 Abs. 2 wird dem letzten Satz der Beisatz 
„und dem Ortsbildkonzept nicht widerspricht." an­
gefügt. 

3. § 4 lautet: 

„§4 

Kennzeichnung der Schutzgebiete 

(1) Unverzüglich nach Inkrafttreten einer Ver­
ordnung gemäß § 2 Abs. 1 hat die Gemeinde das 
Schutzgebiet mit den von der Landesregierung bereit­
zustellenden, in der Anlage dargestellten Tafeln zu 
kennzeichnen. 

(2) Von der Gemeinde gemäß Abs. 1 angebrachte 
Tafeln dürfen weder beschädigt noch entfernt 
werden." 

4. In § 6 wird dem letzten Satz der Beisatz „und 
diese Maßnahmen dem Ortsbildkonzept nicht wider­
sprechen." angefügt. 

5. Die Überschrift zu § 7 lautet: 

„Neubauten, Zubauten, Umbauten, 
Änderungen des Erscheinungsbildes" 

8. Dem § 9 wird folgender Satz angefügt: 

„Vor Erlassung der Verordnung ist die Ortsbild­
kommission zu hören." 

9. Dem § 10 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„ (4) Unabhängig von den nach Abs. 1 erforderlichen 
Gutachten kann von der Behörde in Verfahren über 
Maßnahmen, die von besonderer Bedeutung für das 
Ortsbild sind, zusätzlich ein Gutachten der Ortsbild­
kommission eingeholt werden." 

10. Nach § 10 wird folgender § 10 a angefügt: 

„ § 1 0 a 

Ortsbildbesichtigungen 

(1) In höchstens fünfjährigen Abständen nach 
Inkrafttreten einer Verordnung gemäß § 2 Abs. 1 hat 
die Gemeinde unter Beiziehung des Ortsbildsach­
verständigen und der Ortsbildkommission eine 
Besichtigung des Schutzgebietes vorzunehmen. Dabei 
ist zu überprüfen, ob das Schutzgebiet den Be­
stimmungen dieses Gesetzes und dem Ortsbild­
konzept entspricht. Allfällige Beeinträchtigungen sind 
in einem Mängelkatalog festzuhalten. 

(2) Die Ortsbildkommission kann der Gemeinde 
Empfehlungen für die Behebung der festgestellten 
Mängel erstatten." 

11. § 11 lautet: 
„§11 

Ortsbildsachverständige 

(1) Die Landesregierung hat Sachverständige zu 
bestellen, die über Fachkenntnisse auf dem Gebiet des 
Ortsbild- und Landschaftsschutzes verfügen müssen 
(Ortsbildsachverständige), und diese in ein Ver­
zeichnis aufzunehmen. Die Gemeinde hat aus diesem 
Kreis jeweils für die Dauer von zwei Jahren einen 
Ortsbildsachverständigen und für den Fall dessen 
Verhinderung zumindest einen Vertreter aus­
zuwählen, den sie gemäß § 10 Abs. 1 heranzuziehen 
hat. Wird diese Auswahl nicht widerrufen, gilt sie 
jeweils.auf ein weiteres Jahr als verlängert. 

(2) Der Ortsbildsachverständige hat die Gemeinde 
in den Angelegenheiten des Ortsbildschutzes und der 
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Ortsbildpflege zu beraten, an der Ausarbeitung des 
Ortsbildkonzeptes mitzuwirken, in den Verfahren 
gemäß den §§ 3, 6, 7, 8, 15 und 16 dieses Gesetzes und 
- soweit sie Schutzgebiete betreffen - in den Ver­
fahren nach den Bestimmungen der §§ 18, 29, 33 und 
39 Abs. 4 des Steiermärkischen Baugesetzes Gut­
achten zu erstellen. Ferner hat er Mängel und Miß­
stände im Ortsbildschutz und in der Ortsbildpflege der 
Gemeinde und der Landesregierung mitzuteilen. 

(3) Ortsbildsachverständige, die gegen die Pflichten 
ihres Amtes verstoßen, sind von der Landesregierung 
aus dem Verzeichnis (§11 Abs. 1) zu streichen und von 
der Gemeinde nicht mehr heranzuziehen. Ihre Er­
nennung ist zu widerrufen. 

(4) Ortsbildsachverständige erhalten von der 
Landesregierung einen Lichtbildausweis, aus dem ihre 
gesetzlichen Befugnisse zu ersehen sind. 

(5) Die Liegenschaftseigentümer bzw. Verfügungs­
berechtigten haben den Ortsbildsachverständigen und 
den Organen der Gemeinde sowie den von ihr Be­
auftragten Auskünfte zu erteilen und Zutritt zu 
gewähren, soweit dies zur Erfüllung der ihnen nach 
diesem Gesetz zufallenden Aufgaben erforderlich ist 
und nicht öffentlich-rechtliche Beschränkungen ent­
gegenstehen. " 

12. § 12 lautet: 

„§ 12 
Ortsbildkommission 

(1) Beim Amt der Landesregierung wird eine Orts­
bildkommission eingerichtet. Dieser Kommission 
obliegt 

a) die Erstellung von Gutachten, 

b) die Erstattung von Vorschlägen an Gemeinden oder 
die Landesregierung zur Schaffung von Schutz-

. gebieten, 

c) die Erstattung von Empfehlungen an Gemeinden 
oder die Landesregierung in allen sonstigen An­
gelegenheiten des Ortsbildschutzes und der Orts-
bildpflege, 

d) die Ausübung des Anhörungsrechtes gemäß § 2 
Abs. 1 und § 9. 

(2) Die Ortsbildkommission besteht aus 

a) dem von der Landesregierung auf die Dauer von 
fünf Jahren bestellten Vorsitzenden und seinem 
Stellvertreter, 

b) dem Landeskonservator für Steiermark oder seinem 
Stellvertreter, 

c) je einem Vertreter (Stellvertreter) des Steier­
märkischen Gemeindebundes und des Öster­
reichischen Städtebundes, Landesgruppe Steier­
mark, 

d) dem Bürgermeister oder einem von ihm bestellten 
Vertreter der Gemeinde, deren Belange das Schutz­
gebiet betrifft, und dem Ortsbildsachverständigen 
dieser Gemeinde. 

(3) Die Ortsbildkommission hat ihren Sitzungen die 
zuständigen Beamten des Amtes der Landesregierung 
mit beratender Stimme beizuziehen. Sie kann ihren 
Sitzungen im Bedarfsfall auch andere Fachleute mit 
beratender Stimme beiziehen. 

(4) § 11 Abs. 5 gilt sinngemäß. 

(5) Die Ortsbildkommission kann auf Antrag zu­
mindest eines Mitgliedes die Veröffentlichung eines 
von ihr erstatteten Gutachtens mit Zweidrittelmehrheit 
beschließen. 

(6) Die Geschäfte der Ortsbildkommission hat das 
Amt der Landesregierung zu besorgen. Der mit der 
Leitung der Geschäfte betraute Bedienstete des Amtes 
der Landesregierung ist den Sitzungen mit beratender 
Stimme beizuziehen. Ihm obliegt die Vorbereitung der 
Geschäftsstücke und die Protokollführung in den 
Sitzungen." 

13. § 13 Abs. 4 lautet: 

„ (4) Eine Verpflichtung zur Beitragsleistung besteht 
nicht, wenn von den Ortsbildsachverständigen im 
Verfahren gemäß §§ 15, 15 a und 16 vor Abschluß des 
Vertrages keine Gutachten eingeholt wurden oder der 
Vertragsinhalt den Gutachten widerspricht." 

14. Im § 14 Abs. 5 entfällt der vorletzte und letzte Satz. 

15. § 15 lautet: 
„§15 

. Verfahren 

(1) Eine Förderung darf nur auf Ansuchen des 
Liegenschaftseigentümers (Förderungswerbers) ge­
währt werden. 

(2) Das Ansuchen um eine Förderung ist bei der 
zuständigen Gemeinde einzubringen. Ihm sind alle 
zur Beurteilung und Überprüfung der zu fördernden 
Maßnahme erforderlichen Unterlagen anzuschließen, 
insbesondere der der baulichen Maßnahme allenfalls 
zugrundeliegende baubehördliche Bescheid, eine 
gegliederte Darstellung (Kostenberechnung) der zur 
Ausführung der Maßnahmen notwendigen Gesamt­
kosten und der Finanzierungsplan. 

(3) Vor Gewährung einer Förderung hat die 
Gemeinde über die zu fördernde Maßnahme ein Gut­
achten des Ortsbildsachverständigen einzuholen." 

16. Nach § 15 wird folgender § 15 a angefügt: 

„ § 1 5 a 
Förderungsbedingungen 

(1) Im Falle der Gewährung einer Förderung ist 
zwischen der Gemeinde und dem Förderungswerber 
ein Vertrag abzuschließen, der alle Bedingungen und 
Auflagen enthält, die eine widmungsgemäße Ver­
wendung der Förderungsmittel sicherstellen. Ins­
besondere ist der Förderungswerber verpflichtet, über 
die Verwendung der Förderungsmittel innerhalb einer 
zu vereinbarenden Frist Nachweise zu erbringen. 

(2) Im Vertrag ist für den Fall, daß der Förderungs­
werber seine Verpflichtungen aus von ihm zu ver­
antwortenden Gründen nicht erfüllt, zu vereinbaren, 
daß keine weitere Förderung erfolgen kann und über 
Aufforderang der Gemeinde innerhalb einer an­
gemessen zu bestimmenden Frist bereits empfangene 
Förderungsmittel einschließlich einer Verzinsung von 
jährlich 5 Prozent über der Bankrate ab dem Eintritt 
des Einstellungsgrundes zurückzuzahlen sind bzw. die 
Gemeinde für alle erbrachten Leistungen schadlos zu 
halten ist." 
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17. § 16 Abs. 2 lautet: 

„(2) Einer solchen Zusicherung hat eine Beratung 
voranzugehen, zu der die Gemeinde einen Bau­
sachverständigen und den bestellten Ortsbildsach­
verständigen (§11) beizuziehen hat. Der Ortsbildsach­
verständige hat über die Förderungswürdigkeit ein 
Gutachten abzugeben. Zweck dieser Beratung ist es, 
das Vorhaben so zu gestalten, daß den mit der 
Förderung verbundenen Interessen in bestmöglicher 
Weise gedient wird, und dem Förderungswerber jene 
Maßnahmen zu bezeichnen, für die eine Förderung 
erwartet werden kann." 

18. § 16 Abs. 3 lautet: 

„(3) Das Ergebnis dieser Beratung ist festzuhalten. 
Wird dem Begehren entsprochen, so ist unter Be­
schreibung des gesamten Vorhabens und der Maß­
nahmen, für die eine Förderung in Aussicht ge­
nommen ist, Art und Umfang der zu erwartenden 
Förderung sowie die Zeit, für die diese Festlegungen 
gelten, vertraglich zuzusichern." 

19. Im § 16 Abs. 4 werden die Worte „der Antrag" 
durch die Worte „das Ansuchen" ersetzt. 

20. Im § 18 Abs. 1 wird das Zitat „§ 7 Abs. 1 bis 3 
und 5" durch das Zitat „§ 7" ersetzt. 

21. Im § 18 Abs. 2 wird das Zitat „§ 11 Abs. 4 und 
§ 12 Abs. 4" durch das Zitat „§ 4 Abs. 2, § 11 Abs. 5 
u n d § 12 Abs. 4" ersetzt. 

22. § 19 wird folgender § 19 ä angefügt: 

„ § 1 9 a 

Übergangsbestimmung zur Novelle 

(1) Bestehende Schutzgebiete sind innerhalb von 
drei Monaten nach dem Inkrafttreten der Novelle 
(§ 21) gemäß § 4 Abs. 1 zu kennzeichnen. 

(2) Auf Grund des § 4, in der bis zum Inkrafttreten 
der Novelle (§ 21) geltenden Fassung, vorgenommene 
Ersichtlichmachungen sind auf Antrag des Grund­
eigentümers von der für die Ersichtlichmachung im 
Grundbuch verantwortlichen Gebietskörperschaft im 
Grundbuch löschen zu lassen." 

23. § 20 wird folgender § 21 angefügt: 

„ § 2 i 

Inkrafttreten von Novellen 

(1) Die §§ 2 Abs. 3, 3 Abs. 3 und 5, 4, die Überschrift 
des § 7 sowie die §§ 7 Abs. 4, 9, 10 Abs. 1, 10 a, 11, 12, 
13 Abs. 4, 14 Abs. 5, 15, 15 a, 16 Abs. 2, 3 und 4, 
18 Abs. 1 und 2 und 19 a, in der Fassung des Gesetzes 
LGB1. Nr. . ../19..., treten mit dem seiner Verlaut­
barung folgenden Monatsersten, das ist der ..., in 
Kraft." 

Artikel II 

Die Landesregierung wird ermächtigt, aus Anlaß 
der Kundmachung dieses Gesetzes im § 21 Abs. 1 die 
Nummer des Landesgesetzblattes sowie den Tag des 
Inkrafttretens einzusetzen. 
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35. a. o. Sitzung am 5. Mai 1998 
(Beschlüsse Nr. 669 und 670) 

Dr. Hochkofler Annelie, 
Sondervertrag. 
(Entschließungsantrag 
zu den 
Dringlichen Anfragen 
Nr. 33 und 34) 
(LRH-16K 2-1991/48) 
(FoKu-06H 01-98/1) 

669. 

A) Die Steiermärkische Landesregierung wird aufge­
fordert, 
1. die Sonderschau des Zeughauses „Imperial 

Austria" nach der Ausstellung in Australien zu 
beenden, 

2. Frau Dr. Annelie Hochkofler so rasch wie 
möglich - ohne bestehende Projekte zu 
gefährden - nach Graz zurückzubeordern, 

3. den Sondervertrag mit Frau Dr. Annelie 
Hochkofler zum rechtlich frühestmöglichen 
Zeitpunkt aufzulösen. 

B) Der Steiermärkische Landesrechnungshof wird 
aufgefordert, den Verein „Steirische Kultur­
veranstaltungen" - auch im Wege von Kontakten 
mit Verantwortlichen - einer Prüfung zu unter­
ziehen. 

Gedenktafel im Zeughaus. 
(Entschließungsantrag 
zu den 
Dringlichen Anfragen 
Nr. 33 und 34) 
(FoKu-06Ge 1/98-1) 

670. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, die Anbringung einer Gedenktafel im Foyer 
des Zeughauses im Einvernehmen mit dem für die 
Gestaltung zuständigen Architekten rasch in die Wege 
zu leiten, um einen Bezug zum Leid von Opfern von 
Kriegen herzustellen. 

GEDRUCKT AUF UMWELTSCHUTZPAPIER o Steierm. Landesdruckerei, Graz. - 2104-98 
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36. Sitzung am 19. Mai 1998 
(Beschlüsse Nr. 671 bis 727) 

Gebärdendolmetscherinnen. 
(Einl.-Zahl 310/11) R71 
(9-20-1/92-247) " / i # 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 408 des Steiermärkischen Landtages 
vom 21. Oktober 1997 über den Antrag der Ab­
geordneten Dr. Brünner, Keshmiri, Dr. Wabl, 
Mag. Zitz, Korp, Gross, Wicher, Majcen und Schinnerl, 
betreffend Gebärdendolmetscherinnen, wird zur 
Kenntnis genommen. 

672. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, den Steirischen Kultur- und Sportverein in 
Graz, Steinbergstraße 9, mit einem Betrag von 
300.000 Schilling zu unterstützen, um eine weitere 
Anstellung der Kontaktperson und Koordinatorin des 
Vereines gegenüber der hörenden Welt zu er­
möglichen. Vordringliches Ziel dabei ist es, eine 
umfassende Unterstützung von Gehörlosen und Hör­
geschädigten zu ermöglichen. 

673. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert sicherzustellen, daß für hörgeschädigte bzw. 
gehörlose Personen entsprechende beschäftigungs­
politische Maßnahmen getroffen werden. 

674. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 36 des Steiermärkischen Landtages 
vom 25. April 1996 über den Antrag der Abgeordneten 
Gennaro, Günther Prutsch, Schützenhöfer und Purr, 
betreffend Mittel für den Bereich der Arbeitsplatz­
beschaffung, wird zustimmend zur Kenntnis ge­
nommen. 

Steirischer Gehörlosen 
Kultur- und Sport­
verein, Unterstützung. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 310/13) 
(FASW-42-3/98-3) 

Arbeitsmarktsituation für 
gehörlose Personen. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 310/14) 
(FASW-42-3/98-2) 
(LBD-WIP 14 La 3-98/61) 

Arbeitsplatzbeschaffung. 
(Einl.-Zahlen 112/17 
und 126/17) 
(LBD-WIP-14 A 10/98-8) 
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Nationaler Beschäftigungs­
plan, Umsetzung. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahlen 112/19 
und 126/19) 
(LBD-WIP-14 La 3-98/62) 
(FASW-19-1/95-132) 

675. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert 

1. sicherzustellen, daß die steirische Umsetzung des 
Nationalen Beschäftigungsplanes (NAP) durch ein 
entsprechend qualifiziertes Team auf Landesebene 
in enger Kooperation mit dem AMS entwickelt, 
begleitet und durchgeführt wird und 

2. sowohl im Wirtschaftsbericht als auch im laut 
neuem Sozialhilfegesetz zu erstellenden Sozial­
bericht des Landes über den NAP zu berichten. 

Nationaler Beschäftigungs­
plan, Finanzierung. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahlen 112/20 
und 126/20) 
(LBD-WIP-14 La 3-98/63) 
(FASW-19-1/95-133) 

676. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, 

1. an den Bund heranzutreten, daß durch die Finanz­
flüsse an den NAP keine Maßnahmen zur Inte­
gration Langzeitarbeitsloser und schwer(er) Ver­
mittelbarer reduziert werden, 

2. sicherzustellen, daß durch die Finanzflüsse an den 
NAP keine steirischen Maßnahmen zur Integration 
Langzeitarbeitsloser und schwer(er) Vermittelbarer 
reduziert werden, 

3. sicherzustellen, daß Beschäftigungsintegrations-
maßnahmen zugunsten dieser Zielgruppen aus­
gebaut werden, und 

4. sicherzustellen, daß die dabei zu entwickelnden 
regionalen Strukturpakete keine Konkurrenz zu 
bereits existierenden erfolgreichen sozialöko­
nomischen Betrieben und deren Arbeitsinte-
grationsangebote darstellen. 

Wirtschaftsförderungsgesetz, 
Novellierung. 
(Einl.-Zahl 92/6) 
(LBD-WIP-145-3-98/13) 

677. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordnetne Gennaro, Günther 
Prutsch, Dr. Flecker, Gross, Heibl und Vollmann, 
betreffend die Novellierung des Steiermärkischen 
Wirtschaftsförderungsgesetzes, wird zur Kenntnis 
genommen. 

Wirtschaftsförderungsgesetz, 
Novellierung. 
(Einl.-Zahlen 112/18 
und 126/18) 
(LBD-WIP-14 Fo 5-98/7) 

678. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 38 des Steiermärkischen Landtages 
vom 25. April 1996 über den Antrag der Abgeordneten 
Gennaro, Günther Prutsch, Purr und Straßberger, 
betreffend die Novellierung des Steiermärkischen Wirt­
schaftsförderungsgesetzes in der Weise, daß Betrieben 
mit Forschungs- und Entwicklungsabteilungen sowie 
vermehrter Exportorientierung eine höhere Förderung 
zuteil wird, wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 
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Wirtschaftsförderungs-
gesetz, 
Weiterentwicklung. 
(Einl.-Zahl 325/6) 
(LBD-WIP-14 Wi 8-98/13) 

679. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 162 des Steiermärkischen Landtages 
vom 10. Dezember 1996 über den Antrag der 
Abgeordneten Dr. Brünner, Keshmiri, Dr. Wabl und 
Mag. Zitz, betreffend Einbringung eines Vorschlages 
für eine Weiterentwicklung des Wirtschafts-
förderungsgesetzes, wird zustimmend zur Kenntnis 
genommen. 

Mürzfluß, 
Uferschutzmaßnahmen. 
(Einl.-Zahl 621/3) 
(LBD-12.13-131/97-3) 

680. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Vollmann, Dr. Bach-
maier-Geltewa, Herrmann und Schrittwieser, be­
treffend sofortige Uferschutzmaßnahmen am Mürzfluß 
im Bereich der Gemeinden Neuberg, Kapellen, 
Mürzzuschlag, Langenwang und Krieglach, wird zur 
Kenntnis genommen. 

Kernkraftwerk Krsko. 
(Einl.-Zahlen 602/6 
und 85/7) 
(3-07.10 3-941/122) 681. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Mag. Zitz, Dr. Wabl, 
Keshmiri und Dr. Brünner, betreffend Atomkraftwerk 
Krsko, Einl.-Zahl 602/1, sowie zum Antrag der 
Abgeordneten Dr. Karisch, Dr. Wabl, Dr. Brünner, 
Dipl.-Ing. Getzinger und Dipl.-Ing. Chibidziura, 
betreffend eine vorzeitige Schließung des grenznahen 
Kernkraftwerkes Krsko in Slowenien, Einl.-Zahl 85/1, 
wird zur Kenntnis genommen. 

Slowenien und Kroatien, 
Ausstieg aus der 
Atomenergie. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahlen 602/7 
und 85/8) 

682. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert 
1. abzuklären, ob und welche Projekte zur Steigerung 

der Energieeffizienz bzw. der Einführung alter­
nativer Energieerzeugung in Slowenien bzw. 
Kroatien in den Genuß von EU-Finanzierungen 
(z, B. PHARE/CBC, ISPA und Interreg 3) kommen 
könnten, und zu untersuchen, ob solche Projekte 
eventuell durchgeführt werden könnten, und 

2. die Bundesregierung aufzufordern, sich gemeinsam 
mit der Repubük Italien für einen Ausstieg von 
Slowenien und Kroatien aus der Atomenergie 
einzusetzen und dabei auch die EU um ent­
sprechende Hilfe und Fördermittel zu ersuchen. 
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Elektrizitätswirtschafts- und 
-Organisationsgesetz. 
(Einl.-Zahl 759/1) 
(Mündlicher Bericht 
Nr. 92) 

683. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, an die Bundesregierung heranzutreten, um 
zu erwirken, daß bei Beschlußfassung des Elektrizi­
tätswirtschafts- und -Organisationsgesetzes (EIWOG) 
im Nationalrat 

1. im EIWOG für die Verteuerung der Bärnbacher 
Braunkohle im DKW Voitsberg III der Verbund­
gesellschaft in Anwendung der in Artikel 8 Abs. 4 
der entsprechenden EU-Richtlinie eingeräumten 
Möglichkeit, aus Gründen der Versorgungs­
sicherheit Elektrizität bis zu 15 Prozent der in einem 
Kalenderjahr zur Deckung des gesamten Elektrizi­
tätsverbrauches notwendigen Energie vorrangig 
aus Erzeugungsanlagen abzuberufen, einen Vor­
rang von rund 3 Prozent einzuräumen und 

2. im EIWOG zur Vermeidung der beim Einsatz der 
heimischen Braunkohle im DKW Voitsberg III 
entstehenden und im Wettbewerbsmarkt nicht 
mehr amortisierbaren hohen Kosten (Stranded 
Costs) eine Übergangsregelung aufzunehmen, da 
Artikel 24 dieser EU-Richtlinie vorsieht, daß diese 
Kosten im Rahmen einer Übergangsregelung bei 
der EU-Kommission angemeldet werden können. 

Biomassekleinfeuerungs-
anlagen, Förderung. 
(Einl.-Zahl 765/1) 
(7-473-407/98-6) 

684. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, eine Richtlinie zur Förderung von Biomasse-
kleinfeuerungsanlagen unter Berücksichtigung 
folgender Gesichtspunkte zu erlassen: 

• Unter die Förderung fallen folgende Kessel- und 
Heizungssysteme: 
- Hackschnitzelheizungen 
- Pelletsheizungen 
- Vergaser mit Pufferspeicher, die die Grenzwerte 

von automatischen Holzheizungen einhalten 
- Kachelöfen als alleinige Heizquelle 
- Pelletskaminöfen als alleinige Heizquelle 

• Förderungswerber sind: 
- Liegenschaftseigentümerinnen 
- Liegenschaftsanteilseigentümerinnen 
- Wohnungseigentümerinnen 
- Wohnungseigentumswerberlnnen 
- Hauptmieterinnen mit unbefristetem Haupt-

mietyertrag bzw. befristetem Mietvertrag mit 
Einverständnis des Hauseigentümers 

- dinglich Nutzungsberechtigte 
- Vereine 
- Wohnbauträger und Anlagenbetreiberlnnen 
- Contracting-Anbieterlnnen 

• Die Förderung beträgt 25 Prozent der Investitions­
kosten, wobei die Obergrenze bei 30.000 Schilling 
je Wohneinheit zu setzen ist. Kachel- und Karrün-
öfen werden mit höchstens 15.0ÖÖ Schilling ge­
fördert. 

• Gegenstand der Förderung können Wohn­
einheiten und andere beheizte Räume sein, sofern 
keine andere Förderung - ausgenommen eine 
solche nach dem Wohnbauförderungsgesetz, 
LGB1. Nr. 25/1993, zuletzt geändert durch LGB1. 
Nr. 11 /1996- in Betracht kommt. 
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• Die Antragstellung hat binnen eines Jahres nach 
der Rechnungslegung zu.erfolgen. Beizubringen 
sind die saldierte Rechnung, eine Heizlast­
berechnung nach Önorm B 8135 und ein Nach­
weis der Bauanzeige. Das Antragsformular ist 
analog dem Antragsformular für die Solar­
förderung zu gestalten. 

• Die Abwicklung der Förderung erfolgt über die 
Rechtsabteüung 7, wobei die technische Begut­
achtung vom Landesenergieverein durchgeführt 
wird. 

Holzheizungen, Förderung. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 765/2) 
(7-473-407/98-7) 

685. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, die Förderung von modernen Holz­
heizungen für emeuerbare Energieträger zu unter­
stützen und in einer der nächsten Sitzungen einen 
diesbezüglichen Beschluß zu fassen. 

Holzheizungen, Richtlinie 
für die Förderung. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 765/3) 
(7-473-407/98-8) 

686. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, als Anerkennungsstichtag für zu fördernde 
Vorhaben in der geplanten Richtlinie für die 
Förderung von modernen Holzheizungen nicht den 
1. April 1998, sondern den 1. Februar 1998 vorzusehen. 

Über- und außerplanmäßige 
Ausgaben 1997, 
11. Bericht. 
(Einl.-Zahl 789/1) 
(10-21.LTG 1/84-98) 

687. 

Der 11. Bericht für das Rechnungsjahr 1997 der 
Steiermärkischen Landesregierung über die Be­
deckung der in der Liste angeführten über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben im Betrag von 
10,082.272 Schilling wird gemäß § 32 Abs. 2 des L-VG 
1960 zur Kenntnis genommen und hinsichtlich der 
Bedeckung genehmigt. 

Über- und außerplanmäßige 
Ausgaben 1998, 
1. Bericht. 
(Einl.-Zahl 790/1) 
(10-21.LTG 1/85-98) 

688. 

Der 1. Bericht für das Rechnungsjahr 1998 der 
Steiermärkischen Landesregierung über die Be­
deckung der in der Vorlage angeführten über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben in der Gesamthöhe von 
137,194.158,72 Schilling wird gemäß § 32 Abs. 2 des 
L-VG 1960 zur Kenntnis genommen und hinsichtlich 
der Bedeutung genehmigt. 

Über- und außerplanmäßige 
Ausgaben 1998, 
2. Bericht. 
(Einl.-Zahl 803/1) 
(10-21.LTG 1/86-98) 

689. 

Der 2. Bericht für das Rechnungsjahr 1998 der 
Steiermärkischen Landesregierung über die Be­
deckung der in der Liste angeführten über- und außer­
planmäßigen Ausgaben im Betrag von 5,904.407 Schil­
ling wird gemäß § 32 Abs. 2 des L-VG 1960 zur 
Kenntnis genommen und hinsichtlich der Bedeckung 
genehmigt. 
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Büdgetvorschau -
Aktualisierung. 
(Einl.-Zahl 766/1) 
(Mündlicher Bericht 
Nr. 90) 
(10-21.BVO-1/57-98) 

690. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, eine mittelfristige Budgetvorschau, welche 
über das Jahr 2000 hinausgeht, dem Landtag zu-
zumitteln. 

EU-Kofinanzierung. 
(Einl.-Zahl 677/4) 
(10-21.V99-100/AL-98) 691. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Tschernko, Dipl.-
Ing. Dr. Jeglitsch, Ing. Mag. Hochegger und Tasch, 
betreffend EU-Kofinanzierung, wird zur Kenntnis 
genommen. 

Wohnnngsverkauf in 
Leibnitz. 
(Einl.-Zahl 791/1) 
(LV-20 L 20/10-1998) 

692. 

Der Abverkauf der Eigentumswohnung des Landes 
Steiermark in 8430 Leibnitz, Konradweg 8, wird 
genehmigend zur Kenntnis genommen. 

Thermalquelle Loipersdorf 
Ges. m. b. H. & Co. 
KG., Optionsvertrag. 
(Einl.-Zahl 795/1) 
(10-23 Lo 17/111-98) 

693. 

Die Verlängerung der Frist der Thermalquelle 
Loipersdorf Ges. m. b. H. & Co. KG. für die Ausübung 
der Option für den Verkauf von Landesgrund der 
EZ. 541, KG. Loipersdorf, bis zum 31. März 1999 wird 
genehmigt. 

Landesarchiv, 
Generalsanierung. 
(Einl.-Zahl 796/1) 
(LV-34 K 3/200-1998) 

694. 

Die Projektänderung beim 2. Bauabschnitt des 
Neu-, Umbaues und der Generalsanierung des 
Steiermärkischen Landesarchives wird im Sinne des 
Antrages des Steiermärkischen Landesarchives nach­
träglich genehmigt. 

Der hiezu mit Beschluß Nr. 215 des Steier­
märkischen Landtages unter GZ. LV-34 K 3/127-1997 
genehmigte Gesamtkostenrahmen wird um 5 Millio­
nen Schilling brutto inklusive USt., somit von 204 Mil­
lionen Schilling auf 209 Millionen Schilling inklusive 
USt., erhöht. 

Bad Radkersburg, 
Verkauf einer 
Liegenschaft. 
(Einl.-Zahl 802/1) 
(10-24 Ra 33/35-98) 

695. 

Der Verkauf der landeseigenen Liegenschaft 
8940 Bad Radkersburg, Hauptplatz 12 (EZ. 3, Grund­
buch 66331 Bad Radkersburg), gemäß dem an­
geschlossenen Lageplan wird an die Stadtgemeinde 
Bad Radkersburg zum Kaufpreis von 3,550.000 Schil­
ling genehmigt. 
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Herabsetzung der 
Volljährigkeit. 
(Einl.-Zahl 523/2) 
(10-23 Mi 15/4-98) 

696. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 484 des Steiermärkischen Landtages 
vom 25. November 1997 über den Antrag der 
Abgeordneten Schützenhöfer, Dr. Lopatka, Dr. Karisch 
und Pußwald, betreffend die Herabsetzung der 
Volljährigkeit von dem 19. auf das 18. Lebensjahr 
(Änderung des § 21 Abs. 2 ABGB), wird zur Kenntnis 
genommen. 

Eisenbahnbrücke der 
Sulmtalbahn. 
(Einl.-Zahl 758/1) 
(LBD-12.13-161/98-1) 

697. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, die Erhaltung und Revitalisierung der 
historisch bedeutenden Eisenbahnbrücke der ehe­
maligen Sulmtalbahn in Kaindorf sicherzustellen. 

Straßenmeistereien Ilz und 
Fürstenfeld, 
Zusammenlegung. 
(Einl.-Zahl 657/42) 
(Mündlicher Bericht 
Nr. 96) 
(LBD-12.13-139/97-3) 

698. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 507 des Steiermärkischen Landtages 
vom 12. Dezember 1997 über den Antrag der 
Abgeordneten Majcen, Straßberger, Bacher und 
Pußwald, betreffend die Zusammenlegung der 
Straßenmeistereien Fürstenfeld und Ilz, wird nicht zur 
Kenntnis genommen. 

Zusammenlegung der 
Straßenmeistereien 
Fürstenfeld und Ilz, 
Ablehnung. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 657/45) 
(LBD-12.13-139/97-5) 

699. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird- auf­
gefordert, sich in Entsprechung des Landtags­
beschlusses Nr. 507 vom 12. Dezember 1997 gegen 
eine Zusammenlegung der Straßenmeisterei Fürsten­
feld mit der Autobahnmeisterei Ilz auszusprechen. 

Landesstraßensonder-
bauprogramm 1998, 
1999 und 2000. 
(Einl.-Zahl 757/1) 
(LBD-12.13-162/98-1) 

700. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, zur Verbesserung der regionalen Er­
schließung des Wirtschaftsstandortes Steiermark ein 
Landesstraßensonderbauprogramm mit einer Dotation 
von 500 Millionen Schilling einzurichten, wobei für die 
Umsetzung eines derartigen Programmes in den 
Jahren 1998, 1999 und 2000 eine Aufstockung des 
Sonderinvestitionsprogrammes vorzunehmen ist, die 
bereits ab dem Jahre 1998 aus nicht budgetierten 
Mehreinnahmen (z. B. Privatisierungserlöse Landes-
Hypothekenbank, Börsengang ESTAG usw.) zu 
bedecken ist. 



36. Sitzung am 19, Mai 1998, Beschlüsse Nr. 701 bis 706 

Landesstraßensonder-
bauprogramm. 
(Entschließungsantrag, 
Einl-Zahl 757/2) 
(LBD-12.13-163/98-1) 

Umfahrung Bad Aussee, 
Sonderfinanzierung. 
(Entschließungsantrag, 

. Ein! -Zahl 757/3) 
(LBD-12.13-166/98-1) 

701. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, die im Rahmen des Landesstraßensonder-
bauprogrammes bereitzustellenden Mittel von 
500 Millionen Schilling zu 40 Prozent für die Erhaltung 
und Sanierung von Landesstraßen für Projekte zu 
verwenden, die bis zum 19. Mai 1998 noch nicht von 
der Landesregierung beschlossen oder genehmigt 
wurden. 

702. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, alle Maßnahmen zu ergreifen, daß zur 
Entlastung der Bevölkerung die Umfahrung von Bad 
Aussee (L 702 und L 703) rasch realisiert werden kann. 

Nordumfahrung Wies. 
(Einl.-Zahl 768/1) 
(LBD-12.13-165/98-1) 703. 

Tagesmutter-Kinder-
Betreuungsscheck. 
(Einl.-Zahlen 269/8 
und 498/3) 
(13-03.00-39/12) 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, alle Maßnahmen zu ergreifen, damit zur 
Entlastung der Bewohnerinnen die Nordumfahrung 
Wies (L 605) möglichst rasch realisiert werden kann. 

704. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zu den Anträgen der Abgeordneten Mag. Bleckmann, 
Dietrich, Mag. Hartinger, List, Ing. Peinhaupt, 
Schinnerl, Ing. Schreiner, Wiedner und Dipl.-
Ing. Vesko, betreffend Tagesmutter-Kinder-Be­
treuungsscheck, wird zur Kenntnis genommen. 

Kinderbetreuungs-
schecksystem. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahlen 269/9 
und 498/4) 
(LAD-05.00-158/96-5) 

705. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, an die Bundesregierung mit dem Ersuchen 
heranzutreten, Maßnahmen zu ergreifen, daß ein 
Kinderbetreuungssystem auch für die bisher nicht 
geförderten Personengruppen Anwendung findet. 

Pflegegeldgesetz, 
Novellierung. 
(Einl-Zahl 441/4) 
(9-20-26/95-321) 

706. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Mag. Zitz, Dr. Wabl, 
Keshmiri und Dr. Brünner, betreffend die Novellierung 
des Steiermärkischen Pflegegeldgesetzes, wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Behinderten- und 
Pflegegeldgesetz, 
Änderung. 
(Einl.-Zahl 396/7) 
(9-20-26/95-322) 

707. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 244 des Steiermärkischen Landtages 
vom 11. März 1997 über den Antrag der Abgeordneten 
Wicher, Gross, Dr. Lopatka, Schinnerl, Tschernko, 
Keshmiri und Bacher, betreffend Änderung des 
Behindertengesetzes und des Steiermärkischen 
Pflegegeldgesetzes, wird zur Kenntnis genommen. 

Jugendnotschlaf stelle 
„Schlupf haus". 
(Einl.-Zahl 261/7) 
(FASW-34-2/98-82) 

708. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 247 des Steiermärkischen Landtages 
vom 11. März 1997 über den Antrag der Abgeordneten 
Gross, Dr. Lopatka, Mag. Zitz, Keshmiri, Dr. Bach-
maier-Geltewa, Pußwald, Günther Prutsch und 
Dr. Reinprecht, betreffend das Vorsehen einer 
Förderung für die Jugendnotschlafstelle „ Schlupf-
haus" auch nach der Evaluierung dieses Projektes, 
wird zur Kenntnis genommen. 

Feuerschutzsteuer, 
Selbstverwaltung. 
(Einl.-Zahl 438/5) 
(Mündlicher Bericht 
Nr. 91) 
(AKS-39-57/2-98) 

709. 

Der abschließende Bericht der Steiermärkischen 
Landesregierung (samt Anlage zur Regierungs­
vorlage) zum Antrag der Abgeordneten Schinnerl, 
List, Wiedner und Porta, betreffend Selbstverwaltung 
der Feuerschutzsteuer durch die Feuerwehr, wird zur 
Kenntnis genommen. 

Rechtsbereinigungsgesetz. 
(Einl.-Zahl 681/1, 
Beilage Nr. 87) 
(Mündlicher Bericht 
Nr. 93) 
(VD-27.00-125/93-4) 

710. 
Gesetz vom zur Bereinigung 
des Landesrechtes (Rechtsbereinigungsgesetz) 

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen: 

§ 1 
Aufhebung von Landesgesetzen 

Landesgesetze, die vor dem 1. Jänner 1960 in Kraft 
getreten sind, und Landesgesetze, mit denen solche 
Gesetze nach dem 1. Jänner 1960 geändert worden 
sind, werden aufgehoben. 

§ 2 

Ausnahmen 

§ 1 gilt nicht für 

1. Verfassungsgesetze des Landes, 

2. Gesetze, die nach dem 1. Jänner 1960 wieder-
verlautbart wurden, 

3. Rechtsvorschriften, die in der Anlage angeführt 
sind. 

§ 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 1999 in Kraft. 
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Anlage 

(zu§2Z. 3) 

Von der Aufhebung durch § 1 nicht erfaßte Rechtsvorschriften 

1. Gesetz betreffend die Organisation des öffentlichen Sanitätsdienstes (Reichssanitätsgesetz), RGBl. 
Nr. 68/1870; 

2. Gesetz betreffend die amtliche Stellung des zum Schutz einzelner Zweige der Landeskultur aufgestellten 
Wachpersonals, RGBl. Nr. 84/1872; 

3. Gesetz betreffend die äußere Kennzeichnung der zum Schutz der Landeskultur bestellten und beeideten 
Wachorgane, LGuVBl. Nr. 39/1887, in der Fassung der Wiederverlautbarung LGBl. Nr. 58/1950; 

4. Gesetz über die Gemeindevermittlungsämter, LGuVBl. Nr. 23/1915; 

5. Gesetz über Totalisateur- und Buchmacherwetten sowie Maßnahmen zur Unterdrückung des Winkelwett­
wesens, StGBl. Nr. 388/1919, in der Fassung StGBl. Nr. 193/1920 und LGBl. Nr. 13/1993; 

6. Gesetz über die Wegefreiheit im Bergland, LGBl. Nr. 107/1922; 

7. Gesetz über die Aufhebung der Jagdrechtsvorbehalte auf fremdem Grund und Boden, LGBl. Nr. 56/1923, in 
der Fassung der Wiederverlautbarung LGBl. Nr. 58/1950; 

8. Gesetz betreffend die Tanzlehranstalten, BGBl. Nr. 537/1923; 

9. Gesetz über die Einhebung einer Versteigerungsabgabe zugunsten der Ortsarmenfonds, LGBl. 
Nr. 10/1928; 

10. Gesetz zum Schutz von Naturhöhlen (Naturhöhlengesetz), BGBl. Nr. 169/1928, in der Fassung der Bundes-
Verfassungsgesetznovelle 1974, BGBl. Nr. 444/1974, und des Gesetzes BGBl. Nr. 786/1974; 

11. Gesetz betreffend Maßnahmen zur Bekämpfung der Gamsräude, LGBl. Nr. 46/1931, in der Fassung der Wie­
derverlautbarung LGBl. Nr. 58/1950; 

12. Reichsnaturschutzgesetz, Gesetzblatt für das Land Österreich Nr. 245/1939; 

13. Gesetz über die Erhöhung der Geldstrafen im Verwaltungsstrafrecht (Landes-Verwaltungsstraferhöhungs-
gesetz 1948), LGBl. Nr. 28/1949; 

14. Tierseuchenkassengesetz, LGBl. Nr. 38/1949, in der Fassung LGBl. Nr. 6/1957, 9/1981 und 80/1995; 

15. Hundeabgabegesetz, LGBl. Nr. 24/1950, in der Fassung LGBl. Nr. 158/1963 und 51/1969; 

16. Lustbarkeitsabgabegesetz, LGBl. Nr. 37/1950, in der Fassung LGBl. Nr. 158/1963, 194/1964, 121/1968 
und 34/1986; 

17. Pflanzenschutzgesetz, LGBl. Nr. 1/1951, in der Fassung LGBl. Nr. 6/1977; 

18. Benützungsabgabegesetz, LGBl. Nr. 5/1954, in der Fassung LGBl. Nr. 42/1960, 158/1963 und 188/1969; 

19. Grundsteuerbefreiungsgesetz 1954, LGBl. Nr. 15/1955, in der Fassung LGBl. Nr. 44/1957 und 13/1969; 

20. Landesdienstzweigeverordnung, LGBl. Nr. 49/1955, in der Fassung LGBl. Nr. 61/1960, 64/1960, 66/1961, 
129/1964 und 15/1985; 

21. Kanalabgabegesetz 1955, LGBl. Nr. 71/1955, in der Fassung LGBl. Nr. 158/1963, 63/1965, 40/1971, 67/1986, 
44/1987 und 80/1988; 

22. Gesetz über die Sicherung des Arbeitsplatzes von zum Präsenzdienst einberufenen Dienstnehmern der 
Gemeinden, LGBL Nr. 23/1957, in der Fassung LGBl. Nr. 128/1968; 

23. Dienst- und Gehaltsordnung der Beamten der Landeshauptstadt Graz 1956, LGBl. Nr. 30/1957, in der Fas­
sung LGBl. Nr. 20/1959, 35/1959, 26/1961, 103/1961, 153/1962, 61/1967," 126/1968, 49/1969, 17/1976, 
26/1980, 16/1984, 13/1987, 37/1989, 10/1993, 82/1993, 17/1994, 37/1994, 16/1995, 13/1996, 46/1996 
und 72/1997; 

24. Gemeindebedienstetengesetz 1957, LGBl. Nr, 34/1957, in der Fassung LGBl. Nr. 17/1959, 17/1960,116/1962, 
155/1964, 204/1966, 83/1967, 32/1968, 50/1969, 29/1970, 61/1971, 59/1973, 156/1975, 59/1977, 42/1978, 
55/1979, 65/1981, 74/1986, 19/1988, 84/1993, 103/1993, 37/1994, 13/1995, 14/1996, 74/1996, 28/1997 
und 72/1997; 

25. Gesetz über den Mutterschutz von Dienstnehmerinnen der steirischen Gemeinden, LGBl. Nr. 42/1957, in der 
Fassung LGBl. Nr. 107/1961, 149/1962, 127/1968 und 65/1976; 

26. Krankenanstaltengesetz - KALG, LGBl. Nr. 78/1957, in der Fassung LGBl. Nr. 16/1968, 14/1969, 177/1969, 
112/1981, 30/1982, 25/1985, 45/1985, 7/1986, 77/1987, 40/1988, 38/1989, 15/1990, 43/1991, 22/1992, 46/1992 
und 88/1995; 

27. Gesetz über den Ehrenring des Landes, LGBl. Nr. 71/1959, in der Fassung LGBl. Nr. 38/1960; 

28. Wasserrechtsgesetz, BGBl. Nr. 215/1959, in der Fassung BGBl. Nr. 207/1969, 36/1970, 50/1974 und in der 
Fassung der Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1974, BGBl. Nr. 444/1974. 
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Gendarmerieposten. 
(Einl.-Zahl 632/2) 
(LAD-05.00-201/97-4) 711. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Wiedner, Mag. Bleck­
mann, Dietrich, Mag. Hartinger, List, Ing. Peinhaupt, 
Porta, Schinnerl, Ing. Schreiner und Dipl.-Ing. Vesko, 
betreffend Gendarmerieposten in der Steiermark, wird 
zur Kenntnis genommen. 

Gendarmerieposten, 
Schließung in der 
Steiermark. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 632/3) 
(LAD-05.00-201/97-5) 

712. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, an die Bundesregierung mit dem Ersuchen 
heranzutreten, daß 

1. keine weiteren Einsparungen von Planposten bei 
der Gendarmerie bzw. Schließungen von Gen­
darmerieposten in der Steiermark erfolgen, 

2. eine transparente und nachvollziehbare Statistik 
über die Kriminaldelikte geführt wird und 

3. eine Studie hinsichtlich der Wertigkeiten von 
Leistungen der Gendarmerie erarbeitet wird, wobei 
ein erhöhter Stellenwert auf die Präventivarbeit 
gelegt werden soll. 

Landtagsdirektion und 
Landesrechnungshof, 
Diensthoheit der 
Bediensteten. 
(Einl.-Zahl 702/1) 
(Mündlicher Bericht 
Nr. 94) 
(LDT) 

713. 

Der Bericht des Verfassungs-, Unvereinbarkeits­
und Immunitäts-Ausschusses über den Antrag, Einl.-
Zahl 702/1, der Abgeordneten Dr. Brünner und 
Keshmiri, betreffend Änderung der Diensthoheit für 
Bedienstete der Landtagsdirektion und des Landes­
rechnungshofes, wird zur Kenntnis genommen. 

Landtagsdirektion und 
Landesrechnungshof, 
Diensthoheit der 
Bediensteten. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 702/4) 
(VD-25.00-1/89-97 und 
25.01-2/89-30) 

714. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, an die Bundesregierung mit dem Ersuchen 
heranzutreten, durch Novellierung der Bundes­
verfassung - auch unabhängig von der Bundesstaats­
reform - den Ländern eine abweichende Regelung der 
Diensthoheit gegenüber den Bediensteten des Landes 
analog zu den im B-VG vorgesehenen gleichartigen 
Ausnahmen für Bedienstete des Landesrechnungs­
hofes, der Landtagsdirektion usw. zu ermöglichen und 
für deren Umsetzung im Nationalrat einzutreten. 

Unabhängiger 
Verwaltungssenat, 
Entscheidungs­
kompetenzen. 
(Einl.-Zahl 716/1) 
(Mündlicher Bericht 
Nr. 95) 
(LDT) 

715. 

Der Bericht des Verfassungs-, Unvereinbarkeits­
und Immunitäts-Ausschusses über den Antrag, Einl.-
Zahl 716/1, der Abgeordneten Mag. Bleckmann, Dipl.-
Ing. Vesko, Ing. Peinhaupt und Ing. Schreiner, 
betreffend Entscheidungskömpetenzen des Un­
abhängigen Verwaltungssenates für das Land 
Steiermark, wird zur Kenntnis genommen. 



12 36. Sitzung am 19. Mai 1998, Beschlüsse Nr. 716 bis 721 

Unternehmer, die illegal 
beschäftigen. 
(Einl.-Zahl 14/17) 

. (Mündlicher Bericht 
Nr. 97) 
(VD-29.00-115/95-201) 

716. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 306 des Steiermärkischen Landtages 
vom 13. Mai 1997 über den Antrag der Abgeordneten 
Gennaro, Dr. Flecker, Dr. Bachmaier-Geltewa und 
Günther Prutsch, betreffend Sanktionen gegen Unter­
nehmer, die illegal beschäftigen, wird zur Kenntnis 
genommen. 

Ausländerbeschäftigungs­
gesetz, Vollziehung. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 14/18) 
(LRH 10 A 3/98) 

717. 

Der Landesrechnungshof wird aufgefordert, die 
Organisation der Bezirksverwaltungsbehörden in 
bezug auf Vollziehung des Ausländerbeschäftigungs-, 
des Kinder- und Jugendlichenbeschäftigungs-, des 
Arbeitszeit- sowie des Arbeitnehmerinnenschutz­
gesetzes (mit zugehörigen Verordnungen) unter 
besonderer Beachtung der Differenz zwischen ver­
hängten Strafen und eingenommenen Strafgeldern zu 
prüfen. 

Europäische Integration, 
1. Vierteljahresbericht 
1998. 
(Einl.-Zahl 801/1) 
(EA-41.25-1/98-148) 

718. 

Der Bericht an den Steiermärkischen Landtag über 
den Stand der Europäischen Integration für das erste 
Vierteljahr 1998 wird zur Kenntnis genommen. 

Förderungen im 
Kulturbereich 1996. 
(Einl.-Zahl 794/1) 
(Kult-24 Ku 6/98-20) 

719. 

Der Bericht über die Förderungen im Kulturbereich 
für das Jahr 1996 wird gemäß § 8 des Steiermärkischen 
Kulturförderungsgesetzes zur Kenntnis genommen. 

Kulturbericht 
ab dem Jahr 1999. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 794/2) 
(FoKu-06 Ku 1-98/6) 

720. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, zweijährig, erstmals im Jahre 1999, einen 
umfassenden Kulturbericht vorzulegen, der über die 
gesamten kulturpolitischen Tätigkeiten in der Steier­
mark einen Überblick bieten und insbesondere auf 
folgende Bereiche eingehen soll: 

1. Grundsätze steirischer Kulturpolitik. 

2. Schwerpunkte steirischer Kulturpolitik. 

3. Erfolgte und geplante Aktivitäten einschließlich 
ihrer finanziellen Gebarung. 

Landesausstellung in 
Weiz - Gleisdorf. 
(Einl.-Zahl 226/6) 
(3-03-10.004-98/181) 

721. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Huber, Herrmann, 
Dipl.-Ing. Getzinger und Korp, betreffend eine 
Landesausstellung in der Region Weiz - Gleisdorf zum 
Thema „Energie - gestern, heute, morgen", wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Steirische Grenzburg, 
Ausgrabungen in 
Ungarn. 
(Einl.-Zahl 329/6) 
(LMJ-03.26/1998-2) 

722. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Mag. Bleckmann, 
Ing. Peinhaupt, Mag. Hartinger und Dietrich, be­
treffend Ausgrabungen einer steirischen Grenzburg in 
der Nähe von Bajcsa (Ungarn), wird zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 

Landesausstellung in Piber. 
(Einl.-Zahl 719/1) 
(KULT 90 Pi 1/4-98) 723. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, die entsprechenden Maßnahmen zu ver­
anlassen, damit in Piber, Bezirk Voitsberg, im Jahre 
2000 oder danach die Landesausstellung mit dem 
Thema „Der Mythos vom Pferd - eine Kultur­
geschichte des Pferdes" in Verbindung mit der 
Darstellung der Region „Vom Waldland zum 
Industriegebiet - das Werden einer Region" durch­
geführt werden kann. 

Kunsthaus in Graz. 
(Einl.-Zahl 780/1) 
(Mündlicher Bericht 
Nr. 89) 
(LBD-12.13-164/98-1) 

724. 

Der Bericht des Ausschusses für Bildung, Kultur, 
Schulen und Kindergärten über den Antrag, Einl.-
Zahl 780/1, der Abgeordneten Dr. Wabl und Mag. Zitz, 
betreffend die Verwirklichung eines Kunsthauses in 
Graz, wird zur Kenntnis genommen. 

Startwohnungsprogramm, 
Holzheizungsdirekt-
f örderungsprogramm. 
(Einl.-Zahl 575/3) 
(14-05 L 2/15) 

725. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 441 des Steiermärkischen Landtages 
vom 21. Oktober 1997, über den Antrag der Ab­
geordneten Heibl, Majcen, Schinnerl, Dr. Brünner und 
Mag. Zitz, betreffend Startwohnungsprogramm für 
Jungfamilien und ein Holzheizungsdirektförderungs-
programrn, wird zur Kenntnis genommen. 

Wärmedämmverordnung. 
(Einl.-Zahl 410/5) 
(LBD-12.13-80/97-9) 726. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Keshmiri, Dr. Brünner, 
Dr. Wabl und Mag. Zitz, betreffend Wärmedämm­
verordnung, wird zur Kenntnis genommen. 

Waldorf Schulverein. 
(Einl.-Zahl 793/1) 
(12-80 NK 12/16-1998) 727. 

Die Umwandlung des bestehenden Pachtvertrages 
zwischen dem Land Steiermark und dem Waldorf 
Schulverein Steiermark in einen Baurechtsvertrag, 
nunmehr umfassend das Grundstück Nr. 955 im 
Gesamtausmaß von 22.118 Quadratmeter der neu­
geschaffenen EZ. 1031, KG. Graz-Stadt-Messendorf, 
wird anhand der beüiegenden Vertragsfassung 
genehmigt. 
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37. Sitzung am 9. Juni 1998 
(Beschlüsse Nr. 728 bis 758) 

Frauenförderungspro­
gramme. 
(Einl.-Zahl 811/1) 
(LBD-WIP-14Fa-4-98/10) 

728. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, im Zuge der Erlassung künftiger Richtlinien 
und Programme zur Frauenförderung bzw. Frauen­
beschäftigung auf die am Arbeitsmarkt nachgefragten 
Qualifikationen verstärkt Bedacht zu nehmen. 

Projekt „Biodiesel". 
(Eml.-Zahl 670/3) 
(LBD-12.13-134/97-3) 729. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Mag. Bleckmann, Ing. 
Peinhaupt, Dietrich, Ing. Schreiner, Porta, Wiedner 
und List, betreffend die Forcierung des Projektes 
„Biodiesel", wird zur Kenntnis genommen. 

380-kV-Leitung Steiermark, 
energiewirtschaftliche 
Neubewertung. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 670/4) 
(FoKu-10.LB-96/49) 

730. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird aufge­
fordert, 

a) alle von der Landesregierung in Auftrag gegebenen 
Gutachten zur 380-kV-Leitung unverzüglich der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen; 

b) für den Fall, daß das noch ausständige Gesamtgut­
achten von Prof. Tichy das kritische Ergebnis der 
E.V.A.-Studie bestätigt, alle erforderlichen Schritte 
zu setzen, damit der Bau der 380-kV-Leitung durch 
die Steiermark verhindert werden kann; 

c) dem Landtag eine Zusammenfassung der Gut­
achten unverzüglich vorzulegen; 

d) das in der E.V.A.-Studie empfohlene Alternativ­
szenarium für die langfristige Sicherstellung einer 
ökologisch verträglichen Stromversorgung der 
Steiermark von dieser ausarbeiten zu lassen. 

Umweltförderungsgesetz, 
Förderungen. 
(Einl.-Zahl 428/3) 
(Mündlicher Bericht 
Nr. 100) 
(LBD-12.13-96/97-5) 

731. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 350 des Steiermärkischen Landtages 
vom 10. Juni 1997 über den Antrag der Abgeordneten 
Dr. Karisch, Ing. Locker, Riebenbauer und Majcen, 
betreffend die Gewährung von Förderungen nach dem 
Umweltförderungsgesetz, wird nicht zur Kenntnis 
genommen. 
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Umweltförderungsgesetz, 
Förderungen. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 428/4) 
(LBD-12.13-174/98-1) 

732. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, an die Bundesregierung mit Nachdruck 
heranzutreten, um zu erwirken, daß die Gewährung 
von Förderungen nach dem Umweltförderungsgesetz 
1993 nicht generell an die Aufnahme von Kapital­
marktdarlehen gebunden ist. 

Landesrechnungsabschluß 
1997. 
(Einl.-Zahl 799/1) 
(10-21.R 97-1/33-98) 

733. 

Der Landesrechnungsabschluß 1997 mit dem Band I 
(Ordentlicher Haushalt, Außerordentlicher Haushalt, 
Gesamtübersichten und Nachweise) und dem Band II 
(Untervoranschläge und Wirtschaftsbetliebe) wird zur 
Kenntnis genommen. 

Förderungskatalog. 
(Einl.-Zahl 318/8) 
(10-21.LTG-3/24-98) 734. 

Zum Beschluß Nr. 168 des Steiermärkischen Land­
tages vom 10. Dezember 1996 über den Antrag der 
Abgeordneten Wiedner, Dr. Flecker, Mag. Bleckmann, 
Schützenhöfer und Keshmiri wird der Förderungs­
katalog 1996, bestehend aus der von der Landes­
buchhaltung erstellten Übersicht der Förderungs­
ansätze und den von den zuständigen kreditbewirt­
schaftenden Abteilungen vorgelegten detaillierten 
Darstellungen samt der Stellungnahme des Ver­
fassungsdienstes vom 9. September 1997 zur Kenntnis 
genommen. 

Steirische Bahnhöfe, 
Behinderten­
freundlichkeit. 
(Einl.-Zahl 824/1) 
(LBD-12.13-175/98-1) 

735. 

Die Landesregierung möge dafür Sorge tragen bzw. 
sich bei den zuständigen Stellen dafür einsetzen, daß 

1. ein barrierefreier Zugang zu den Toiletten und 
Bahnsteigen der steirischen Bahnhöfe ermöglicht 
wird, 

2. die Bahnhöfe generell künden- und benutzer­
freundlicher ausgestattet werden (mehr Geschäfte, 
saubere Toiletten, Einrichtung von Wickel- und 
Duschmöglichkeiten, Zurverfügungstellung von 
Kofferträgern bzw. Transportwägen), 

3. für Jugendliche an jedem größeren Bahnhof ein 
einladender und freundlicher Jugendwarteraum 
eingerichtet wird, 

4. ausreichend Parkplätze im Umfeld der steirischen 
Bahnhöfe geschaffen werden, damit der Zug als 
öffentliches Verkehrsmittel bequemer erreichbar 
und damit öfter benützt wird, und 

5. für eine ausreichende Beschilderung der Bahnhöfe 
gesorgt wird, damit diese einfach zu finden sind. 

Landhaus, 
Zugangsmöglichkeit 
für Rollstuhlbenützer. 
(Entschließungsantrag, 

. Einl.-Zahl 824/2) 
(LV-30 Ll/156-98) 

736. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, diese Provisorien durch fixe Zugangs­
möglichkeiten zu ersetzen) was eine Erleichterung 
und mehr Komfort für alle Benutzer bedeuten würde. 
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Pausendorfer Straße, L 547, 
Auflassung. 
(Einl.-Zahl 831/1) 
(LBD-2b 38-1/96-45) 

737. 

Gemäß § 8 Abs. 1 Landes-Straßenverwaltungs-
gesetz 1964 wird die Landesstraße Nr. 547, Pausen-
dorfer Straße, von km 0,000 bis km 0,840 in einer 
Gesamtlänge von 840 Meter aufgelassen und der 
Marktgemeinde Spielberg bei Knittelfeld nach vorher­
gehender letztmaliger Instandsetzung übergeben. Die 
gegenständliche Landesstraßenauflassung tritt mit 
dem Tag der Beschlußfassung in Kraft. 

Alkoholismus bei 
Jugendlichen. 
(Einl.-Zahl 266/9) 
(FASW-12-1/1997-10) 

738. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 343 des Steiermärkischen Landtages 
vom 10. Juni 1997 über den Antrag der Abgeordneten 
Dietrich, Mag. Hartinger, Mag. Bleckmann und 
Schinnerl, betreffend Maßnahmen gegen Alkoholis­
mus bei Jugendlichen, wird zur Kenntnis genommen. 

Schulsportanlagen, Öffnung 
für die Jugend. 
(Einl.-Zahl 633/4) 
(13-03.00-69/13-98) 

739. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Mag. Bleckmann, 
Schinnerl, Dipl.-Ing. Vesko, Ing. Peinhaupt und Porta, 
betreffend die Öffnung der Schulsportanlagen für die 
Jugend, wird zur Kenntnis genommen. 

Schulsportanlagen, 
Haftung. 
(Entschließungsantrag, 
Einl.-Zahl 633/5) 
(13-03.00-69/14-98) 

740. 

Die Steiermärkische Landesregierung für den 
Bereich der Pflichtschulen einerseits und die Bundes­
regierung für den Bereich der Bundesschulen anderer­
seits werden ersucht, dafür Sorge zu tragen, daß - um 
die Sportanlagen der Schulen weitestgehend öffnen zu 
können - die Schulleiter keine Haftungsrisiken 
treffen. 

Höhere Bundeslehranstalt 
für wirtschaftliche 
Berufe, Schülerfreifahrt 
während 
Pflichtpraktikum. 
(Einl.-Zahl 819/1) 
(13-03.00-82/2-98) 

741. 

Die Landesregierung wird aufgefordert, sich dafür 
einzusetzen, daß 

1. auch jenen Schülerinnen der Höheren Bundes­
lehranstalt für wirtschaftliche Berufe, die ein 
Pflichtpraktikum in Betrieben der Wirtschaft oder 
des Sozialbereichs zu absolvieren haben, eine 
Schülerfreifahrt bzw. eine Schulfahrtbeihilfe 
gewährt wird oder 

2. der finanzielle Mehraufwand durch das Pendeln 
zwischen Betrieb und Wohnsitz abgegolten wird. 



4 37. Sitzung am 9. Juni 1998, Beschluß Nr. 742 

Steiermärkisches 
Vergabegesetz 1997. 
(Einl.-Zahl 659/1, 
Beilage Nr. 85) 
(Mündlicher Bericht 
Nr. 99) 
(VD-27.00-50/90-209) 742. 

Gesetz vom mit dem 
Vorschriften über die Vergabe öffentlicher Aufträge 
erlassen werden (Steiermärkisches Vergabegesetz 

1998 - StVergG) 

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen: 
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l.TEIL 
Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 

1. Hauptstück 
Anwendungsbereich 

§1 
Gegenstand der Regelung 

Dieses Gesetz regelt die Vergabe von Liefer­
aufträgen, Bauaufträgen, Baukonzessionsaufträgen 
und Dienstleistungsäufträgen durch öffentliche Auf­
traggeber. 

§2 
Anwendungsbereich bei der Vergabe 

von Aufträgen oberhalb der Schwellenwerte 

(1) Dieses Gesetz ist - mit Ausnahme des 3. Teiles -
anzuwenden, wenn der geschätzte Auftragswert ohne 
Umsatzsteuer 

1. bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungs­
aufträgen mindestens 200.000 ECU und 

2. bei der Vergabe von Bau- und Baukonzessions­
aufträgen mindestens 5 Millionen ECU 

beträgt. 

(2) Bei der Vergabe von Dienstleistungsaufträgen 
gemäß Anhang IV dieses Gesetzes sind ausschließlich 
die Bestimmungen des 1. und 5. Teiles sowie die §§63, 
65, 66 und 71 anzuwenden. Diese Bestimmungen sind 
überdies nur dann anzuwenden, wenn der geschätzte 
Auftragswert ohne Umsatzsteuer mindestens 
200.000 ECU beträgt. 

(3) Bei der Vergabe von Aufträgen im Bereich der 
Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im 
Telekommunikationssektor sind ausschließlich die 
Bestimmungen des 1. Teiles, des 4. Hauptstückes des 
4. Teiles sowie des 5. und 6. Teiles dieses Gesetzes 
anzuwenden. Diese Bestimmungen sind überdies nur 
dann anzuwenden, wenn der geschätzte Auftragswert 
ohne Umsatzsteuer 

1. bei Lief er- und Dienstleistungsaufträgen im Tele­
kommunikationssektor mindestens 600.000 ECU, 

2. bei sonstigen Lief er- und Dienstleistungsaufträgen 
mindestens 400.000 ECU und 

3. bei Bauaufträgen mindestens 5 Millionen ECU 

beträgt. 

§3 

Anwendungsbereich bei der Vergabe 
von Aufträgen unterhalb der Schwellenwerte 

(1) Für die Vergabe von Aufträgen, deren ge­
schätzter Auftragswert die im § 2 festgelegten 
Schwellenwerte nicht erreicht, gilt dieses Gesetz mit 
der Maßgabe, daß 

1. die Bestimmungen des 4. Teiles und des 3. Haupt­
stückes des 5. Teiles nicht anzuwenden sind und 

2. die übrigen Bestimmungen des 5. Teiles nur 
anzuwenden sind, wenn der geschätzte Auftrags­
wert ohne Umsatzsteuer 

a) bei der Vergabe von Liefer- und Dienst­
leistungsaufträgen mindestens 1 Million Schil­
ling und 

b) bei der Vergabe von Bau- und Baukonzessions­
aufträgen mindestens 7 Millionen ScMling 

beträgt. 

(2) Bei der Vergabe von Dienstleistungsaufträgen 
gemäß Anhang IV und der Kategorie Nr. 6 des 
Anhanges III sowie bei der Vergabe von Aufträgen im 
Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsver­
sorgung sowie im Telekommunikationssektor ist 
dieses Gesetz, sofern der jeweilige Auftragswert die 
im § 2 festgelegten Schwellenwerte nicht erreicht, 
nicht anzuwenden. 
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§4 
Berechnung des Schwellenwertes 

bei Lieferaufträgen 
(1) Bei Leasing, Miete, Pacht oder Ratenkauf ist als 

geschätzter Auftragswert anzusetzen: 
1. bei befristeten Verträgen der geschätzte Gesamt­

wert für die Laufzeit des Vertrages; 
2. bei unbefristeten Verträgen oder bei Aufträgen mit 

einer Laufzeit von mehr als 48 Monaten das 48fache 
der monatlichen Zahlung. 

(2) Bei regelmäßig wiederkehrenden Aufträgen 
oder bei Daueraufträgen ist als geschätzter Auftrags­
wert anzusetzen: 
1. entweder der tatsächliche Wert der entsprechenden 

Aufträge im vorangegangenen Finanz- bzw. Haus­
haltsjahr oder in den vorangegangenen zwölf 
Monaten, nach Möglichkeit unter Anpassung an 
voraussichtliche Änderungen bei Mengen oder 
Kosten, oder 

2. der geschätzte Gesamtwert während der auf die 
erste Lieferung folgenden zwölf Monate bzw. 
während der Laufzeit des Vertrages, soweit diese 
länger als zwölf Monate ist. 

(3) Kann die beabsichtigte Beschaffung gleich­
artiger Lieferungen zu Aufträgen führen, die in Losen 
vergeben werden, so ist als geschätzter Auftragswert 
der geschätzte Gesamtwert aller dieser Lose an­
zusetzen. 

(4) Sieht der beabsichtigte Lieferauftrag Options­
rechte vor, so ist der geschätzte Auftragswert auf 
Grund des größtmöglichen Umfanges von Kauf, 
Leasing, Miete, Pacht oder Ratenkauf unter Einbezie­
hung der Optionsrechte zu berechnen. 

(5) Die Auftraggeber dürfen die Anwendung des 
4. Teiles dieses Gesetzes nicht dadurch umgehen, daß 
sie die Aufträge aufteilen oder bei der Berechnung des 
Auftragswertes besondere Methoden anwenden. 

§5 
Berechnung des Schwellenwertes 

bei Bau- und Baukonzessionsaufträgen 
(1) Der geschätzte Auftragswert eines Bauauftrages 

ist der Gesamtwert des Bauwerkes oder des Bau­
vorhabens. 

(2) Besteht ein Bauwerk aus mehreren Losen, für die 
jeweils ein gesonderter Auftrag vergeben wird, muß 
bei der Berechnung des Schwellenwertes der Wert 
eines jeden Loses berücksichtigt werden. Erreicht der 
zusammengerechnete Wert der Lose den Schwellen­
wert oder liegt er darüber, unterliegen alle Lose auch 
dem 4. Teil dieses Gesetzes. Dies gilt nicht für Lose, 
deren geschätzter Auftragswert ohne Umsatzsteuer 
weniger als eine Million ECU beträgt, sofern der 
zusammengerechnete Auftragswert dieser Lose 
20 v. H. des Gesamtwertes aller Lose nicht übersteigt. 
Solche Lose unterliegen aber den für die Vergabe von 
Aufträgen unterhalb, der Schwellenwerte geltenden 
Bestimmungen dieses Gesetzes. Als Lose im Sinne 
dieses Gesetzes gelten auch Auftragsvergaben 
getrennt nach gewerblichen Tätigkeiten im Sinne des 
Anhanges I (Gewerke). 

(3) Bei der Berechnung des geschätzten Auftrags­
wertes von Bauaufträgen ist auch der geschätzte Wert 
der Lieferungen und Dienstleistungen zu berück­
sichtigen, die für die Ausführung der Arbeiten er­

forderlich sind, auch wenn sie dem Auftragnehmer 
vom öffentlichen Auftraggeber zur Verfügung gestellt 
werden. 

(4) Der Wert von Lieferungen oder Dienstleistungen, 
die für die Ausführung des Bauauftrages nicht er­
forderlich sind, darf zum Wert des Bauauftrages nicht 
mit der Folge hinzugefügt werden, daß die Be­
schaffung dieser Lieferungen oder Dienstleistungen 
der Anwendung der für Liefer- oder Dienstleistungs­
aufträge geltenden Bestimmungen des 4. Teiles dieses 
Gesetzes entzogen wird. 

(5) Die Auftraggeber dürfen die Anwendung des 
4. Teiles dieses Gesetzes nicht dadurch umgehen, daß 
sie Bauwerke oder Bauvorhaben aufteilen oder bei der 
Berechnung des Auftragswertes besondere Methoden 
anwenden. 

§6 
Berechnung des Schwellenwertes 

bei Dienstleistungsaufträgen 

(1) Bei der Berechnung des geschätzten Auftrags­
wertes ist die geschätzte Gesamtvergütung des Dienst­
leistungserbringers nach Maßgabe der Abs. 2 bis 6 zu 
berücksichtigen. 

(2) Bei Aufträgen über die folgenden Dienst­
leistungen ist als geschätzter Auftragswert anzu­
setzen: 
1. bei Versicherungsleistungen die Versicherungs­

prämie; 
2. bei Bankdienstleistungen und anderen Finanz-

dienstleistungen die Entgelte und Gebühren, 
Provisionen und Zinsen sowie andere vergleichbare 
Vergütungen; 

3. bei Verträgen, die Planung zum Gegenstand 
haben, die Entgelte, die Honorare und sonstige 
Vergütungen. 

(3) Besteht eine Dienstleistung aus mehreren Losen, 
für die jeweils ein gesonderter Auftrag vergeben wird, 
so muß bei der Berechnung des Schwellenwertes der 
Wert eines jeden Loses berücksichtigt werden. 
Erreicht der zusammengerechnete Wert der Lose den 
Schwellenwert oder liegt er darüber, unterliegen alle 
Lose dem 4. Teil dieses Gesetzes. Dies gilt nicht für 
Lose, deren geschätzter Auftragswert ohne Umsatz­
steuer weniger als 80.000 ECU beträgt, sofern der 
zusammengerechnete Auftragswert dieser Lose 
20 v. H. des Gesamtwertes aller Lose nicht übersteigt. 
Solche Lose unterliegen aber den für die Vergabe von 
Aufträgen unterhalb der Schwellenwerte geltenden 
Bestimmungen dieses Gesetzes. 

(4) Bei Dienstleistungsaufträgen, für die kein 
Gesamtpreis angegeben wird, ist als geschätzter Auf­
tragswert anzusetzen: 
1. bei befristeten Verträgen mit einer Laufzeit von 

höchstens 48 Monaten der geschätzte Gesamtwert 
für die Laufzeit des Vertrages; 

2. bei unbefristeten Verträgen oder Aufträgen mit 
einer Laufzeit von mehr als 48 Monaten das 48fache 
der monatlichen Zahlung. 

(5) Bei regelmäßig wiederkehrenden Aufträgen 
oder bei Daueraufträgen ist als geschätzter Auftrags­
wert artzusetzen: 
1. entweder der tatsächliche Wert der entsprechenden 

Aufträge im vorangegangenen Finanz- bzw. Haus­
haltsjahr oder in den vorangegangenen zwölf 
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Monaten, nach Möglichkeit unter Anpassung an 
voraussichtliche Änderungen bei Mengen oder 
Kosten, oder 

2. der geschätzte Gesamtwert während der auf die 
erste Dienstleistungserbringung folgenden zwölf 
Monate bzw. während der Laufzeit des Vertrages, 
soweit diese länger als zwölf Monate ist. 

(6) Sieht der beabsichtigte Dienstleistungsauftrag 
Optionsrechte vor, so ist der geschätzte Auftragswert 
auf Grund des größtmöglichen Gesamtwertes unter 
Einbeziehung der Optionsrechte zu berechnen. 

(7) Der Schwellenwert für die Durchführung von 
Wettbewerben, die im Rahmen eines Verfahrens 
durchgeführt werden, das zu einem Dienstleistungs­
auftrag führen soll, ist der geschätzte Auftragswert der 
Dienstleistung oder die Summe der Preisgelder und 
Zahlungen an die Teilnehmer, jeweils in der Höhe von 
200.000 ECU ohne Umsatzsteuer. 

(8) Die Auftraggeber dürfen die Anwendung des 
4. Teiles dieses Gesetzes nicht dadurch umgehen, daß 
sie die Aufträge aufteilen oder bei der Berechnung des 
Auftragswertes besondere Methoden anwenden. 

§ 7 
Berechnung des geschätzten Auftragswertes 

im Hinblick auf die Anwendung der Bestimmungen 
über den Rechtsschutz 

und die Wahl des Vergabeverfahrens 

Die Bestimmungen der §§ 4, 5 und 6 gelten 
sinngemäß für die Berechnung des geschätzten Auf­
tragswertes im Sinne der § § 3 Abs. 1 Z. 2 sowie 56 
Abs. 4 und 6 mit der Maßgabe, daß bei der Vergabe 
nach Losen der Wert des jeweiligen Loses als 
geschätzter Auftragswert anzusetzen ist. 

§ 8 
Berechnung der Schwellenwerte in Schilling 

(1) Für die Höhe der Schwellenwerte ist der von 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaft 
(Kömmission) festgelegte Schillinggegenwert maß­
geblich. 

(2) Die Höhe der jeweils gültigen Schwellenwerte in 
Schilling ergibt sich aus der Veröffentlichung der 
betreffenden Beträge durch die Kommission im Amts­
blatt der Europäischen Gemeinschaften. Der Landes­
hauptmann hat diese Schwellenwerte kundzumachen. 

(3) Die Landesregierung kann durch Verordnung 
anstelle der in den §§ 2, 5 und 6 festgesetzten 
Schwellen- und Loswerte, soweit völkerrechtliche 
Verpflichtungen Österreichs oder die Änderung 
gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften dies er­
forderlich machen, andere Schwellen- und Loswerte 
festsetzen. 

§ 9 
Ausnahmen vom Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt nicht 
1. für die Vergabe von Aufträgen, wenn für die Aus­

führung der Leistung besondere Sicherungs­
maßnahmen erforderlich sind oder der Schutz 
wesentlicher Interessen der Staatssicherheit es 
gebietet, 

2. für die Vergabe von Aufträgen, wenn ein Auftrag­
geber im Rahmen der Verwaltung des Bundes­
vermögens (Artikel 104 Abs. 2 B-VG) oder durch 

Inanspruchnahme von Bundesförderungen an 
Vergaberegelungen des Bundes gebunden ist, 

3. für Aufträge auf Grund eines zwischen der 
Republik Osterreich und einem oder mehreren 
Staaten, die nicht Vertragspartei des EWR-Ab-
kommens sind, abgeschlossenen Staatsvertrages 
über Lieferungen, Bauleistungen, Dienstleistungen 
oder Wettbewerbe für ein von den Vertragsparteien 
gemeinsam zu verwirklichendes, zu t ragendes oder 
zu nutzendes Objekt oder Vorhaben, 

4. für die Vergabe von Aufträgen, wenn diese auf 
Grund eines besonderen Verfahrens einer inter­
nationalen Organisation erfolgt, und 

5. für DiensÜeistungsaufträge, die an e inen öffent­
lichen Auftraggeber im Sinne dieses Gesetzes oder 
im Sinne bundes- oder anderer landesvergabe-
gesetzlicher Bestimmungen auf Grund eines aus­
schließlichen Rechts vergeben werden, das dieser 
auf Grund von mit dem EG-Vertrag überein­
stimmenden Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 
innehat. 

2. Hauptstück 

Begriffsbestimmungen 

§10 
Lieferaufträge, Bauaufträge, 

Baukonzessionsaufträge und Dienstleistungsaufträge 

(1) Lieferaufträge sind entgeltliche Verträge über 
die Lieferung von Waren auf Grund von Kauf, Leasing, 
Miete, Pacht oder Ratenkauf, mit oder ohne Kauf­
option. Zur Lieferung gehören auch damit im Zu­
sammenhang stehende Nebenarbeiten, wie das 
Verlegen, Montieren oder Aufstellen der gelieferten 
Waren. 

(2) Bauaufträge sind entgeltliche Verträge über die 
Ausführung oder die gleichzeitige Ausführung und 
Planung von 

1. Bauvorhaben im Zusammenhang mit einer der in 
Anhang I genannten Tätigkeiten oder 

2. Bauwerken, wobei als Bauwerk das Ergebnis einer 
Gesamtheit von Tief- und Hochbauarbeiten gilt, das 
seinem Wesen nach eine wirtschaftliche oder 
technische Funktion erfüllen soll, oder 

3. Bauleistungen, die durch Dritte gemäß den vom 
öffentlichen Auftraggeber genannten Erforder­
nissen, gleichgültig, mit welchen Mitteln dies 
erfolgt, erbracht werden sollen. 

(3) Baukonzessionsaufträge sind Verträge, die von 
den in Abs. 2 genannten Verträgen nur insoweit 
abweichen, als die Gegenleistung für die Bauarbeiten 
statt in einer Vergütung in dem Recht auf Nutzung der 
baulichen Anlage, gegebenenfalls zuzüglich in der 
Zahlung eines Preises besteht. 

(4) Dienstleistungsaufträge sind entgeltliche Ver­
träge über die Erbringung von Dienstleistungen im 
Sinne der Anhänge III und IV, ausgenommen 
1. Verträge über Erwerb oder Miete von oder Rechte 

an Grundstücken oder vorhandenen Gebäuden 
oder anderem unbeweglichem Vermögen, unge­
achtet deren Finanzierungsmodalitäten, aus­
genommen Verträge über finanzielle Dienst­
leistungen, die gleichzeitig, vor oder nach einem 
Kauf- oder Mietvertrag abgeschlossen werden; 
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2. Kauf, Entwicklung, Produktion oder Koproduktion 
von Programmen durch Rundfunk- oder Fernseh­
anstalten sowie Ausstrahlung von Sendungen; 

3. Fernsprechdienstleistungen, Telexdienste, Mobil­
funk, Funkrufdienst und Satallitenkommunikation; 

4. Aufträge über Schiedsgerichts- und Schlichtungs­
leistungen; 

5. Verträge über finanzielle Dienstleistungen im 
Zusammenhang mit Ausgabe, Verkauf, Ankauf 
oder Übertragung von Wertpapieren oder anderen 
Finanzinstrumenten sowie Dienstleistungen der 
Zentralbanken; ferner Verträge über Instrumente 
der Geld-, Wechselkurs- und öffentlichen Kredit­
oder Geldreservepolitik; 

6. Arbeitsverträge; 
7. Aufträge über Forschungs- und Entwicklungs­

dienstleistungen anderer Art als derjenigen, deren 
Ergebnisse ausschließlich Eigentum des Auftrag­
gebers für seinen Gebrauch bei der Ausübung 
seiner e igenen Tätigkeit sind, sofern die Dienst­
leistung vollständig durch den Auftraggeber ver­
gütet wird; 

8. Verträge über öffentliche Dienstleistungs­
konzessionen. 

(5) Aufträge, deren Gegenstand Dienstleistungen 
gemäß Anhang III und Anhang IV sind, sind nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes zu vergeben, wenn 
der Wert der Dienstleistungen gemäß Anhang III 
größer ist als derjenige der Dienstleistungen gemäß 
Anhang IV. Andernfalls sind nur die Bestimmungen 
des 1. und des 5. Teiles sowie die §§ 63, 65, 66 und 71 
anzuwenden. 

§11 
Abgrenzung 

zwischen Liefer- und Dienstleistungsaufträgen 

Aufträge, die sowohl Lieferungen im Sinne des § 10 
Abs. 1 als auch Dienstleistungen im Sinne des § 10 
Abs. 4 zum Gegenstand haben, gelten als Dienst­
leistungsaufträge, wenn der Wert der vom Auftrag 
erfaßten Dienstleistungen höher ist als der Gesamt­
wert der Waren. Andernfalls gelten derartige Aufträge 
als Lieferaufträge. 

§12 
Öffentliche Auftraggeber 

(1) Öffentliche Auftraggeber (im folgenden Auftrag­
geber genannt) sind 
1. das Land, die Gemeinden und die Gemeinde­

verbände, 
2. Einrichtungen des Landes (auf Landesrecht be­

ruhende juristische Personen des öffentlichen 
Rechts), wie Stiftungen, Fonds und Anstalten sowie 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, soweit sie 
zu dem Zweck gegründet wurden, im Allgemein­
interesse l iegende Aufgaben zu erfüllen, die nicht 
gewerblicher Art sind, wenn sie zumindest teil­
rechtsfähig sind und 

a) mehrheitlich von Organen des Landes oder 
eines anderen Rechtsträgers im Sinne der Z. 1 
bis 3 oder von Personen verwaltet werden, die 
hiezu von Organen der genannten Rechtsträger 
besteilt sind, oder 

b) hinsichtlich ihrer Leitung der Aufsicht des 
Landes oder anderer Rechtsträger im Sinne der 
Z. 1 bis 3 unterliegen oder 

c) überwiegend vom Land oder von anderen 
Rechtsträgern im Sinne der Z. 1 bis 3 finanziert 
werden, 

3. Unternehmungen gemäß Artikel 127 Abs. 3 
und 127 a Abs. 3 B-VG, soweit sie zu dem Zweck 
gegründet wurden, im Allgemeininteresse l iegende 
Aufgaben zu erfüllen, die nicht gewerblicher Art 
sind, und das Land zumindest die relative Mehrheit 
der in öffentlicher Hand befindlichen Anteile 
besitzt, sowie 

4. Landesgesellschaften und städtische Unter­
nehmungen nach dem 2. Verstaatlichungsgesetz, 
BGBl. Nr. 81/1947, zuletzt in der Fassung BGBl. 
Nr. 762/1992, sowie Elektrizitätsversorgungsunter­
nehmen nach dem Steiermärkischen Elektrizitäts-
wirtschaftsgesetz 1981, LGB1. Nr. 77, in der jeweils 
geltenden Fassung, soweit sie eine Tätigkeit im 
Sinne des § 86 Abs. 2 ausüben. 

(2) Beteiligungen von Gemeinden (Gemeinde­
verbänden) an Unternehmen im Sinne des Abs. 1 Z. 3 
sind einer Beteiligung des Landes gleichzuhalten. 

(3) Sind die Beteiligungen mehrerer Gebietskörper­
schaften an einem Unternehmen im Sinne des Abs. 1 
Z. 3 gleich hoch, dann gilt das Unternehmen als 
Auftraggeber nach diesem Gesetz, wenn es seinen Sitz 
im Land Steiermark hat. Überwiegt die Beteiligung 
anderer Gebietskörperschaften oder sind andere 
Gebietskörperschaften allein an einem Unternehmen 
beteiligt, dann gilt dieses Unternehmen auch dann als 
Auftraggeber nach diesem Gesetz, wenn es seinen Sitz 
im Land hat und bundesrechtliche oder andere landes­
rechtliche Vorschriften nichts anderes bestimmen. 

(4) Unternehmungen gemäß Artikel 127 a Abs. 3 
B-VG gelten auch dann als Unternehmungen im Sinne 
des Abs. 1 Z. 3, wenn an ihnen Gemeinden mit 
weniger als 20.000 Einwohnern beteiligt sind. 

(5) Für Bauaufträge im Sinn des Anhanges II und in 
Verbindung mit solchen Bauaufträgen vergebene 
Dienstleistungsaufträge gilt dieses Gesetz auch dann, 
wenn diese Aufträge von anderen als öffentlichen 
Auftraggebern vergeben, aber von öffentlichen Auf­
traggebern zu mehr als 50 v. H. finanziert oder direkt 
gefördert werden. 

§13 
Sonstige Begriffsbestimmungen 

1. Vergabeverfahren sind alle Vorgänge, die zum 
Abschluß eines Vertrages zwischen einem Auf­
traggeber und einem Auftragnehmer führen 
sollen. 

2. Offenes Verfahren ist ein Vergabeverfahren, in 
dem eine unbeschränkte Anzahl von Unter­
nehmern öffentlich zur Abgabe von Angeboten 
aufgefordert wird. 

3. Nicht offenes Verfahren ist ein Vergabeverfah­
ren, in dem eine beschränkte Anzahl von Unter­
nehmern schriftlich zur Abgabe von Angeboten 
eingeladen wird. 

4. Verhandlungsverfahren ist ein Vergabeverfah­
ren, in dem mit einem oder mehreren ausgewähl­
ten Unternehmern über den Auftragsinhalt ver­
handelt wird. 

5. Auftraggeber ist jede natürliche oder juristische 
Person, die vertraglich an einen Auftragnehmer 
einen Auftrag zur Erbringung von- Leistungen 
gegen Entgelt erteilt oder zu erteilen beabsichtigt. 
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6. Vergebende Stelle ist jene Organisationseinheit 
des Auftraggebers, die das Vergabeverfahren 
durchführt. 

7. Auftragnehmer ist jeder Unternehmer, mit dem 
vertraglich vereinbart wird, dem Auftraggeber 
eine Leistung gegen Entgelt zu erbringen. 

8. Unternehmer sind natürliche oder juristische 
Personen, handelsrechtliche Personengesell­
schaften, eingetragene Erwerbsgesellschaften 
und Arbeitsgemeinschaften. 

9. Verbundenes Unternehmen ist jedes Unter­
nehmen, dessen Jahresabschluß gemäß § 228 
Handelsgesetzbuch, DRGB1. Nr. 1897, Seite 219, 
mit demjenigen des Auftraggebers, Bewerbers 
oder Bieters konsolidiert ist; im Fall von Auftrag­
gebern, Bewerbern oder Bietern, die nicht unter 
diese Bestimmung fallen, sind verbundene Unter­
nehmen diejenigen, auf die der Auftraggeber, 
Bewerber oder Bieter unmittelbar oder mittelbar 
einen beherrschenden Einfluß ausüben kann oder 
die einen beherrschenden Einfluß auf den Auf­
traggeber, Bewerber oder Bieter ausüben können 
oder die ebenso wie der Auftraggeber, Bewerber 
oder Bieter dem beherrschenden Einfluß eines 
anderen Unternehmens unterliegen, sei es auf 
Grund der Eigentumsverhältnisse, der finan­
ziellen Beteiligung oder der für das Unternehmen 
geltenden Vorschriften. Ein beherrschender 
Einfluß ist zu vermuten, wenn ein Unternehmen 
unmittelbar oder mittelbar die Mehrheit des 
gezeichneten Kapitals eines anderen Unter­
nehmens besitzt oder über die Mehrheit der mit 
den Anteilen eines anderen Unternehmens 
verbundenen Stimmrechte verfügt oder mehr als 
die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans eines anderen 
Unternehmens bestellen kann. 

10. Arbeitsgemeinschaft ist ein Zusammenschluß 
mehrerer Unternehmer, die sich unbeschadet der 
sonstigen Bestimmungen des zwischen ihnen 
bestehenden Innenverhältnisses dem Auftrag­
geber gegenüber solidarisch zur vertragsgemäßen 
Erbringung einer Leistung auf dem Gebiet 
gleicher oder verschiedener Fachrichtungen ver­
pflichten. 

11. Bewerber ist ein Unternehmer, der sich an einem 
Vergabeverfahren beteiligen will, um einen 
Auftrag zu erhalten. 

12. Bieter ist ein Unternehmer, der ein Angebot 
eingereicht hat. Als Bieter kann auch eine Arbeits­
oder Bietergemeinschaft auftreten. 

13. Bietergemeinschaft ist ein Zusammenschluß 
mehrerer Unternehmer zum Zweck der Ein­
reichung eines gemeinsamen Angebotes. 

14. Ausschreibung ist die an eine bestimmte oder 
unbestimmte Zahl von Unternehmern gerichtete 
Aufforderung, im Wettbewerb Angebote zur 
Erbringung einer bestimmten Leistung ein­
zureichen. Die öffentliche Erkundung des 
Bewerberkreises ist keine Ausschreibung. 

15. Angebot ist die Erklärung eines Bieters, eine be­
stimmte Leistung gegen Entgelt unter Einhaltung 
festgelegter Bedingungen erbringen zu wollen. 

16. Variantenangebot ist ein Angebot auf Grund 
einer Ausschreibungsvariante des Auftraggebers. 

17. Alternativangebot ist ein Angebot auf Grund eines 
alternativen Angebotsvorschlages des Bieters. 

18. Zuschlag ist die an den Bieter abgegebene 
Erklärung, sein Angebot anzunehmen. 

19. Technische Spezifikationen sind sämtliche - ins­
besondere in den Ausschreibungsunterlagen 
enthaltene - technische Anforderungen an eine 
Bauleistung, ein Material, ein Erzeugnis, eine 
Lieferung oder eine Dienstleistung, mit deren 
Hilfe die Bauleistung, das Material, das Erzeugnis, 
die Lieferung oder die Dienstleistung so be­
zeichnet werden können, daß sie ihren durch den 
Auftraggeber festgelegten Verwendungszweck 
erfüllen. Zu diesen technischen Anforderungen 
können Qualitätsstufen, Leistungsfähigkeit, 
Gebrauchstauglichkeit, Sicherheit oder Ab­
messungen ebenso gehören, wie Vorschriften für 
Materialien, Erzeugnisse, Lieferungen oder 
Dienstleistungen hinsichtlich Qualitätssicherung, 
Terminologie, Bildzeichen, Prüfungen und Prüf­
verfahren, Verpackung, Kennzeichnung und 
Beschriftung, mit deren Hilfe ein Material, ein 
Erzeugnis oder eine Lieferung objektiv ge­
kennzeichnet sein muß, um der vom Auftraggeber 
vorgesehenen Zweckbestimmung zu entsprechen. 
Außerdem gehören dazu auch die Vorschriften für 
die Planung und die Berechnung von Bauwerken, 
die Bedingungen für die Prüfung, Inspektion und 
Abnahme von Bauwerken, die Konstruktions­
methoden oder -verfahren und alle anderen 
technischen Anforderungen, die der Auftraggeber 
bezüglich fertiger Bauwerke oder der dazu 
notwendigen Materialien oder Teile durch all­
gemeine oder spezielle Vorschriften anzugeben in 
der Lage ist. 

20. Normen sind technische Spezifikationen, die von 
einer anerkannten Normungsorganisation zur 
wiederholten oder ständigen Anwendung an­
genommen wurden und deren Einhaltung nicht 
zwingend vorgeschrieben ist. 

21. Europäische Normen sind die von dem Euro­
päischen Komitee für Normung (CEN) oder dem 
Europäischen Komitee für Elektrotechnische 
Normung (CENELEC) gemäß deren gemein­
samen Regeln als Europäische Normen (EN) oder 
Harmonisierungsdokumente (HD) oder von dem 
Europäischen Institut für Telekommunikations­
normen (ETSI) entsprechend seinen eigenen 
Vorschriften als Europäische Telekommuni­
kationsnormen (ETS) angenommenen Nonnen. 

22. Europäische technische Zulassung ist eine 
positive technische Beurteilung der Brauchbarkeit 
eines Produktes hinsichtlich der Erfüllung der 
wesentlichen Anforderungen an bauliche An­
lagen; sie erfolgt auf Grund der spezifischen 
Merkmale des Produktes und der festgelegten 
Anwendungs- und Verwendungsbedingungen 
gemäß der Richtlinie 89/106/EWG des Rates vom 
21. Dezember 1988 zur Angleichung der Rechts-
ünd Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Bauprodukte, Abi. Nr. L 40 vom 11. Februar 
1989, Seite 12. Die europäische technische Zu­
lassung wird von einer zu diesem Zweck von einer 
Vertragspartei des EWR-Abkommens zuge­
lassenen Organisation erteilt. 

23. Gemeinsame technische Spezifikation ist eine 
technische Spezifikation, die nach einem von den 
Vertragsparteien des EWR-Abkommens an­
erkannten Verfahren erarbeitet und im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht 
wurde. 
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24. Europäische Spezifikation ist eine gemeinsame 
technische Spezifikation, eine europäische 
technische Zulassung oder eine innerstaatliche 
Norm, durch die eine neue europäische Norm 
umgesetzt wird. 

25. Wesentliche Anforderungen sind Anforderungen 
betreffend die Sicherheit, die Gesundheit und 
andere für die Allgemeinheit wichtige Aspekte, 
denen die Bauwerke genügen müssen. 

26. Rahmenvereinbarung ist eine Übereinkunft 
zwischen einem Auftraggeber und einem oder 
mehreren Lieferanten oder Unternehmen, die zum 
Ziel hat, die Bedingungen für die Aufträge, die 
während eines bestimmten Zeitraumes vergeben, 
werden sollen, festzulegen, insbesondere in bezug 
auf den in Aussicht genommenen Preis und 
gegebenenfalls die in Aussicht genommene 
Menge. 

27. Umweltverträglich ist eine Leistung, wenn sie 
unter Berücksichtigung der Produktion, des 
Transportes, des Ge- oder Verbrauchs sowie der 
Entsorgung möglichst geringe nachteilige Aus­
wirkungen auf die Umwelt hat. 

28. Wettbewerbe sind Auslobungsverfahren, die dazu 
dienen, dem Auftraggeber insbesondere auf den 
Gebieten der Raumplanung, Stadtplanung der 
Architektur, des Bauwesens (Planungswett­
bewerbe) oder der Datenverarbeitung einen Plan 
oder eine Planung zu verschaffen, dessen oder 
deren Auswahl durch ein Preisgericht auf Grund 
vergleichender Beurteilung mit oder ohne Ver­
teilung von Preisen erfolgt. 

29. Öffentliches Telekommunikationsnetz ist die 
öffentliche Telekommunikationsinfrastruktur, mit 
der Signale zwischen definierten Netzabschluß­
punkten über Draht, über Richtfunk, auf 
optischem oder anderem elektromagnetischem 
Wege übertragen werden. 

30. Netzabschlußpunkt ist die Gesamtheit der 
physischen Verbindungen und technischen 
Zugangsspezifikationen, die Bestandteil " des 
öffentlichen Telekommunikationsnetzes sind und 
für den Zugang zu diesem Netz und zur 
effizienten Kommunikation mittels dieses Netzes 
erforderlich sind. 

31. Telekommunikationsdienste sind Dienste, die 
ganz oder teilweise aus der Übertragung und 
Weiterleitung von Signalen auf dem Tele­
kommunikationsnetz durch Telekommunikations -
verfahren bestehen, mit Ausnahme von Rundfunk 
und Fernsehen. 

2. TEIL 
Allgemeine Bestimmungen 

1. Hauptstück 
Grundsätze des Vergabeverfahrens 

§ 14 
Allgemeine Grundsätze 

(1) Aufträge über Leistungen sind nach einem in 
diesem Gesetz vorgesehenen Verfahren, ent­
sprechend den Grundsätzen des freien und lauteren 
Wettbewerbes und der Gleichbehandlung aller 

Bewerber und Bieter, an - spätestens zum Zeitpunkt 
der Angebotseröffnung - befugte, leistungsfähige und 
zuverlässige Unternehmer zu angemessenen Preisen 
zu vergeben. 

(2) Völkerrechtlich zulässige unterschiedliche 
Behandlungen von Bewerbern und Bietern aus 
Gründen ihrer Staatsangehörigkeit oder des Waren­
ursprunges bleiben von Abs. 1 unberührt. 

(3) Unternehmer, die an den Vorarbeiten für eine Aus­
schreibung unmittelbar oder mittelbar beteiligt sind, 
sowie mit diesen verbundene Unternehmer sind von der 
Teilnahme am Wettbewerb um die Leistung auszu­
schließen, es sei denn, daß.auf deren Beteiligung in 
begründeten Sonderfällen nicht verzichtet werden kann. 

(4) Vergabe verfahren sind nur dann durchzuführen, 
wenn die Absicht besteht, die Leistung auch tat­
sächlich zu vergeben. 

(5) Der Auftraggeber hat den vertraulichen 
Charakter aller die Bieter und deren Angebot be­
treffenden Angaben zu wahren. 

(6) Im Vergabeverfahren ist auf die Umwelt­
verträglichkeit der Leistung sowie auf die Be­
schäftigung von Personen im Ausbildungsverhältnis 
Bedacht zu nehmen. 

§15 
Allgemeine Teilnahmebedingungen 

Arbeitsgemeinschaften und Bietergemeinschaften 
können Angebote einreichen. Bietergemeinschaften 
sind nicht verpflichtet, zwecks Einreichung des 
Angebotes eine bestimmte Rechtsform anzunehmen. 
Sie haben jedoch die Erklärung abzugeben, daß sie im 
Auftragsfalle die Leistung als Arbeitsgemeinschaft 
erbringen. In der Ausschreibung zu einem nicht 
offenen Verfahren ist festzulegen, daß die geladenen 
Bewerber dem Auftraggeber die Bildung einer be­
absichtigten Arbeits- oder Bietergemeinschaft vor 
Ablauf der halben Angebotsfrist mitzuteilen haben. 

§16 
Wahl der Vergabeverfahren 

(1) Die Vergabe von Aufträgen über Leistungen hat 
im Wege eines offenen Verfahrens, eines nicht offenen 
Verfahrens oder eines Verhandlungsverfahrens zu 
erfolgen. 

(2) Sofern in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt 
ist, hat ein offenes Verfahren stattzufinden. 

(3) Ein nicht offenes Verfahren ist nur dann zulässig, 
wenn 
1. der mit einem offenen Verfahren verbundene 

Aufwand im Hinblick auf den Wert der Leistung 
wirtschaftlich nicht vertretbar wäre; 

2. die Leistung auf Grund ihrer Eigenart nur von 
einem beschränkten Kreis von Unternehmen 
ausgeführt werden kann, weil ihre einwandfreie 
Ausführung besondere Fachkenntnisse, Leistungs­
fähigkeit oder Zuverlässigkeit erfordert; 

3. das offene Verfahren Interessen der Allgemeinheit, 
insbesondere solche der Geheimhaltung, gefährden 
würde; 

4. das offene Verfahren eine mit erheblichen Nach­
teilen für die Allgemeinheit verbundene Ver­
zögerung mit sich brächte; 

5. das offene Verfahren widerrufen wurde oder wegen 
Erfolglosigkeit als widerrufen gilt. 
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§17 § 19 
Teilnehmer im offenen Verfahren Teilnehmer im Verhandlungsverfahren 

(1) Im offenen Verfahren ist eine gebietsmäßige 
Beschränkung unzulässig. 

(2) An Unternehmer, die vor Ablauf der Angebots­
frist dem Auftraggeber gegenüber ihr Interesse an 
einem bestimmten offenen Verfahren bekunden, sind 
die Ausschreibungsunterlagen unverzügüch abzu­
geben. Anzahl und Namen der Unternehmer, die ihr 
Interesse an der Teilnahme an einem offenen Ver­
fahren bekundet haben, sind bis zur Angebots­
eröffnung geheimzuhalten. 

§18 
Teilnehmer im nicht offenen Verfahren 

(1) Die Einladung zur Angebotsabgabe im nicht 
offenen Verfahren hat nur an befugte, leistungsfähige 
und zuverlässige Unternehmer zu erfolgen. Diese 
Voraussetzungen sind vor der Einladung zu prüfen. 
Nach Möglichkeit sind auch kleine und mittlere 
Unternehmen zur Angebotsabgabe einzuladen. 

(2) Die Anzahl der einzuladenden Unternehmer ist 
entsprechend der Höhe des geschätzten Auftrags­
wertes zu wählen. Die Zahl der eingeladenen Unter­
nehmer muß ausreichen, einen echten Wettbewerb zu 
gewährleisten. Zumindest sollen fünf Unternehmer zur 
Angebotsabgabe eingeladen werden. Werden 
weniger als fünf Unternehmer eingeladen, sind die 
dafür maßgeblichen Gründe schriftlich festzuhalten. 
Anzahl und Namen der eingeladenen Unternehmer 
sind bis zur Angebotsöffnung geheimzuhalten. 

(3) Wird ein nicht offenes Verfahren bekannt­
gemacht, so kann der Auftraggeber die Anzahl der 
einzuladenden Unternehmer begrenzen. Diese Grenze 
ist nach der Art der Leistung zu wählen und in der 
Bekanntmachung anzugeben. Die niedrigste Anzahl 
der einzuladenden Unternehmer darf nicht unter fünf 
liegen, die höchste Anzahl kann mit 20 festgelegt 
werden. 

(4) Der Auftraggeber hat die ausgewählten 
Bewerber schriftlich zur Angebotsabgabe auf­
zufordern. Der Aufforderung sind Ausschreibungs­
unterlagen und allfällige zusätzliche Unterlagen 
beizufügen. Die Aufforderung hat zumindest die 
folgenden Angaben zu enthalten: 

1. die Anschrift der Stelle, bei der zusätzliche Unter­
lagen gegebenenfalls angefordert werden können, 
sowie den Tag, bis zu dem sie angefordert werden 
können; außerdem sind der Betrag und die Be­
dingungen für die Zahlung des Betrages an­
zugeben, der gegebenenfalls für die zusätzlichen 
Unterlagen zu entrichten ist; 

2. den Tag, bis zu dem die Angebote eingehen 
müssen, die Anschrift der Stelle, bei der sie ein­
zureichen sind, sowie die Sprache, in der sie 
abzufassen sind; 

3. die Angabe der Unterlagen, die gegebenenfalls 
beizufügen sind; 

4. die Vergabekriterien, falls sie nicht in der Bekannt­
machung enthalten sind, sowie 

5. alle weiteren besonderen Teilnahmebedingungen. 

(5) Die einzuladenden Unternehmer sind so häufig 
wie möglich zu wechseln. 

(1) Für das Verhandlungsverfahren gilt § 18 Abs. 1 
und 5. 

(2) Von den für ein Verhandlungsverfahren in 
Aussicht genommenen Unternehmern sind ver­
bindliche Angebote einzuholen. Ist die Wahl zwischen 
mehreren Unternehmern möglich, sollen zu Ver­
gleichszwecken entsprechend der Höhe des ge­
schätzten Auftragswertes mehrere verbindliche 
Angebote eingeholt werden. 

(3) Wird ein Verhandlungsverfahren bekannt­
gemacht, so kann der Auftraggeber die Anzahl der 
einzuladenden Unternehmer begrenzen. Diese Grenze 
ist nach der Art der Leistung zu wählen und in der 
Bekanntmachung anzugeben. Die niedrigste Anzahl 
der einzuladenden Unternehmer darf nich unter drei 
liegen. 

§20 

Ausschließung vom Vergabeverfahren 
wegen mangelnder Befugnis, Leistungsfähigkeit 

und Zuverlässigkeit von Unternehmern 

Der Auftraggeber hat Unternehmer von der Teil­
nahme am Vergabeverfahren auszuschließen, wenn 
1. gegen sie ein Konkursverfahren oder ein gericht­

liches Ausgleichsverfahren eingeleitet oder die 
Eröffnung eines Konkursverfahrens mangels hin­
reichenden Vermögens abgewiesen wurde, 

2. sie sich in Liquidation befinden oder ihre gewerb­
liche Tätigkeit eingestellt haben, 

3. gegen sie oder, sofern es sich um juristische 
Personen, handelsrechtliche Personengesell­
schaften, eingetragene Erwerbsgesellschaften oder 
Arbeitsgemeinschaften handelt, gegen physische 
Personen, die in der Geschäftsführung tätig sind, 
ein rechtskräftiges Urteü ergangen ist, da? ihre 
berufliche Zuverlässigkeit in Frage stellt, 

4. sie im Rahmen ihrer beruf liehen Tätigkeit eine 
schwere Verfehlung, insbesondere eine wesent­
liche Verletzung im Sinne des § 28 b des Ausländer­
beschäftigungsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 218, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 776/1996, 
begangen haben, die vom Auftraggeber nach­
weislich festgestellt wurde, 

5. sie ihre Verpflichtung zur Zahlung der Sozial­
versicherungsbeiträge oder der Steuern und 
Abgaben nicht erfüllt haben, 

6. sie sich bei der Erteilung von Auskünften nach 
diesem Gesetz in erheblichem Maße falscher 
Erklärungen schuldig gemacht haben oder 

7. sie die vom Auftraggeber gemäß § 21 verlangten 
Nachweise nicht erbringen. 

§21 
Nachweise über die Befugnis, 

Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit 

(1) Der Auftraggeber kann von Unternehmern, 
deren Befugnis, Leistungsfähigkeit oder Zuverlässig­
keit nicht genügend bekannt ist, entsprechende 
Nachweise verlangen. 
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(2) Zum Nachweis der Befugnis kann eine be­
glaubigte Abschrift des Berufs- oder Handelsregisters 
des Herkunftslandes des Unternehmers gemäß 
Anhang V oder die dort vorgesehene Bescheinigung 
oder eidesstattliche Erklärung verlangt werden. 

(3) Zum Nachweis der finanziellen und wirtschaft­
lichen Leistungsfähigkeit kann 

1. eine entsprechende Bankerklärung oder eine 
entsprechende Berufshaftpflichtversicherungs­
deckung, die Vorlage von Bilanzen oder Bilanz­
auszügen, sofern diese im Herkunftsland des Unter­
nehmers zur Veröffentlichung vorgeschrieben sind, 
eine Erklärung über den Gesamtumsatz und 

a) bei Bauaufträgen eine Erklärung über den 
Umsatz bei der Ausführung von Bauarbeiten der 
letzten drei Geschäftsjahre, 

b) bei Lieferaufträgen eine Erklärung über den 
Umsatz der letzten drei Geschäftsjahre be­
züglich der Lieferung jener Erzeugnisse, die 
Gegenstand der Ausschreibung sind, 

c) bei Dienstleistungsaufträgen eine Erklärung 
über den Umsatz der letzten drei Geschäftsjahre 
bezüglich der Dienstleistungen, die Gegenstand 
der Ausschreibung sind, sowie 

2. der letztgültige Kontoauszug der zuständigen 
Sozialversicherungsanstalt oder die letztgültige 
Lastschriftanzeige der zuständigen Finanzbehörde 
oder gleichwertige Dokumente des Herkunfts­
landes des Unternehmers 

verlangt werden. 

(4) Zum Nachweis der Zuverlässigkeit gemäß § 20 
Z. 1, 2 und 3 kann ein Auszug aus dem Strafregister 
oder eine gleichwertige Bescheinigung einer Gerichts­
oder Verwaltungsbehörde des Herkunftslandes des 
Unternehmers verlangt werden, aus der hervorgeht, 
daß diese Anforderungen erfüllt sind. 

(5) Zum Nachweis der Zuverlässigkeit von für die 
Zuschlagserteilung in Betracht kommenden Be­
werbern, Bietern und deren Subuntemehmen kann 
der Auftraggeber eine Auskunft aus der zentralen 
Strafevidenz des Bundesministers für Arbeit und 
Soziales gemäß § 28 b des Ausländerbeschäftigungs­
gesetzes 1975, BGBl. Nr. 218, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 776/1996, einholen. Die 
Auskunft darf nicht älter als sechs Monate sein. 

(6) Werden die in den Abs. 2, 3 und 4 genannten 
Bescheinigungen, Lastschriftanzeigen oder Konto­
auszüge im Herkunftsland des Unternehmers nicht 
ausgestellt oder sind sie nicht ausreichend, kann eine 
entsprechende Erklärung des Unternehmers vor einer 
Gerichts- oder Verwaltungsbehörde, einem Notar oder 
einer dafür zuständigen Berufsorganisation des 
Herkunftslandes des Unternehmers verlangt werden. 

(7) Bei Lieferaufträgen kann der Nachweis der 
technischen Leistungsfähigkeit des Unternehmers, je 
nach Art, Menge und Verwendungszweck der zu 
liefernden Waren, folgendermaßen erbracht werden: 

1. durch eine Liste der wesentlichen in den letzten 
drei Jahren erbrachten Lieferungen mit Angabe des 
Rechnungswertes, des Lieferzeitpunktes sowie der 
Auftraggeber: 

a) bei Lieferungen an öffentliche Auftraggeber 
durch eine vom öffentlichen Auftraggeber aus­
gestellte oder beglaubigte Bescheinigung, 

b) bei Lieferungen an private Auftraggeber durch 
eine vom Käufer ausgestellte Bescheinigung; ist 
eine derartige Bescheinigung nicht erhältlich, so 
ist eine einfache Erklärung des Unternehmers 
zulässig; 

2. durch die Beschreibung der technischen Aus­
rüstung der Maßnahmen des Unternehmers zur 
Gewährleistung der Qualität und der Unter-
suchungs- und Forschungsmöglichkeiten des 
Unternehmers; 

3. durch Angaben über die technische Leistung oder 
die technischen Stellen, unabhängig davon, ob 
diese dem Unternehmen angeschlossen sind oder 
nicht, und zwar insbesondere über diejenigen, die 
mit der Qualitätskontrolle beauftragt sind; 

4. durch Muster, Beschreibungen und Fotografien der 
zu liefernden Erzeugnisse, deren Echtheit auf 
Anfrage des Auftraggebers nachweisbar sein muß; 

5. durch Bescheinigung, die von zuständigen amt­
lichen Qualitätskontrolleinrichtungen ausgestellt 
wurden, mit denen bestätigt wird, daß durch 
entsprechende Bezugnahmen genau gekenn­
zeichnete Waren bestimmten Spezifikationen oder 
Normen entsprechen; 

6. bei zu liefernden Gegenständen komplexer Art 
oder zu liefernden Gegenständen, die ausnahms­
weise einem besonderen Zweck dienen sollen, 
durch eine Kontrolle, die vom Auftraggeber oder in 
dessen Namen von einer zuständigen amtlichen 
Stelle im Herkunftsland des Unternehmers durch­
geführt wird. Diese Kontrolle betrifft die Pro­
duktionskapazität und erforderlichenfalls die 
Untersuchungs- und Forschungsmöglichkeiten des 
Unternehmers sowie die von diesem zur Gewähr­
leistung der Qualität getroffenen Vorkehrungen. 

(8) Bei Bauaufträgen kann der Nachweis der 
technischen Leistungsfähigkeit des Unternehmers wie 
folgt erbracht werden: 

1. durch Ausbildungsnachweise und Bescheini­
gungen über die berufliche Befähigung des Unter­
nehmers und der Führungskräfte des Unter­
nehmers, insbesondere der für die Ausführung der 
Arbeiten verantwortlichen Personen; 

2. durch eine Liste der in den letzten fünf Jahren 
erbrachten Bauleistungen, der Bescheinigungen 
über die ordnungsgemäße Ausführung für die 
wichtigsten Bauleistungen beizufügen sind. Aus 
diesen Bescheinigungen müssen der Wert der 
Bauleistung, Zeit und Ort der Bauführung, ob die 
Arbeiten den anerkannten Regeln der Technik 
entsprachen oder ob sie ordnungsgemäß durch­
geführt wurden, hervorgehen; 

3. durch eine Erklärung, aus der hervorgeht, über 
welche Ausstattung, welche Baugeräte und welche 
technische Ausrüstung der Unternehmer für die 
Ausführung des Bauvorhabens verfügen wird; 

4. durch eine Erklärung, aus der das jährliche Mittel 
der vom Unternehmer in den letzten drei Jahren 
Beschäftigten und die Anzahl seiner Führungs­
kräfte in den letzten drei Jahren ersichtlich sind; 

5. durch eine Erklärung, in der die Techniker oder die 
technischen Stellen anzugeben sind, über die der 
Unternehmer, unabhängig davon, ob sie dem 
Unternehmen angehören oder nicht, bei der 
Ausführung des Bauvorhabens verfügen wird. 
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(9) Bei Dienstleistungsaufträgen kann der Nachweis 
der technischen Leistungsfähigkeit des Unternehmers 
folgendermaßen erbracht werden: 

1. durch Ausbildungsnachweise und Bescheini­
gungen über die berufliche Befähigung des Unter­
nehmers und der Führungskräfte des Unter­
nehmers, insbesondere der für die Erbringung der 
Dienstleistungen verantwortlichen Personen; 

2. durch eine Liste der wesentlichen in den letzten 
drei Jahren erbrachten Dienstleistungen mit 
Angabe des Rechnungswertes, des Erbringungs­
zeitpunktes sowie der Auftraggeber; 

3. durch Angaben über die technische Leitung oder, 
die technischen Stellen, unabhängig davon, ob sie 
dem Unternehmer angeschlossen sind oder nicht, 
und zwar insbesondere über diejenigen, die mit der 
Qualitätskontrolle beauftragt sind; 

4. durch eine Erklärung, aus der das jährliche Mittel 
der vom Unternehmer in den letzten drei Jahren 
Beschäftigten und die Anzahl seiner Führungs­
kräfte in den letzten drei Jahren ersichtlich sind; 

5. durch eine Erklärung, aus der hervorgeht, über 
welche Ausstattung, welche Geräte und welche 
technische Ausrüstung der Unternehmer für die 
Ausführung der Dienstleistungen verfügen wird; 

6. durch eine Beschreibung der Maßnahmen des 
Unternehmers zur Gewährleistung der Qualität und 
der Untersuchungs- und Forschungsmöglichkeiten; 

7. bei Dienstleistungen komplexer Art oder Dienst­
leistungen, die ausnahmsweise einem besonderen 
Zweck dienen sollen, durch eine Kontrolle, die vom 
Auftraggeber selbst oder in dessen Namen von 
einer anderen dafür zuständigen amtlichen Stelle 
im Herkunftsland des Unternehmers durchgeführt 
wird. Diese Kontrolle betrifft die Leistungsfähigkeit 
und erforderlichenfalls die Untersuchungs- und 
Forschungsmöglichkeiten des Unternehmers sowie 
die zur Gewährleistung der Qualität getroffenen 
Vorkehrungen; 

8. durch Angabe des Auftragsanteils, für den der 
Unternehmer möglicherweise einen Subauftrag zu 
erteilen beabsichtigt. 

(10) Verlangt der Auftraggeber zum Nachweis 
dafür, daß der Unternehmer, der Dienstleistungen 
erbringt, bestimmte Qualitätsanforderungen erfüllt, 
die Vorlage von Bescheinigungen unabhängiger amt­
licher Stellen, so haben diese auf Qualitätsnachweis-
verfahren auf der Grundlage der einschlägigen 
europäischen Normen aus der Serie Önorm-EN 
ISO 9000 und auf die Bescheinigungen durch Stellen 
Bezug zu nehmen, die nach der Normenserie Önorm-
EN 45.000 zertifiziert sind. Gleichwertige Be­
scheinigungen von Stellen anderer Vertragsparteien 
des EWR-Abkommens müssen anerkannt werden. Der 
Auftraggeber muß den Nachweis von Qualitäts­
sicherungsmaßnahmen in anderer Form anerkennen, 
wenn der Unternehmer glaubhaft macht, daß er die 
betreffenden Bescheinigungen nicht beantragen darf 
oder innerhalb der einschlägigen Fristen nicht er­
halten kann. 

(11) Hinsichtlich des Nachweises der finanziellen, 
wirtschaftlichen oder technischen Leistungsfähigkeit 
eines Unternehmers hat der Auftraggeber in der 
Bekanntmachung oder in der Aufforderung zur An­
gebotsabgabe anzugeben, für welchen Nachweis oder 
welche Nachweise im Sinne des Abs. 3 Z. 1 und Abs. 7 

bis 9 er sich entschieden hat, sowie, abweichend von 
Abs. 3 Z. 1, welche anderen Nachweise beigebracht 
werden können. 

(12) Die in den vorstehenden Absätzen vor­
gesehenen Nachweise dürfen vom Unternehmer nur 
so weit verlangt werden, wie es durch den Gegenstand 
und den Umfang des Auftrages gerechtfertigt ist. 
Dabei muß der Auftraggeber die berechtigten 
Interessen des Unternehmers am Schutz seiner 
technischen oder handelsbezogenen Betriebs­
geheimnisse berücksichtigen. Der Auftraggeber kann 
den Unternehmer auffordern, vorgelegte Be­
scheinigungen binnen einer angemessenen Frist zu 
vervollständigen oder zu erläutern. 

(13) Kann ein Unternehmer aus einem gerecht­
fertigten Grund die vom Auftraggeber geforderten 
Nachweise seiner finanziellen und wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit nicht beibringen, so kann er den 
Nachweis durch Vorlage jedes anderen, vom Auftrag­
geber für geeignet erachteten Beleges erbringen. 

§22 
Gesamt- und Teilvergabe 

(1) Zusammengehörige Leistungen sind grund­
sätzlich ungeteilt zu vergeben, um eine einheitliche 
Ausführung und eine eindeutige Gewährleistung 
sicherzustellen. Besonders umfangreiche Leistungen 
können örtlich, zeitlich oder nach Menge und Art 
geteilt vergeben werden. 

(2) Leistungen verschiedener Zweige der Wirtschaft 
sind unter Beachtung der Bestimmungen des Abs. 3 
getrennt zu vergeben. 

(3) Für die Wahl der Vorgangsweise nach Abs. 1 
und 2 sind wirtschaftliche oder technische Gesichts­
punkte maßgebend. 

(4) Ein Zuschlag in Teilen einer ausgeschriebenen 
Gesamtleistung ist grundsätzlich unzulässig. 

(5) Soll die Möglichkeit für eine Vergabe in Teilen 
gewahrt bleiben, sind sowohl die Gesamtleistung als 
auch die allenfalls getrennt zur Vergabe - gelangenden 
Teile der Leistung auszuschreiben. In diesem Fall ist 
dem Bieter auch die Möglichkeit einzuräumen, nur 
einzelne dieser Teile der Leistung anzubieten. Ein 
bloßer Vorbehalt anfälliger Teilleistungsvergaben ist 
unzulässig. 

§23 
Preiserstellung und Preisarten 

(1) Der Preis ist nach dem Preisangebotverfahren zu 
erstellen. Bei der Vergabe von Liefer- und Dienst­
leistungsaufträgen ist auch das Preisaufschlags- und 
Preisnachlaßverfahren zulässig, wenn Honorarricht­
linien, Preislisten oder ähnliches üblich und daher die 
Marktpreise bekannt sind. 

(2) Der Art nach kann der Preis ein Einheitspreis, ein 
Pauschalpreis oder ein Regiepreis sein. Diese Preise 
können feste oder veränderliche Preise sein. 

(3) Für die Anwendung von Abs. 1 und 2 sind durch 
Verordnung der Landesregierung die entsprechenden 
Bestimmungen der Önorm A 2050 „Vergabe von Auf­
trägen über Leistungen - Ausschreibung, Angebot 
und Zuschlag - Verfahrensnorm" vom 1. Jänner 1993 
(im folgenden kurz Önorm A 2050 genannt) mit der 
Maßgabe für bindend zu erklären, daß Leistungen, die 
zur Gänze innerhalb von 12 Monaten - gerechnet ab 
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dem Zeitpunkt der Angebotsöffnung - zu erbringen 
sind, grundsätzlich zu Festpreisen auszuschreiben 
sind. 

§ 24 

Sicherstellungen 

Für die Arten möglicher Sicherstellungen sind durch 
Verordnung der Landesregierung die entsprechenden 
Bestimmungen der Önorm A 2050 für bindend zu 
erklären. 

§25 

Beiziehung von Sachverständigen 

Erachtet der Auftraggeber die Mitwirkung von 
Sachverständigen zur Vorbereitung einer Aus­
schreibung, zur Prüfung von Angeboten oder aus 
anderen Gründen für zweckmäßig, so dürfen hiezu nur 
solche Personen herangezogen werden, deren 
Unbefangenheit außer Zweifel steht. Zur Erstattung 
von Gutachten sind befugte Personen, akkreditierte 
Prüfanstalten oder allgemein beeidete gerichtliche 
Sachverständige heranzuziehen. 

§26 

Verwertung von Ausarbeitungen 

(1) Soweit Schutzrechte oder Geheimhaltungs­
interessen verletzt würden, dürfen sowohl der Auftrag­
geber als auch die Bewerber oder Bieter Aus­
arbeitungen des anderen, wie von ihm zur Verfügung 
gestellte Pläne, Zeichnungen, Entwürfe, Modelle, 
Proben, Muster, Computerprogramme u. dgl., nur mit 
dessen ausdrücklicher Zustimmung für sich ver­
wenden oder an Dritte weitergeben. 

(2) Der Auftraggeber kann sich vorbehalten, 
bestimmte von ihm zur Verfügung gestellte Pläne, 
Zeichnungen, Entwürfe, Modelle, Proben, Muster, 
Computerprogramme u. dgl., für die keine Vergütung 
verlangt wurde, zurückzufordern. 

(3) Die Bewerber oder Bieter können sich vor­
behalten, für den Fall, daß ihnen der Zuschlag nicht 
erteilt wird, die Rückstellung jener besonderen Aus­
arbeitungen, wie von ihnen zur Verfügung gestellte 
Pläne, Zeichnungen, Entwürfe, Modelle, Proben, 
Muster, Computerprogramme u. dgl., zu verlangen, 
für die keine Vergütung vorgesehen ist. Dasselbe gilt 
für besondere Ausarbeitungen für Alternativangebote, 
von denen kein Gebrauch gemacht wird. 

2. Hauptstück 

Die Ausschreibung 

§27 

Grundsätzliches 

(1) Die Leistungen müssen, sofern nicht das 
Verhandlungsverfahren zur Anwendung kommt, so 
rechtzeitig ausgeschrieben werden, daß die Vergabe 
nach den Verfahren dieses Gesetzes ermöglicht wird. 
Die zu einem Gesamtvorhaben gehörigen Aus­
schreibungen einzelner Fachgebiete (Gewerke) sind 
sachlich und terminlich abzustimmen und in gleicher 
Weise rechtzeitig zu veranlassen. 

(2) Die Ausschreibungsunterlagen sind so aus­
zuarbeiten, daß die Vergleichbarkeit der Angebote 
sichergestellt ist und die Preise ohne umfangreiche 
Vorarbeiten und ohne Übernahme nicht kalkulier­
barer Risiken von den Bietern ermittelt werden 
können. 

(3) Die Beschreibung der Leistung und die sonstigen 
Bestimmungen sind so abzufassen, daß sie in der­
selben Fassung sowohl für das Angebot als auch für 
den Leistungsvertrag verwendet werden können. 

(4) Der Auftraggeber hat in den Ausschreibungs­
unterlagen oder in der Bekanntmachung die als 
erforderlich erachteten Nachweise sowie alle 
Zuschlagskriterien, deren Verwendung er vorsieht, 
soweit wie möglich in der Reihenfolge der ihnen zu­
erkannten Bedeutung anzugeben. 

(5) Die für eine vertiefte Angebotsprüfung als 
wesentlich geltenden Positionen sind anzugeben. 

§28 
Teil- und Alternativangebote 

(1) In der Ausschreibung sind Festlegungen über die 
Zulässigkeit von Teil- und Alternativangeboten zu 
treffen. Eine Nichtzulassung von Alternativangeboten 
ist hur aus wichtigen Gründen vorzusehen und auf 
jene Teilleistungen zu beschränken, bei denen hiefür 
eine sachliche Notwendigkeit besteht. Ferner ist an­
zugeben, ob Alternativangebote nur neben einem 
ausschreibungsgemäßen Angebot oder auch ohne ein 
solches abgegeben werden dürfen. Sieht die Aus­
schreibung für die ganze Leistung oder für Teile 
derselben Varianten vor, gilt § 27 Abs. 2. 

(2) Der Auftraggeber hat in den Ausschreibungs­
unterlagen die Mindestanforderungen, die Alternativ­
angebote erfüllen " müssen, sowie die Voraus­
setzungen, unter denen Teilangebote zugelassen 
werden, zu erläutern und zu bezeichnen, in welcher 
Art und Weise diese Angebote eingereicht werden 
können. 

(3) Der Auftraggeber darf ein vorgelegtes Teil- oder 
Alternativangebot nicht allein deshalb zurückweisen, 
weil darin technische Spezifikationen verwendet 
werden, die unter Bezugnahme auf 

1. innerstaatliche Normen, die europäische Nonnen 
umsetzen, oder 

2. europäische technische Zulassungen oder 
3. gemeinsame technische Spezifikationen im Sinne 

von § 71 Abs. 2 oder 
4. innerstaatliche technische Spezifikationen im Sinne 

von § 71 Abs. 5 Z. 1 und 2 

festgelegt wurden. 

(4) Ein Auftraggeber, der Teil- oder Alternativ­
angebote nach Abs. 1 zugelassen hat, darf ein vor­
gelegtes Alternativangebot nicht allein deshalb 
zurückweisen, weil es, wenn es den Zuschlag erhalten 
sollte, zu einem Lieferauftrag und nicht zu einem Bau­
oder Dienstleistungsauftrag oder zu einem Dienst­
leistungsauftrag und nicht zu einem Lieferauftrag im 
Sinne dieses Gesetzes führen würde. 

§29 
Subunternehmerleistungen 

(1) In den Ausschreibungsunterlagen sind Be­
stimmungen über die Zulässigkeit von Sub-
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Unternehmerleistungen zu treffen. Die Weitergabe des 
gesamten Auftrages ist, ausgenommen bei Kauf­
verträgen, unzulässig. Bei Bauaufträgen ist die Weiter­
gabe des überwiegenden Teiles der Leistungen, die 
den Unternehmensgegenstand des Auftragnehmers 
bilden, unzulässig. Die Weitergabe von Teilen der 
Leistung ist überdies nur insoweit zulässig, als der 
Subunternehmer die für die Ausführung seines Teiles 
erforderliche Befugnis, Leistungsfähigkeit und Zu­
verlässigkeit besitzt. 

(2) Der Auftraggeber hat in den Ausschreibungs­
unterlagen den Bieter aufzufordern, in seinem An­
gebot jene wesentlichen Teilleistungen des Auftrages 
anzugeben, den er im Wege von Subaufträgen an 
Dritte zu vergeben beabsichtigt. Dabei sind die jeweils 
in Frage kommenden Unternehmer zu nennen, an die 
er Teile der Leistung weiterzugeben beabsichtigt. Die 
Haftung des Auftragnehmers wird durch diese 
Angabe nicht berührt. 

§30 
Einhaltung 

arbeits- und sozialrechtlicher Bestimmungen 

(1) In den Ausschreibungsunterlagen sind Be­
stimmungen über die Einhaltung der sich aus den 
Übereinkommen Nr. 94, 95 und 98 der Internationalen 
Arbeitsorganisation, BGBl. Nr. 20/1952, ergebenden 
Verpflichtungen vorzusehen. 

(2) Der Auftraggeber hat in der Ausschreibung 
vorzusehen, daß die Erstellung des Angebots für in 
Österreich durchzuführende Arbeiten unter Be­
rücksichtigung der in Österreich geltenden arbeits-
und sozialrechtlichen Vorschriften zu erfolgen hat und 
daß sich der Bieter verpflichtet, bei der Durchführung 
des Auftrages in Österreich diese Vorschriften ein­
zuhalten. In den Ausschreibungsunterlagen ist aus­
drücklich darauf hinzuweisen, daß diese Vorschriften 
bei der für die Ausführung des Auftrages örtlich 
zuständigen Gliederung der gesetzlichen Interessen­
vertretung der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer zur 
Einsichtnahme durch interessierte Bieter und Be­
werber bereitliegen. 

§ 31 
Vadium 

Wird ein Vadium verlangt, so ist dessen Höhe fest­
zulegen. Ferner ist vorzuschreiben, daß dem Angebot 
der Nachweis über den Erlag eines Vadiums bei­
zulegen ist und das Fehlen eines solchen Nachweises 
einen unbehebbaren Mangel darstellt. Es ist weiters 
festzulegen, daß das Vadium spätestens zwei Wochen 
nach Erteilung des Zuschlags, jedoch keinesfalls 
später als zwei Wochen nach Ablauf der Zuschlagsfrist 
oder nach Widerruf der Ausschreibung zurück­
zustellen ist, sofern es nicht verfällt. 

§32 
Behindertengerechtes Bauen 

(1) In Ausschreibungen für die Planung und Er­
richtung von Neubauten sowie für General­
sanierungen von Gebäuden sind unter Berück­
sichtigung baurechtlicher Vorschriften Mindest­
erfordernisse behindertengerechten Bauens vor­
zusehen. Dabei handelt es sich insbesondere um das 
Erfordernis niveaugleicher Zugänge oder der An­
ordnung von Rampen mit Geländer bei Niveau­

unterschieden sowie von Mindestbreiten bei Türen 
und von adäquaten Wendekreisen in den Sanitär­
räumen. Von dieser Regelung ausgenommen sind 
Bauobjekte oder Teile davon, zu denen erfahrungs­
gemäß behinderte Menschen weder als Benutzer noch 
als Besucher Zutritt haben. 

(2) Abs. 1 findet auch bei Ausschreibungen für die 
Planung und Errichtung von Zu- und Umbauten von 
Gebäuden oder Gebäudeteilen Anwendung, sofern 
dadurch die Gesamtkosten nicht unverhältnismäßig 
steigen und ein entsprechender Bedarf gegeben ist. 

§ 33 

Gestaltung der Ausschreibung 

(1) Hinsichtlich der Gestaltung der Ausschreibung 
sind durch Verordnung der Landesregierung die 
entsprechenden Bestimmungen der Önorm A 2050 mit 
der Maßgabe für bindend zu erklären, daß bei der 
Projektierung und Ausschreibung umweltgerechter 
Leistungen und bei der Ausschreibung umwelt­
gerechter Produkte sowie umweltgerechter Verfahren 
auf geeignete technische Spezifikationen Bezug zu 
nehmen ist und diese zu berücksichtigen sind. 

(2) In den Ausschreibungsunterlagen ist anzugeben, 
daß die Vergabe dieser Leistung nach den Be­
stimmungen dieses Gesetzes und den dazu er­
gangenen Verordnungen erfolgt. 

§34 

Beschreibung der Leistung 

(1) In der Beschreibung der Leistung sind die 
Leistungen eindeutig, vollständig und neutral zu 
beschreiben. 

(2) In der Ausschreibung darf die Leistung nicht so 
umschrieben werden, daß bestimmte Bieter von 
vornherein Wettbewerbsvorteile genießen. 

(3) Für die Beschreibung der Leistung sind durch 
Verordnung der Landesregierung die entsprechenden 
Bestimmungen der Önorm A 2050 für bindend zu 
erklären. 

§35 

Technische Spezifikationen 
und andere Bestimmungen des Leistungsvertrages 

(1) Soweit sich die Vertragsbestimmungen nicht 
schon aus der Beschreibung der Leistung ergeben, 
sind sie geordnet, eindeutig und so umfassend fest­
zulegen, daß ein eindeutiger Leistungsvertrag 
zustande kommen und der Auftrag reibungslos ab­
gewickelt werden kann. 

(2) Für die technischen Spezifikationen sind durch 
Verordnung der Landesregierung die entsprechenden 
Bestimmungen der Önorm A 2050 für bindend zu 
erklären. 

(3) Für die sonstigen Bestimmungen des Leistungs­
vertrages sind durch Verordnung der Landesregierung 
die entsprechenden Bestimmungen der Önorm A 2050 
mit der Maßgabe für bindend zu erklären, daß 

1. die Höhe der Vertragsstrafe in der Ausschreibung 
anzuführen ist, 

2. die Kaution 5 v. H. des Auftragswertes nicht über­
schreiten soll, 
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3. der Deckungsrücklaß in der Regel mit 7 v. H. fest­
zusetzen ist, 

4. der Haftungsrücklaß in der Regel 3 v. H. nicht 
überschreiten soll und - wenn er 20.000 Schilling 
unterschreitet - nicht einbehalten werden muß, 

5. als Sicherstellung übergebenes Bargeld dem 
Auftragnehmer nicht verzinst wird, 

6. Bankgarantien und ähnliche Urkunden die 
Bestimmungen enthalten müssen, daß die Aus­
zahlung des Haftungsbetrages auf jederzeitiges 
Verlangen des Auftraggebers 

a) ohne Angabe des Grundes oder 

b) in begründeten Ausnahmefällen unter Angabe 
des maßgebenden Grundes zu erfolgen hat, 

7. Bankgarantien und andere Urkunden kassen­
mäßig zu verwahren sind, 

8. die Vereinbarung von Vorauszahlungen grund­
sätzlich unzulässig ist und Ausnahmen nur gegen 
Leistung einer Sicherstellung gemacht werden 
dürfen, 

9. in den Vertrag aufzunehmen ist, daß ein Streitfall 
die Vertragspartner nicht berechtigt, die Leistung 
einzustellen, sowie 

10. für den Leistungsvertrag das österreichische 
Zivilrecht für anwendbar zu erklären ist. 

§36 

Beistellung und Kosten 
der Ausschreibungsunterlagen 

(1) Beim offenen Verfahren ist jedem Bewerber, 
beim nicht offenen Verfahren jedem zur Einreichung 
eines Angebotes Eingeladenen unter den gleichen 
Voraussetzungen die Möglichkeit zu geben, in alle zur 
Erstellung der Angebote erforderlichen Unterlagen 
Einsicht zu nehmen, Abschriften anzufertigen und, 
soweit es vorgesehen oder üblich ist, sie zu erwerben. 
Von der Möglichkeit eines Datenträgeraustausches 
kann Gebrauch gemacht werden. 

(2) Die Namen und die Anzahl der Bewerber, die in 
Unterlagen Einsicht nehmen oder solche erwerben, 
sind geheimzuhalten. 

(3) Beim offenen Verfahren kann für die Aus­
schreibungsunterlagen ein die Herstellungskosten 
(z. B. Vervielfältigungskosten) sowie allfällige Porto­
spesen deckendes Entgelt verlangt werden. Für 
unentgeltlich abgegebene, aber zurückzustellende 
Unterlagen kann eine entsprechende Sicherstellung 
verlangt werden. 

§37 

Berichtigung der Bekanntmachung 
und der Ausschreibung 

(1) Treten während der Angebotsfrist Ver­
änderungen in den Ausschreibungsbedingungen ein, 
sind Berichtigungen der Ausschreibungsunterlagen 
vorzunehmen, oder müssen zusätzliche Informationen 
gegeben werden, ist die Ausschreibung zu be­
richtigen. Die Angebotsfrist ist entsprechend zu 
verlängern, wenn die Berichtigung in den Aus­
schreibungsbedingungen auf die Erstellung der An­
gebote wesentlichen Einfluß hat und diese Be­
richtigung nicht vor Ablauf der halben Angebotsfrist 
erfolgt. 

(2) Ist eine Berichtigung von Bekanntmachungen 
erforderlich, so ist der Umstand der Berichtigung 
ebenso bekanntzumachen wie die ursprüngliche 
Bekanntmachung. 

(3) Ist eine Berichtigung der Ausschreibungsunter­
lagen erforderlich, so ist allen Bewerbern, die Aus­
schreibungsunterlagen erhalten haben, diese Be­
richtigung schriftlich zu übermitteln. Ist dies nicht 
möglich, so ist die Berichtigung ebenso bekannt­
zumachen wie die Ausschreibung. 

§38 
Widerruf der Ausschreibung 
während der Angebotsfrist 

(1) Während der Angebotsfrist ist die Ausschreibung 
bei Vorliegen zwingender Gründe zu widerrufen, 
insbesondere wenn vor Ablauf der Angebotsfrist 
Umstände bekannt werden, die, wären sie schon 
früher bekannt gewesen, eine Ausschreibung aus­
geschlossen oder zu einer inhaltlich wesentlich 
anderen Ausschreibung geführt hätten. 

(2) Der Widerruf ist in derselben Art bekannt­
zumachen wie die Ausschreibung. 

(3) Vom Widerruf der Ausschreibung sind die Bieter 
sowie die Bewerber, an die die Ausschreibungs­
unterlagen bereits abgegeben wurden, unter 
Bekanntgabe des Grundes zu verständigen. 

§39 

Zuschlagsfrist 

(1) Die Zuschlagsfrist beginnt mit dem Ablauf der 
Angebotsfrist. Sie umfaßt den Zeitraum, innerhalb 
dessen die Erteilung des Zuschlages vorgesehen ist. 
Die Zuschlagsfrist ist kurz zu halten und sollte drei 
Monate nicht überschreiten. 

(2) Während der Zuschlagsfrist ist der Bieter an sein 
Angebot gebunden. 

(3) Der Ablauf der Zuschlagsfrist gemäß Abs. 1 wird 
im Falle der §§106 und 108 bis zum Ablauf der in den 
§§ 106 Abs. 3 und 108 Abs. 7 genannten Frist 
gehemmt. 

3. Hauptstück 

Das Angebot 

§40 

Grundsätzliches 

(1) Der Bieter hat sich, sofern nicht das Ver­
handlungsverfahren zur Anwendung kommt, bei der 
Erstellung des Angebotes an die Ausschreibung zu 
halten. Der vorgeschriebene Text der Ausschreibungs­
unterlagen darf weder geändert noch ergänzt werden. 

(2) Sofern in den Ausschreibungsunterlagen nicht 
ausdrücklich anderes zugelassen wird, ist das Angebot 
in deutscher Sprache und in Schilling zu erstellen. 

(3) Angebote müssen sich auf die ausgeschriebene 
Gesamtleistung beziehen, es sei denn, daß in der 
Ausschreibung die Möglichkeit von Teilangeboten 
vorgesehen wurde. Ein gemäß der Ausschreibung 
unzulässiges Teilangebot ist mit einem unbehebbaren 
Mangel behaftet. 
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(4) Ein Altemativangebot ist nur dann zulässig, 
wenn dabei die Erbringung einer qualitativ gleich­
wertigen Leistung sichergestellt ist. Den Nachweis der 
Gleichwertigkeit hat der Bieter zu führen. Ein Alter­
nativangebot kann sich auf die Gesamtleistung, auf 
Teile der Leistung oder auf die rechtlichen Be­
dingungen der Leistungserbingung beziehen. Alter­
nativangebote sind als solche zu kennzeichnen und in 
einer e igenen Ausarbeitung einzureichen. 

(5) Ist aus der Sicht des Bieters eine Berichtigung der 
Ausschreibung erforderlich, so hat er Auskünfte beim 
Auftraggeber einzuholen, der erforderlichenfalls eine 
Berichtigung gemäß § 37 Abs. 3 durchzuführen hat. 

(6) Während der Angebotsfrist kann der Bieter 
durch eine zusätzliche, rechtsgültig unterfertigte 
Erklärung sein Angebot ändern, ergänzen oder von 
demselben zurücktreten. Ergibt sich bei der An­
gebotsänderung oder -ergänzung ein neuer Gesamt­
preis, ist auch dieser anzugeben. Die Angebots­
änderung oder -ergänzung ist nach den für Angebote 
geltenden Vorschriften der vergebenden Stelle zu 
übermitteln und von dieser wie ein Angebot zu be­
handeln. Der Rücktritt ist der vergebenden Stelle zur 
Kenntnis zu bringen. In diesem Fall kann der Bieter 
die sofortige Rückstellung seines ungeöffneten An­
gebotes verlangen. 

§41 

Form, Inhalt und Einreichung der Angebote 

Hinsichtlich der Form, des Inhaltes und der Ein­
reichung der Angebote sind durch Verordnung der 
Landesregierung die entsprechenden Bestimmungen 
der Önorm A 2050 für bindend zu erklären. 

§42 

Vergütung für die Ausarbeitung der Angebote 

(1) Angebote sind grundsätzlich ohne gesonderte 
Vergütung zu erstellen. Die Kalkulation und alle hiezu 
erforderlichen Vorarbeiten, das Ausfüllen des 
Leistungsverzeichnisses und die Erstellung von 
Alternativangeboten sind nicht als besondere Aus­
arbeitungen im Sinne des Abs. 3 anzusehen. 

(2) Bei einem Widerruf der Ausschreibung aus 
Gründen, die der Auftraggeber zu vertreten hat, sind 
auf Verlangen die Kosten der Ausschreibungs­
unterlagen den Bietern jedenfalls, den Bewerbern 
jedoch nur gegen Rückstellung der Ausschreibungs­
unterlagen zurückzuerstatten. 

(3) Werden besondere Ausarbeitungen verlangt, so 
ist hiefür eine Vergütung - allenfalls nach be­
stehenden Tarifen - vorzusehen. Diese Vergütung 
wird jedoch nur dann fällig, wenn das Angebot der 
Ausschreibung entspricht. Wird die Ausschreibung vor 
Ablauf der Angebotsfrist widerrufen, gebührt die 
Vergütung nur jenen Bietern, deren Angebote bereits 
vorliegen oder die binnen drei Tagen, nachdem der 
Widerruf bekanntgegeben wurde, ihr Angebot oder 
lediglich den bereits ausgearbeiteten Teil einreichen. 
Bei Teilausarbeitungen ist die Vergütung anteilsmäßig 
zu berechnen. Wird die Ausschreibung nach Ablauf 
der Angebotsfrist widerrufen, gebührt die Vergütung 
all jenen Bietern, die ein Angebot gelegt haben, das 
der Ausschreibung entspricht. 

4. Hauptstück 
Das Zuschlagsverfahren 

§43 
Entgegennahme und Verwahrung der Angebote 

(1) Die Stelle, bei der die Angebote einzureichen 
sind, hat auf dem verschlossenen Umschlag den Tag 
und die Uhrzeit des Einganges zu vermerken und die 
Angebote in der Reihenfolge ihres Einlangens in ein 
Verzeichnis einzutragen. 

(2) Auskünfte über die einlangenden Angebote, 
insbesondere über die Bieter oder über die Anzahl der 
abgegebenen Angebote, dürfen nicht erteilt werden. 

(3) Die Angebote sind bis zur Öffnung so zu ver­
wahren, daß sie für Unbefugte unzugänglich sind. 

§44 
Öffnung der Angebote 

(1) Beim offenen und beim nicht offenen Verfahren 
sind die Angebote am festgesetzten Ort und zur 
festgesetzten Zeit, und zwar unmittelbar nach Ablauf 
der Angebotsfrist, zu öffnen. Die Öffnung hat durch 
eine Kommission zu erfolgen, die aus mindestens zwei 
sachkundigen Vertretern des Auftraggebers besteht. 
Die Bieter sind grundsätzlich berechtigt, an der 
Öffnung teilzunehmen. Sie dürfen nur aus triftigen 
Gründen von der Öffnung der Angebote aus­
geschlossen werden. In diesem Fall ist die Öffnung 
durch eine aus mindestens drei sachkundigen Ver­
tretern des Auftraggebers bestehende Kommission 
vorzunehmen. 

(2) Beim Verhandlungsverfahren ist keine 
formalisierte Öffnung der Angebote erforderlich. 

(3) Bei Bekanntmachungen des nicht offenen Ver­
fahrens und des Verhandlungsverfahrens ist Abs. 1 mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß den Bewerbern die 
Teilnahme an der Öffnung nicht zu gestatten und das 
Ergebnis der Öffnung geheimzuhalten ist. 

(4) Hinsichtlich der Öffnung der Angebote sind 
durch Verordnung der Landesregierung die ent­
sprechenden Bestimmungen der Önorm A 2050 für 
bindend zu erklären. 

§45 
Prüfung der Angebote 

(1) Die Prüfung und Beurteilung eines Angebotes ist 
nur solchen Personen zu übertragen, welche die 
fachlichen Voraussetzungen hiefür erfüllen. Er­
forderlichenfalls sind Sachverständige beizuziehen. 

(2) Ist die Befugnis, die Leistungsfähigkeit oder die 
Zuverlässigkeit eines Bieters der prüfenden Stelle 
nicht genügend bekannt, so ist der Bieter auf­
zufordern, binnen einer angemessenen Frist ent­
sprechende Nachweise beizubringen. Die prüfende 
Stelle kann auch direkt Erkundigungen einziehen. Bei 
nicht offenen Verfahren oder bei Verhändlungs-
verfahren ist die Prüfung grundsätzlich schon vor der 
Einladung vorzunehmen. 

(3) Die Prüfung und Beurteilung kann sich auf jene 
Angebote beschränken, die für eine Zuschlags-
erteilung in Betracht kommen. Sobald feststeht, daß 
ein Angebot für eine Zuschlagserteilung nicht in Frage 
kommt, ist ein allenfalls erlegtes Vadium zurück­
zustellen. 
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(4) Die Prüfung der Angebote hat in technischer und 
wirtschaftlicher Hinsicht nach den in der Aus­
schreibung festgelegten Kriterien zu erfolgen. 

(5) Soweit ein Angebot die Weitergabe von Teil­
leistungen vorsieht, ist jedenfalls zu prüfen, ob die 
angegebenen Subunternehmer die erforderliche 
Befugnis, Zuverlässigkeit sowie die entsprechende 
technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
besitzen. 

(6) Im übrigen sind hinsichtlich der Prüfung der 
Angebote durch Verordnung der Landesregierung die 
entsprechenden Bestimmungen der Önorm A 2050 für 
bindend zu erklären. 

§46 

Vorgehen bei Mangelhaftigkeit der Angebote 

(1) Ergeben sich bei der Prüfung der Angebote 
Unklarheiten über das Angebot selbst, einschließlich 
etwaiger Variantenangebote oder Alternativangebote, 
oder über die geplante Art der Durchführung oder 
werden Mängel festgestellt, so ist, sofern die Unklar­
heiten für die Beurteilung der Angebote von 
Bedeutung sind, schriftlich vom Bieter verbindliche 
Aufklärung zu verlangen. Hiefür ist ihm eine an­
gemessene Frist einzuräumen. Die vom Bieter erteilten 
schriftlichen Auskünfte sind der Niederschrift bei­
zuschließen. 

(2) Weist ein Angebot solche Mängel auf, daß dem 
Auftraggeber eine Bearbeitung nicht zugemutet 
werden kann, so muß es nicht weiter behandelt 
werden. 

(3) Rechnerisch fehlerhafte Angebote müssen dann 
nicht weiter berücksichtigt werden, wenn die Summe 
der Absolutbeträge aller Berichtigungen - erhöhend 
oder vermindernd - 2 v. H. oder mehr des ursprüng­
lichen Gesamtpreises ohne Umsatzsteuer beträgt. 
Berichtigungen von Seitenüberträgen der Zwischen­
summen im Angebot (Übertragungsfehler), mit denen 
nicht weiter gerechnet wurde, bleiben dabei unbe­
rücksichtigt. Eine Vorreihung infolge der Berichtigung 
eines Rechenfehlers ist unzulässig. 

§47 

Vertiefte Angebotsprüfung 

(1) Scheint im Falle eines bestimmten Auftrages der 
Preis eines Angebotes im Verhältnis zur Leistung 
ungewöhnlich niedrig zu sein, so muß der Auftrag­
geber vor dem Ausscheiden des Angebotes schriftlich 
Aufklärung über dessen Einzelposten verlangen. Für 
die Antwort ist eine zumutbare Frist festzulegen. 

(2) Der Auftraggeber hat die e ingegangenen Er­
läuterungen in bezug auf die Wirtschaftlichkeit des 
gewählten Fertigungs- oder Bauverfahrens bzw. der 
Dienstleistung, die gewählten technischen Lösungen, 
außergewöhnlich günstige Bedingungen, über die der 
Bieter bei der Erbringung der Leistung verfügt, oder 
die Originalität der Leistung des Bieters bei der Über­
prüfung entsprechend zu berücksichtigen. 

(3) Hinsichtlich der vertieften Angebotsprüfung sind 
durch Verordnung der Landesregierung die ent­
sprechenden Bestimmungen der Önorm A 2050 
verbindend zu erklären. 

§48 

Niederschrift über die Prüfung 

(1) Über die Prüfung der Angebote und ihr Ergebnis 
ist eine Niederschrift zu verfassen, in welcher alle für 
die Beurteilung der Angebote wesentlichen Umstände 
festzuhalten sind. 

(2) Über die Gesamtpreise, die sich nach Prüfung 
der Angebote ergeben - bei Teilvergabe auch über die 
betreffenden Teil-Gesamtpreise -, ist j edem Bieter, der 
berechtigt war, an der Angebotsöffnung teilzu­
nehmen, auf Verlangen Auskunft zu geben und 
Einsichtnahme in sein allenfalls berichtigtes Angebot 
oder in die Durchrechnung seines Angebotes zu 
gewähren. 

(3) Auf Verlangen ist dem Bieter Einsichtnahme in 
den sein Angebot betreffenden Teil der Niederschrift 
zu gewähren. 

§49 

Verhandlungen mit den Bietern 

(1) Während des offenen oder des nicht offenen 
Verfahrens darf mit den Bietern über eine An­
gebotsänderung nicht verhandelt werden. 

(2) Zulässig sind Aufklärungsgespräche zur Ein­
holung von Auskünften über die wirtschaftliche und 
technische Leistungsfähigkeit sowie Auskünfte, die 
zur Prüfung der Preisangemessenheit und Gleich­
wertigkeit von Alternativangeboten erforderlich sind. 

(3) Bei Alternativangeboten sind Erörterungen, die 
unumgängliche technische Änderungen geringen 
Umfanges und daraus sich ergebende geringfügige 
Änderungen der Preise betreffen, unter Wahrung der 
Grundsätze des § 14 zulässig. 

(4) Aufklärungsgespräche und Erörterungen sind 
kommissionell zu führen. Gründe und Ergebnisse sind 
in einer Niederschrift festzuhalten. 

§50 

Ausscheiden von Angeboten 

(1) Vor der Wahl des Angebotes für den Zuschlag 
hat die vergebende Stelle auf Grund des Ergebnisses 
der Prüfung die folgenden Angebote auszuscheiden: 

1. Angebote von Bietern, bei welchen die Befugnis 
oder die finanzielle, wirtschaftliche oder 
technische Leistungsfähigkeit oder die Zu­
verlässigkeit nicht gegeben ist (§§ 20 und 21); 

2. Angebote von Bietern, die nach § 14 Abs. 3 oder 
§ 21 Abs. 5 vom Wettbewerb ausgeschlossen sind; 

3. Angebote, die eine nicht plausible Zusammen­
setzung des Gesamtpreises aufweisen; 

4. Angebote, bei denen der Bieter keine Preise 
angibt, sondern nur erklärt, das billigste Angebot 
um einen bestimmten Prozentsatz oder Wert zu 
unterbieten; 

5. Angebote von Bietern, die es unterlassen haben, 
innerhalb der ihnen gestellten Frist die verlangten 
Aufklärungen zu geben oder deren Aufklärung 
einer nachvollziehbaren Begründung entbehrt; 

6. Angebote, bei denen ein Vadium verlangt wurde, 
dessen Nachweis bei Angebotsöffnung jedoch 
fehlt; 

7. verspätet eingebrachte Angebote; 
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8. den Ausschreibungsbestimmungen wider­
sprechende sowie fehlerhafte oder unvollständige 
Angebote, wenn die Mängel nicht behoben 
wurden oder nicht behebbar sind, oder Teil­
angebote, wenn sie nicht zugelassen wurden; 

9. Angebote von Bietern, die mit anderen Bietern für 
den Auftraggeber nachteilige, gegen die guten 
Sitten oder gegen den Grundsatz des Wett­
bewerbes verstoßende Abreden getroffen haben; 

10. Angebote von Arbeits- oder Bietergemein­
schaften, die keine Erklärung gemäß § 15 dritter 
Satz abgegeben haben; 

11. rechnerisch fehlerhafte Angebote, die nicht weiter 
berücksichtigt werden. 

(2) Bieter, deren Angebote auf Grund des Er­
gebnisses der Prüfung ausgeschieden wurden, sind 
hievon unverzüglich, jedenfalls aber acht Tage vor 
Erteilung des Zuschlages unter Bekanntgabe des 
Grundes schriftlich zu verständigen. Gleichzeitig sind 
auch alle zurückzustellenden Ausarbeitungen zurück­
zugeben. 

§ 51 
Wahl des Angebotes für den Zuschlag; 

B estbieterprinzip 

Von den Angeboten, die nach dem Ausscheiden 
übrigbleiben, ist der Zuschlag dem Angebot zu er­
teilen, das den in der Ausschreibung festgelegten 
Kriterien am besten entspricht (Bestbieterprinzip). Die 
Gründe für die Vergabeentscheidung sind schriftlich, 
allenfalls in der Niederschrift gemäß § 48, fest­
zuhalten. 

§52 

Zuschlag und Leistungsvertrag 

(1) Während der Zuschlagsfrist kommt das Vertrags­
verhältnis zu dem Zeitpunkt zustande, zu dem der 
Bieter die Verständigung von der Annahme seines 
Angebotes erhält. Wird die Zuschlagsfrist über­
schritten oder weicht der Auftrag vom Angebot ab, so 
entsteht das Vertragsverhältnis erst mit der schrift­
lichen Erklärung des Bieters, daß er den Auftrag 
annimmt. Zur Abgabe dieser Erklärung ist dem Bieter 
eine angemessene Frist zu setzen. 

(2) Bei der Vergabe von Aufträgen, die den Be­
stimmungen des 5. Teiles des Gesetzes über den 
Rechtsschutz unterhegen (§§ 2 und 3 Abs. 1 Z. 2), ist 
der Zuschlag schriftlich (§ 13 AVG) zu erklären. 

(3) Hinsichtlich der Form des Vertragsabschlusses 
sind durch Verordnung der Landesregierung die 
entsprechenden Bestimmungen der Önorm A 2050 für 
bindend zu erklären. 

§ 53 
Widerruf der Ausschreibung 

nach Ablauf der Angebotsfrist 

(1) Nach Ablauf der Angebotsfrist ist die Aus­
schreibung zu widerrufen, wenn zwingende Gründe 
vorliegen. 

(2) Die Ausschreibung kann widerrufen werden, 
wenn nach dem Ausscheiden von Angeboten gemäß 
§ 50 nur ein Angebot bleibt. 

(3) Die Ausschreibung gilt als widerrufen, wenn 
kein oder nur ein Angebot eingelangt ist. 

(4) Vom Widerruf der Ausschreibung sind die Bieter 
unter Bekanntgabe des Grundes zu verständigen. 

(5) Ein Widerruf der Ausschreibung gemäß Abs. 1 
bis 3 ist in derselben Art bekanntzumachen wie die 
Ausschreibung. 

§54 
Abschluß des Vergabeverfahrens 

(1) Das Vergabeverfahren endet mit dem Zustande­
kommen des Leistungsvertrages oder mit dem Wider­
ruf der Ausschreibung. 

(2) Jene Bieter, denen der Zuschlag nicht erteilt 
wurde, sind hievon unmittelbar nach Abschluß des 
Verfahrens schriftlich zu verständigen. Gleichzeitig 
sind auch alle zurückzustellenden Ausarbeitungen 
zurückzugeben. 

§55 
Benachrichtigung der Bewerber und Bieter 

Der Auftraggeber hat die nicht zur Angebotsabgabe 
eingeladenen Bewerber von dieser Entscheidung 
unverzüglich, jedenfalls aber acht Tage nach Abschluß 
der Auswahl schriftlich zu verständigen. Der Auftrag­
geber hat den nicht berücksichtigten Bietern, die dies 
schriftlich beantragen, innerhalb einer Frist von 
15 Tagen nach Eingang ihres Antrages die Gründe für 
die Nichtberücksichtigung ihres Angebotes mit­
zuteilen. Dem Bieter ist darüber hinaus der Name des 
erfolgreichen Bieters samt Vergabesumme bekannt­
zugeben. 

3. TEIL 
Besondere Bestimmungen über die Vergabe 

von Aufträgen unterhalb der Schwellenwerte 

§56 
Wahl des Vergabeverfahrens 

(1) Der Auftraggeber hat Aufträge, soweit in den 
folgenden Absätzen nichts anderes bestimmt ist, im 
offenen Verfahren zu vergeben. 

(2) Bei der Vergabe von immateriellen Leistungen 
im Sinne der Önorm A 2050 ist grundsätzlich das 
Verhandlungsverfahren anzuwenden. 

(3) Ein nicht offenes Verfahren ist nach Maßgabe 
des § 16 Abs. 3-zulässig. 

(4) Die Vergabe von Aufträgen im nicht offenen 
Verfahren nach § 16 Abs. 3 Z. 1 ist dann zulässig, wenn 
der geschätzte Auftragswert ohne Umsatzsteuer 
1. bei Lief er- und Dienstleistungsaufträgen weniger 

als 2 Millionen österreichische Schilling und 
2. bei Bau- und Baukonzessionsaufträgen weniger als 

7 Millionen österreichische Schilling 

beträgt. 

(5) Ein Verhandlungsverfahren ist dann zulässig, 
wenn 

1. der mit einem offenen oder nicht offenen Verfah­
ren verbundene Aufwand im Hinblick auf den 
Auftragswert wirtschaftlich nicht mehr vertretbar 
ist (Abs. 6), 

2. eine erschöpfende und eindeutige Beschreibung 
der Leistung gemäß § 34 nicht möglich ist, 
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3. ein weiterer Auftrag über die gleiche Leistung an 
den ursprünglichen Auftragnehmer erfolgen soll, 
dieser keinen betragsmäßig höheren Preis als für 
die ursprüngliche Leistung verlangt, die Summe 
des Auftrages nicht mehr als 25 v. H. des 
ursprünglichen Auftrages beträgt und von einer 
Ausschreibung kein wirtschaftlicheres Ergebnis 
zu erwarten ist - letztere Voraussetzung ist dann 
gegeben, wenn der Zeitraum zwischen den 
beiden Aufträgen verhältnismäßig gering ist, 

4. während der Ausführung zusätzliche oder ge­
änderte Leistungen erforderlich werden, die nicht 
ohne erhebliche Nachteile von der Hauptleistung 
getrennt und ausgeschrieben werden können, 
wobei die Summe aller zusätzlichen oder ge­
änderten Leistungen nicht mehr als 25 v. H. des 
ursprünglichen Auftragswertes betragen darf, 

5. für die Leistung nur ein Unternehmer in Betracht 
kommt, weil nur dieser die Voraussetzungen für 
die Leistungserbringung (z. B. besondere Fähig­
keiten und Erfahrungen, besondere technische 
Einrichtungen, Schutzrechte) besitzt, 

6. ein offenes oder nicht offenes Verfahren gemäß 
§ 53 widerrufen wurde oder als widerrufen gilt 
und eine neuerüche Ausschreibung kein an­
nehmbares Ergebnis verspricht, 

7. ein offenes oder nicht offenes Verfahren nach 
Angebotsprüfung oder nach vertiefter Angebots­
prüfung gemäß § 47 keine annehmbaren An­
gebote erbracht hat und gemäß § 53 widerrufen 
wurde. In diesem Fall sind, wenn die ursprüng­
lichen Bedingungen der Ausschreibung nicht 
grundlegend geändert werden, zumindest alle 
Bieter, die im vorangegangenen offenen oder 
nicht offenen Verfahren Angebote unterbreitet 
haben, welche den formalen Voraussetzungen für 
das Vergabeverfahren entsprochen haben, ein-
zubeziehen, 

8. Gefahr im Verzug vorliegt, selbst das nicht offene 
Verfahren eine mit erheblichen Nachteilen für die 
Allgemeinheit verbundene Verzögerung mit sich 
bringt oder der Auftraggeber gezwungen ist, um 
größeren Schaden abzuwenden, die Leistung an 
einen Dritten zu vergeben, weil der ursprüngliche 
Auftragnehmer seinen vertraglichen Ver­
pflichtungen nicht nachkommt, 

9. selbst das nicht offene Verfahren Interessen der 
Allgemeinheit, vor allem an einer besonderen 
Geheimhaltung, gefährdet oder 

10. Leistungen von Unternehmern angeboten 
werden, die erlaubten, mit Preisabsprachen oder 
gemeinsamen Vertriebseinrichtungen ver­
bundenen Kartellen angehören und keine kartell­
freien Unternehmer vorhanden sind. 

(6) Die Vergabe von Aufträgen im Verhandlungs-
verfahren nach Abs. 5 Z. 1 ist dann zulässig, wenn der 
geschätzte Auftragswert ohne Umsatzsteuer - gleich, 
ob bei Liefer-, Bau-, Baukonzessions- oder Dienst­
leistungsaufträgen - weniger als 500.000 Schilling 
beträgt. 

§57 
Bekanntmachung des nicht offenen Verfahrens 

und des Verhandlungsverfahrens 

(1) Ein nicht offenes Verfahren oder ein Ver­
handlungsverfahren ist öffentlich bekanntzumachen, 

sofern keine ausreichende Marktübersicht besteht. 
Ausreichende Marktübersicht ist jedenfalls dann 
anzunehmen, wenn eine geeignete, allen in Frage 
kommenden Unternehmen offenstehende Liste von 
qualifizierten Unternehmen vorhanden, ist, deren 
Eignung gemäß § 20 periodisch geprüft worden ist. Die 
Führung einer Liste geeigneter Unternehmer durch 
den Auftraggeber ist nur dann zulässig, wenn ein 
offener Zugang von Unternehmern nach objektiven 
Kriterien gewährleistet ist und schutzwürdige 
Geheimhaltungsinteressen der betroffenen Unter­
nehmer gewahrt werden. 

(2) In einer Bekanntmachung sind Unternehmer 
öffentlich gemäß § 59 Abs. 1 aufzufordern, sich um die 
Teilnahme zu bewerben. 

(3) Die Bekanntmachung hat den Termin, bis zu 
dem die Teilnahmeanträge eingelangt sein müssen, 
und jene Angaben zu enthalten, die den Interessenten 
eine Beurteilung ermöglichen, ob eine Beteiligung am 
nicht offenen Verfahren oder Verhandlungsverfahren 
für sie in Frage kommt. 

(4) In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, 
welche Unterlagen gemäß § 20 dem Teilnahmeantrag 
beizuschließen sind, um dem Auftraggeber die 
Prüfung gemäß § 18 Abs. 1 zu ermöglichen. 

(5) Unternehmern, die auf Grund der Bekannt­
machung rechtzeitig Teilnahmeanträge gestellt haben 
und die unter Bedachtnahme auf § 20 als befugt, 
leistungsfähig und zuverlässig erkannt wurden, ist 
Gelegenheit zur Beteiligung am nicht offenen Ver­
fahren oder am Verhandlungsverfahren zu geben. 
Wurde vom Auftraggeber die Anzahl der ein­
zuladenden Unternehmer gemäß §§18 Abs. 3 oder 19 
Abs. 2 begrenzt, hat der Auftraggeber unter Be­
dachtnahme auf § 20 nicht diskriminierend aus­
zuwählen. Der Auftraggeber kann allenfalls von sich 
aus auch zusätzliche Unternehmer miteinbeziehen. 

§58 

Zweistufiges Verfahren für immaterielle Leistungen 

(1) Liegt es bei der Vergabe von Aufträgen über 
Leistungen immaterieller Art in der Natur der 
Leistung, daß eine Beschreibung der Leistung mangels 
standardisierter Leistungsbilder zu dem Zeitpunkt, in 
dem das Verfahren eingeleitet werden soll, nicht 
möglich ist, hat die Vergabe in einem zweistufigen 
Verfahren zu erfolgen. Zweck dieses Verfahrens ist es, 
bei der Erbringung einer immateriellen Leistung, von 
der nur die Zielsetzung, nicht jedoch der Weg zur 
Problemlösung beschreibbar oder erfaßbar ist, zu einer 
bestmöglichen Vergabe im Rahmen eines Ver­
handlungsverfahrens zu gelangen. 

(2) Vom zweistufigen Verfahren kann Abstand 
genommen werden, wenn der damit verbundene 
Aufwand im Hinblick auf den Wert der Leistung 
wirtschaftlich nicht vertretbar wäre. 

(3) Die näheren Bestimmungen der Önorm A 2050 
über das zweistufige Verfahren für immaterielle 
Leistungen sind durch Verordnung der Landes­
regierung als bindend zu erklären. 
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§59 

Bekanntmachungen 

(1) Die beabsichtigte Vergabe von Leistungen im 
Wege des offenen Verfahrens sowie Bekannt­
machungen des nicht offenen Verfahrens und des 
Verhandlungsverfahrens sind in der „ Grazer Zeitung -
Amtsblatt für die Steiermark" zu verlautbaren. Die 
Bekanntmachungen können zusätzlich in Tages­
zeitungen, Fachzeitschriften oder ähnlichem erfolgen. 

(2) Die Einladung zum nicht offenen Verfahren hat 
durch Zusendung von Einladungsschreiben und 
Ausschreibungsunterlagen an die ausgewählten 
Unternehmer zu erfolgen. 

(3) Die Bekanntmachung nach Abs. 1 hat jene 
Angaben zu enthalten, die den Interessenten eine 
Beurteilung ermöglichen, ob die Beteiligung am 
Wettbewerb für sie in Frage kommt. Das sind ins­
besondere: 

1. Bezeichnung des Auftraggebers, 

2. Gegenstand der Leistung mit möglichst genauer 
Angabe von Art und Umfang der Leistung (ge­
gebenenfalls Teilleistung) sowie Erfüllungsort und 
Leistungsfrist; ferner Umstände, die eine besondere 
Eignung erfordern, 

3. Hinweise, wo und wann die zur Verfassung des 
Angebotes notwendigen Ausschreibungsunter­
lagen eingesehen oder beschafft werden können 
oder daß diese über Aufforderungen zugesendet 
werden sowie allfällige Kosten der Unterlagen, 

4. Datum und Ort für die Einreichung der Angebote 
sowie die Zuschlagsfrist und 

5. Bestimmungen über den allfälligen Erlag eines 
Vadiums. 

§60 

Angebotsfrist 

(1) Die Angebotsfrist beginnt beim offenen Ver­
fahren mit dem Tag, der in der Bekanntmachung für 
die frühestmögliche Abholung der Ausschreibungs­
unterlagen angegeben ist; beim nicht offenen Ver­
fahren mit dem Tag der Absendung der Einladung. Sie 
endet mit dem Zeitpunkt, bis zu dem die Angebote 
spätestens eingereicht sein müssen. Diese Frist ist so 
zu bemessen, daß unter Berücksichtigung des Post­
laufes den Bietern hinreichend Zeit zur Erstellung der 
Angebote bleibt. Auf Umstände, die die Erstellung 
erschweren können (z. B. schwierige Vorerhebungen, 
Herstellung von Proben und Mustern und zeit­
raubende Besichtigungen), ist Bedacht zu nehmen. 

(2) Bei offenen Verfahren hat die Angebotsfrist 
mindestens vier Wochen, bei nicht offenen Verfahren 
mindestens drei Wochen zu betragen. Eine Ver­
kürzung dieser Fristen ist nur in besonders be­
gründeten Fällen zulässig. 

(3) Die Angebotsfrist ist allenfalls zu verlängern, 
wenn während der Angebotsfrist eine Berichtigung 
der Ausschreibung gemäß § 37 vorzunehmen ist. Die 
Verlängerung der Angebotsfrist ist allen Bewerbern 
schriftlich bekanntzugeben. Ist dies nicht möglich, so 
ist sie ebenso bekanntzumachen wie die Aus­
schreibung. 

4. TEIL 

Besondere Bestimmungen über die Vergabe 
von Aufträgen oberhalb der Schwellenwerte 

1. Hauptstück 

Gemeinsame Bestimmungen 
über die Vergabe von Liefer-, Bau-, Baukonzessions­

und Dienstleistungsaufträgen 

§61 

Teilnehmer im nicht offenen Verfahren 
und im Verhandlungsverfahren 

(1) Die §§ 18 und 19 sind mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß im nicht offenen Verfahren 
mindestens fünf Unternehmer zur Angebotsabgabe 
einzuladen und im Verhandlungsverfahren, sofern die 
Wahl zwischen mehreren Unternehmen möglich ist, 
mindestens drei verbindliche Angebote einzuholen 
sind. 

(2) Die für die Durchführung eines nicht offenen 
Verfahrens oder eines Verhandlungsverfahrens sowie 
die für die Auswahl der eingeladenen Unternehmer 
maßgeblichen Gründe sind schriftlich festzuhalten. 

§62 

Nachweis der Zuverlässigkeit und Vorgehen 
bei rechnerisch fehlerhaften Angeboten 

(1) § 20 Abs. 5 ist mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß eine Bestätigung des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales jedenfalls einzuholen ist. 

(2) Rechnerisch fehlerhafte Angebote sind aus­
zuscheiden, wenn die Summe der Absolutbeträge aller 
Berichtigungen - erhöhend oder vermindernd - 2 v. H. 
oder mehr des ursprünglichen Gesamtpreises ohne 
Umsatzsteuer beträgt. Berichtigungen von Seitenüber­
trägen der Zwischensummen im Angebot (Über­
tragungsfehler), mit denen nicht weiter gerechnet 
wurde, bleiben dabei unberücksichtigt. Eine Vor-
reihung infolge der Berichtigung eines Rechenfehlers 
ist unzulässig. 

§63 

Bekanntmachungen 

(1) Der Auftraggeber hat Bekanntmachungen 
unverzüglich und unmittelbar dem Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften 
unter Verwendung der Muster in den Anhängen VI 
bis XV grundsätzlich in deutscher Sprache zu über­
mitteln. Sofern ein beschleunigtes' Verfahren nach 
diesem Gesetz zur Anwendung kommt, hat die 
Übermittlung per Fernschreiben, Telegramm oder 
Telefax zu erfolgen. Der Wortlaut einer Bekannt­
machung darf 650 Wörter nicht überschreiten. Der 
Auftraggeber muß den Tag der Absendung nach­
weisen können. 

(2) Sind auf Grund des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft (EGV) Bekannt­
machungen oder Mitteilungen zur Durchführung 
vergaberechtlicher Vorschriften erforderlich, kann die 
Landesregierung durch Verordnung festlegen, daß 
bestimmte Formulare zu verwenden sind. 
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(3) Überdies sind Bekanntmachungen nach diesem 
Gesetz auch in der „ Grazer Zeitung - Amtsblatt für die 
Steiermark" zu veröffentlichen. 

(4) Die Bekanntmachungen dürfen in der „Grazer 
Zeitung - Amtsblatt für die Steiermark" oder in 
sonstigen amtlichen oder privaten Publikations­
organen innerhalb Österreichs nicht vor dem Tag der 
Absendung an • das Amt für amtliche Veröffent­
lichungen der Europäischen Gemeinschaften ver­
öffentlicht werden. Die Veröffentlichungen innerhalb 
Österreichs haben den Tag der Absendung an das Amt 
für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften anzugeben und dürfen keine In­
formationen enthalten, die über die im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften veröffentlichten hin­
ausgehen. 

§64 
Vorinformation 

(1) Der Auftraggeber hat sobald wie möglich nach 
Beginn des jeweiligen Finanz- bzw. Haushaltsjahres 
eine nicht verbindliche Bekanntmachung zu ver­
öffentlichen, die folgende Angaben zu enthalten hat: 

1. bei Lieferaufträgen, aufgeschlüsselt nach Waren­
bereichen, alle für die nächsten zwölf Monate be­
absichtigten Beschaffungen, deren geschätzter 
Auftragswert mindestens 750.000 ECU beträgt; 

2. bei Bauaufträgen die wesentlichen Merkmale der 
von den Auftraggebern geplanten Aufträge, deren 
geschätzter Auftragswert mindestens 5 Millionen 
ECU beträgt; 

3. bei Dienstleistungsaufträgen, aufgeschlüsselt nach 
den Kategorien der Dienstleistungen gemäß 
Anhang III, alle für die nächsten zwölf Monate 
beabsichtigten Beschaffungen, deren geschätzter 
Auftragswert mindestens 750.000 ECU beträgt. 

(2) Die Bekanntmachung gemäß Abs. 1 Z. 1 bis 3 ist 
gemäß den Anhängen VI, VII und X zu erstellen. 

§65 
Bekanntmachung vergebener Aufträge 

(1) Der Auftraggeber hat jeden vergebenen Bau-, 
Liefer- oder Dienstleistungsauftrag öffentlich bekannt­
zumachen. Angaben über die Auftragsvergabe 
müssen jedoch dann nicht veröffentlicht werden, wenn 
deren Bekanntmachung die Vollziehung von Gesetzen 
behindern, dem öffentlichen Interesse in anderer 
Weise zuwiderlaufen oder die berechtigten geschäft­
lichen Interessen öffentlicher oder privater Unter­
nehmer berühren oder den fairen Wettbewerb 
zwischen den Unternehmern beeinträchtigen würde. 
Die Bekanntmachung ist spätestens 48 Tage nach 
Vergabe des Auftrages dem Amt für amtliche Ver­
öffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften zu 
übermitteln. 

(2) Bei Dienstleistungsaufträgen gemäß Anhang IV 
haben die Auftraggeber in ihrer Bekanntmachung 
anzugeben, ob sie mit der Veröffentlichung ein­
verstanden sind. 

§66 
Verwendung des CPV bei Bekanntmachungen 

Bei Bekanntmachungen nach diesem Gesetz sollen 
die Auftraggeber zur Beschreibung des Auftrags­
gegenstandes die Bezeichnungen und Codes des 
gemeinsamen Vokabulars für das öffentliche Auftrags­

wesen (CPV), ABl. Nr. S 169 vom 3. September 1996, 
verwenden. Der Landeshauptmann hat die Fundstelle 
der Kundmachung des Bundeskanzlers über das CPV 
nach dem Bundesvergabegesetz kundzumachen. 

§67 

Übermittlung von Unterlagen 

Soweit dieses Gesetz, mit Ausnahme der Be­
stimmung des § 112, Mitteilungs- oder Berichts­
pflichten an die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften oder andere Vertragsparteien des 
EWR-Abkommens vorsieht, hat der Auftraggeber dem 
Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegen­
heiten die erforderlichen Unterlagen zwecks Weiter­
leitung an die Kommission und an die Vertrags­
parteien des EWR-Abkommens zu übermitteln. 

§68 

Fristen 

(1) Beim nicht offenen Verfahren und beim Ver­
handlungsverfahren beträgt die vom Auftraggeber 
festzusetzende Frist für den Eingang der Anträge auf 
Teilnahme am Vergabeverfahren mindestens 37 Tage, 
gerechnet vom Tage der Absendung der Bekannt­
machung an. 

(2) Beim offenen Verfahren beträgt die vom Auftrag­
geber festzusetzende Frist für den Eingang der 
Angebote mindestens 52 Tage, gerechnet vom Tage 
der Absendung der Bekanntmachung an, beim nicht 
offenen Verfahren mindestens 40 Tage, gerechnet 
vom Tage der Absendung der schriftlichen Auf­
forderung zur Angebotsabgabe an. 

(3) Der Auftraggeber muß rechtzeitig angeforderte 
Ausschreibungsunterlagen innerhalb von sechs Tagen 
nach Eingang des Antrags zusenden sowie zusätzliche 
Auskünfte über die Ausschreibungsunterlagen 
spätestens sechs Tage vor Ablauf der Frist für den 
Eingang der Angebote erteilen. 

(4) Können die Angebote nur nach einer Orts­
besichtigung oder Einsichtnahme in aufgelegte 
Ausschreibungsunterlagen erstellt werden, so sind die 
in Abs. 2 vorgesehenen Fristen entsprechend zu 
verlängern. 

(5) Können Ausschreibungsunterlagen, zusätzliche 
Unterlagen oder angeforderte Auskünfte wegen ihres 
großen Umfangs nicht innerhalb der in Abs. 3 vor­
gesehenen Fristen zugesandt bzw. erteilt werden, so 
sind diese Fristen entsprechend zu verlängern. 

(6) Jede Veränderung der Angebotsfrist ist allen 
Bewerbern oder Bietern schriftlich bekanntzugeben. 
Ist dies nicht möglich, so ist sie in derselben Art 
bekanntzumachen wie die Ausschreibung. 

(7) Die Anträge auf Teilnahme können brieflich, 
telegraphisch, telefonisch, durch Telefax oder 
Fernschreiben übermittelt werden. Bei Übermittlung 
auf den vier letztgenannten Wegen sind sie durch ein 
vor Ablauf der in Abs. 1 genannten Frist ab­
zusendendes Schreiben des Antragstellers zu be­
stätigen. 

§69 

Beschleunigtes Verfahren 

(1) Können die in § 68 Abs. 1 und 2 vorgesehenen 
Fristen für nicht offene Verfahren und Verhandlungs-
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verfahren aus Gründen der Dringlichkeit nicht ein­
gehalten werden, so kann der Auftraggeber die Fristen 
verkürzen, wobei aber 

1. die Frist für den Eingang der Anträge auf Teil­
nahme am Vergabeverfahren, gerechnet vom Tag 
der Absendung der Bekanntmachung an, 
mindestens 15 Tage, 

2. die Frist für den Eingang der Angebote, gerechnet 
vom Tage der Absendung der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe an, mindestens 10 Tage 

zu betragen hat. 

(2) Der Auftraggeber hat rechtzeitig angeforderte 
zusätzliche Auskünfte über die Ausschreibungs­
unterlagen spätestens vier Tage vor Ablauf der Frist 
für den Eingang der Angebote zu erteilen. 

(3) Die Anträge auf Teünahme bzw. die Auf­
forderung zur Angebotsabgabe können brieflich, 
telegraphisch, telefonisch, durch Telefax oder Fern­
schreiben übermittelt werden. Bei Übermittlung auf 
den vier letztgenannten Wegen sind sie durch ein vor 
Ablauf der in Abs. 1 genannten Frist abzusendendes 
Schreiben des Antragstellers zu bestätigen. 

§70 

Berechnung der Fristen 

(1) Unbeschadet der für die Fristen im Nach­
prüfungsverfahren anzuwendenden Bestimmungen 
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
1991, BGBl. Nr. 51, finden auf Fristen im Sinne dieses 
Gesetzes § 903 ABGB und das Bundesgesetz über die 
Hemmung des Fristenlaufs durch Samstage und den 
Karfreitag, BGBl. Nr. 37/1961, Anwendung. 

(2) Als Arbeitstage gelten alle Tage außer 
Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen. 

(3) Vorbehaltlich der Abs. 5 und 6 beginnt eine nach 
Stunden bemessene Frist am Anfang der ersten 
Stunde und endet mit Ablauf der letzten Stunde der 
Frist. Fristen, die in Tagen, Wochen, Monaten oder 
Jahren ausgedrückt sind, beginnen um 0 Uhr des 
Tages, an dem die Frist zu laufen beginnt, und enden 
um 24 Uhr des Tages, an dem die Frist abläuft. Umfaßt 
eine Frist Monatsbruchteile, so wird bei der Be­
rechnung der Monatsbruchteile ein Monat von 
30 Tagen zugrunde gelegt. Dies schließt jedoch nicht 
aus, daß eine Handlung, die vor Ablauf einer Frist 
vorzunehmen ist, am Tag, an dem die Frist abläuft, nur 
während der gewöhnlichen Amts- oder Geschäfts­
stunden vorgenommen werden kann. 

(4) Ist eine Frist in Wochen ausgedrückt, so endet die 
Frist an dem Tag der letzten Woche der Frist, der dem 
Tag, an dem die Frist zu laufen beginnt, im Namen 
entspricht. Ist eine Frist in Monaten oder Jahren 
ausgedrückt, so endet die Frist an dem Tag des letzten 
Monats oder des letzten Jahres der Frist, der nach 
seiner Zahl dem Tag, an dem die Frist zu laufen 
beginnt, entspricht oder, wenn ein entsprechender 
Tag fehlt, am letzten Tag des letzten Monats. 

(5) Ist für den Beginn einer nach Tagen, Wochen, 
Monaten oder Jahren bemessenen Frist der Zeitpunkt 
maßgebend, in welchem ein Ereignis eintritt oder eine 
Handlung vorgenommen wird, so wird bei der Be­
rechnung dieser Frist der Tag nicht mitgerechnet, in 
den das Ereignis oder die Handlung fällt. 

(6) Fällt der letzte Tag einer nicht nach Stunden 
bemessenen Frist auf einen Samstag, Sonntag oder 
gesetzlichen Feiertag, so endet die Frist mit Ablauf der 
letzten Stunde des folgenden Arbeitstages. 

§71 

Zusätzliche Ausschreibungserfordernisse 

(1) Bei jeder Auftragsvergabe haben die Aus­
schreibungsunterlagen oder die Unterlagen zum 
Vertrag technische Spezifikationen zu enthalten. 

(2) Die technischen Spezifikationen sind unter 
Bezugnahme auf Europäische Spezifikationen fest­
zulegen. 

(3) Der Auftraggeber kann von Abs. 2 abweichen, 
wenn 

1. die Europäischen Spezifikationen keine Be­
stimmungen zur Feststellung der Übereinstimmung 
mit ihnen vorsehen oder keine technischen 
Möglichkeiten vorhanden sind, die Überein­
stimmung eines technischen Erzeugnisses mit 
diesen Normen in zufriedenstellender Weise fest­
zustellen, oder 

2. die Anwendung von Abs. 2 die Anwendung • 

a) der Richtlinie 91/263/EWG des Rates vom 
29. April 1991 zur Angleichung der Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten über Tele­
kommunikationsendeinrichtungen einschließ­
lich der gegenseitigen Anerkennung ihrer 
Konformität, ABl. Nr. L 128 vom. 23. Mai 1991, 
Seite 1, oder 

b) des Beschlusses 87/95/EWG des Rates vom 
22. Dezember 1986 über die Normung auf dem 
Gebiet der Informationstechnik und der Tele­
kommunikation, ABl. Nr. L 36 vom 7. Februar 
1987, Seite 31, oder 

c) anderer Gemeinschaftsinstrumente in be­
stimmten Dienstleistungs- oder Produkt­
bereichen beeinträchtigen würde, oder 

3. die Anwendung von Abs. 2 den Auftraggeber zur 
Verwendung von Erzeugnissen oder Materialien 
oder zum Erwerb von Anlagen, die mit bereits 
benützten Anlagen inkompatibel sind, zwänge oder 
unverhältnismäßig hohe Kosten oder unverhältnis­
mäßige technische Schwierigkeiten verursachen 
würde und der Auftraggeber sich im Rahmen einer 
klar definierten und schriftlich festgelegten 
Strategie zur Übernahme Europäischer Spezifi­
kationen innerhalb einer diesen Umständen 
entsprechenden Frist verpflichtet oder 

4. die ausgeschriebene Leistung von wirklich inno­
vativer Art ist und die Anwendung Europäischer 
Spezifikationen nicht angemessen wäre. 

(4) Sollten Auftraggeber in Anwendung des Abs. 3 
von Abs. 2 abweichen, so haben sie, sofern dies 
möglich ist, in der Ausschreibung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften oder in den Aus­
schreibungsunterlagen die Gründe dafür anzugeben 
und jedenfalls die Gründe in ihren internen Unter­
lagen festzuhalten, wobei diese Information auf 
Anfrage an die anderen Vertragsparteien des EWR-
Abkommens oder an die Kommission weiterzugeben 
sind. 
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(5) Mangels Europäischer Spezifikationen 

1. sind die technischen Spezifikationen unter Bezug­
nahme auf die innerstaatlichen technischen 
Spezifikationen festzulegen, die anerkanntermaßen 
den wesentlichen Anforderungen der Richtlinien 
zur technischen Harmonisierung entsprechen, und 
zwar nach dem Verfahren dieser Richtlinien und 
insbesondere nach dem in der Richtlinie 
89/106/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften der Mitgliedstaaten über Bauprodukte, 
ABl. Nr. L 40 vom 11. Februar 1989, Seite 12, vor­
gesehenen Verfahren; 

2. können die technischen Spezifikationen unter 
Bezugnahme auf die innerstaatlichen technischen 
Spezifikationen betreffend die Planung, Berech­
nung und Verwirklichung von Bauvorhaben und 
den Einsatz von Produkten festgelegt werden; 

3. können die technischen Spezifikationen unter 
Bezugnahme auf andere Dokumente festgelegt 
werden. In diesem Fall ist bei der Bezugnahme 
folgende Reihenfolge einzuhalten: 

a) innerstaatliche Normen, die internationale 
Normen umsetzen, 

b) sonstige innerstaatliche Normen und inner­
staatliche technische Zulassungen sowie 

c) alle weiteren Normen. 

(6) Technische Spezifikationen, die Erzeugnisse 
einer bestimmten Produktion oder Herkunft oder 
besondere Verfahren erwähnen, dürfen nicht ver­
wendet werden, es sei denn, daß diese Spezifikationen 
durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigt sind. 
Verboten ist insbesondere die Angabe von Waren­
zeichen, Patenten oder Typen sowie eines bestimmten 
Ursprungs oder einer bestimmten Produktion. Eine 
solche Angabe mit dem Zusatz „oder gleichwertiger 
Art" ist jedoch zulässig, wenn der Auftragsgegenstand 
nicht auf andere Weise durch hinreichend genaue, 
allgemein verständliche Spezifikationen beschrieben 
werden kann. 

§72 

Vergabevermerk 

(1) Auftraggeber haben einen Vergabevermerk 
über jeden vergebenen Auftrag anzufertigen, der 
mindestens folgendes umfaßt: 

1. den Namen und die Anschrift des Auftraggebers, 

2. Gegenstand und Wert des Auftrages, 

3. die Namen der berücksichtigten Bewerber oder 
Bieter und die Gründe für ihre Auswahl, 

4. die Namen der ausgeschlossenen Bewerber oder 
Bieter und die Gründe für ihre Ablehnung, 

5. den Namen des erfolgreichen Bieters und die 
Gründe für die Auswahl seines Angebotes sowie 
•- falls bekannt - den Anteil, den der erfolgreiche 
Bieter an Dritte weiterzugeben beabsichtigt, ferner 

6. bei einem Verhandlungsverfahren die Begründung 
der in den §§ 74 Abs. 2 und 3, 76 Abs. 2 und 3 
sowie 82 Abs. 2 und 3 genannten Umstände, die die 
Anwendung dieses Verfahrens rechtfertigen. 

(2) Dieser Vergabevermerk oder dessen Haupt­
punkte sind der Kommission auf Anfrage zu über­
mitteln. 

2. Hauptstück 
Besondere Bestimmungen 

über die Vergabe von Lieferaufträgen 

§73 
Geltungsbereich 

Wenn ein Auftraggeber einer Einrichtung, die nicht 
diesem Hauptstück unterliegt, Sonder- oder Allein­
rechte zur Ausführung einer Tätigkeit des öffentlichen 
Dienstleistungsbereichs vertraglich zuerkennt, so muß 
in dem Rechtsakt über die Zuerkennung dieses Rechts 
bestimmt sein, daß die betreffende Einrichtung bei der 
Vergabe von Lieferaufträgen an Dritte im Rahmen 
dieser Tätigkeit den Grundsatz der Nichtdiskriminie­
rung aus Gründen der Staatsangehörigkeit im Sinne 
des § 14 Abs. 1 und 2 zu beachten hat. 

§74 
Wahl des Vergabeverfahrens 

(1) Die beabsichtigte Vergabe von Lieferaufträgen 
im Wege eines offenen oder eines nicht offenen 
Verfahrens ist öffentlich bekanntzumachen. 

(2) Lieferaufträge können im Verhandlungs­
verfahren nach vorheriger öffentlicher Bekannt­
machung vergeben werden, wenn ein durchgeführtes 
offenes oder nicht offenes Verfahren keine für den 
Auftraggeber nach diesem Gesetz geeignete An­
gebote erbracht hat und die ursprünglichen Be­
dingungen für den Lieferauftrag nicht grundlegend 
geändert werden. Von der öffentlichen Bekannt­
machung kann Abstand genommen werden, wenn der 
Auftraggeber in das betreffende Verhandlungs­
verfahren alle Unternehmer einbezieht, die die 
Kriterien des § 20 erfüllen und die im Verlauf des 
vorangegangenen offenen oder nicht offenen Ver­
fahrens Angebote unterbreitet haben, die den 
Anforderungen des § 41 entsprochen haben. 

(3) Lieferaufträge können im Verhandlungs­
verfahren ohne öffentliche Bekanntmachung ver­
geben werden, wenn 

1. ein durchgeführtes offenes oder nicht offenes 
Verfahren kein oder kein im Sinne dieses Gesetzes 
geeignetes Angebot erbracht hat, die ursprüng­
lichen Bedingungen für den Lieferauftrag nicht 
grundlegend geändert werden und der Kommission 
ein Bericht vorgelegt wird, oder 

2. der Lieferauftrag nur zum Zweck von Forschungen, 
Versuchen, Untersuchungen oder Entwicklungen 
zur Vergabe gelangt, wobei der Lieferauftrag 
jedoch nicht einer Serienfertigung zum Nachweis 
der Marktfähigkeit des Produktes oder der 
Deckung der Forschungs- und Entwicklungskosten 
dienen darf, oder 

3. der Lieferauftrag wegen seiner technischen oder 
künstlerischen Besonderheiten oder auf Grund des 
Schutzes eines Ausschließlichkeitsrechtes nur von 
einem bestimmten Unternehmer erfüllt werden 
kann oder 

4. dringliche, zwingende Gründe, die nicht dem 
Verhalten des Auftraggebers zuzuschreiben sind, 
im Zusammenhang mit Ereignissen, die der 
Auftraggeber nicht voraussehen konnte, es nicht 
zulassen, die im offenen, im nicht offenen oder in 
einem gemäß Abs. 2 durchzuführenden Ver-
handlungsverfahren vorgeschriebenen Fristen ein­
zuhalten, oder 
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bei früher durchgeführten Lieferungen zusätzliche 
Lieferungen notwendig werden, die entweder zur 
teilweisen Erneuerung gelieferter Waren oder 
Einrichtungen oder zur Erweiterung von 
Lieferungen oder bestehenden Einrichtungen 
bestimmt sind, und ein Wechsel des Auftrag­
nehmers dazu führen würde, daß der Auftraggeber 
Material sehr unterschiedlicher technischer 
Merkmale kaufen müßte und dies eine technische 
Unvereinbarkeit oder unverhältnismäßige tech­
nische Schwierigkeiten bei Gebrauch und Wartung 
mit sich bringen würde; die Laufzeit dieser Auf­
träge sowie der Daueraufträge darf in der Regel 
drei Jahre nicht überschreiten. 

§75 

Ideenwettbewerb und Alternativangebote 

Werden beabsichtigte Projekte in einem Ideen­
wettbewerb vergeben oder wird den Unternehmern 
bei der Ausschreibung die Möglichkeit eingeräumt, 
Alternativangebote vorzulegen, so darf der Auftrag­
geber ein Angebot - sofern es mit den Vorschriften der 
Ausschreibungsunterlagen vereinbar ist - nicht allein 
deshalb zurückweisen, weil es nach einem anderen 
technischen Verfahren als demjenigen des Vergabe­
landes berechnet worden ist. Die Bieter haben ihren 
Angeboten alle zur Überprüfung der Entwürfe er­
forderlichen Belege beizufügen und ergänzende 
Erläuterungen vorzulegen, wenn der Auftraggeber 
dies für notwendig hält. 

3. Hauptstück 

Besondere Bestimmungen über die Vergabe 
von Bau- und Baukonzessionsaufträgen 

1. Abschnitt 

Bauaufträge 

§76 

Wahl des Vergabeverfahrens 

(1) Die beabsichtigte Vergabe von Bauaufträgen im 
Wege eines offenen oder nicht offenen Verfahrens ist 
öffentlich bekanntzumachen. 

(2) Bauaufträge können im Verhandlungsverfahren 
nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung ver­
geben werden, wenn 

1. ein durchgeführtes offenes oder nicht offenes 
Verfahren keine für den Auftraggeber nach diesem 
Gesetz geeigneten Angebote erbracht hat und die 
ursprünglichen Bedingungen für den Bauauftrag 
nicht grundsätzlich geändert werden oder 

2. die betreffenden Bauvorhaben nur zu Forschungs-, 
Versuchs- und Entwicklungszwecken und nicht mit 
dem Ziel der Gewährleistung der Rentabilität oder 
der Deckung der Forschungs- und Entwicklungs­
kosten durchgeführt werden oder 

3. es sich um Bauaufträge handelt, deren Eigenheiten 
eine globale Preisgestaltung nicht ermöglichen, 
oder wenn die mit der Leistungserbringung ver­
bundenen Risiken eine solche verhindern. 

Im Falle der Z. 1 kann von der öffentlichen Bekannt­
machung Abstand genommen werden, wenn der 
Auftraggeber in das betreffende Verhandlungs­
verfahren alle Unternehmer einbezieht, die die 
Kriterien des § 20 erfüllen und die im Verlauf des vor­
angegangenen offenen oder nicht offenen Verfahrens 
Angebote unterbreitet haben, die den Anforderungen 
des § 41 entsprochen haben. 

(3) Bauaufträge können im Verhandlungsverfahren 
ohne öffentliche Bekanntmachung vergeben werden, 
wenn 

1. ein durchgeführtes offenes oder nicht offenes 
Verfahren kein oder kein geeignetes Angebot 
erbracht hat, die ursprünglichen Bedingungen für 
den Bauauftrag nicht grundlegend geändert 
werden und der Kommission ein Bericht vorgelegt 
wird, wenn sie dies wünscht, oder 

2. der Bauauftrag aus technischen oder künstlerischen 
Gründen oder auf Grund des Schutzes von Aus­
schließlichkeitsrechten nur von einem bestimmten 
Unternehmer ausgeführt werden kann oder 

3. dringliche zwingende Gründe, die nicht dem Ver­
halten des Auftraggebers zuzuschreiben sind, im 
Zusammenhang mit Ereignissen, die der Auftrag­
geber nicht voraussehen konnte, es nicht zulassen, 
die im offenen, im nicht offenen oder in einem 
gemäß Abs. 2 durchzuführenden Verhandlungs­
verfahren vorgeschriebenen Fristen einzuhalten, 
oder 

4. zur Ausführung eines bestehenden Bauauftrages 
zusätzliche Bauleistungen, die weder in der dem 
Bauauftrag zugrundehegenden Planung noch in 
der Ausschreibung vorgesehen waren und deren 
Gesamtwert 50 v. H. des Wertes des ursprünglichen 
Bauauftrages nicht überschreitet, wegen eines 
unvorhergesehenen Ereignisses unbedingt er­
forderlich werden und entweder 

a) eine Trennung vom bestehenden Bauauftrag in 
technischer oder wirtschaftlicher Hinsicht nicht 
möglich ist oder 

b) eine solche Trennung zwar möglich wäre, die 
zusätzlichen Bauleistungen aber für die Ver­
besserung der bereits vergebenen Bau­
leistungen unbedingt erforderlich sind, oder 

5. neue Bauleistungen in der Wiederholung gleich­
artiger Bauleistungen bestehen, sofern 

a) der Auftrag von demselben Auftraggeber an den 
Auftragnehmer, der bereits den ersten Auftrag 
erhalten hat, vergeben wird, 

b) der erste Auftrag im offenen oder nicht offenen 
Verfahren vergeben wurde, 

c) sie einem Grundentwurf entsprechen und dieser 
Entwurf Gegenstand des ersten Auftrages war, 

d) die Möglichkeit der Vertragsverlängerung 
bereits in der ersten Ausschreibung vorgesehen 
war, 

e) die Vergabe binnen drei Jahren nach Abschluß 
des ersten Vertrages erfolgt und 

f) der für die Fortsetzung der Bauarbeiten in 
Aussicht genommene Gesamtauftragswert bei 
der Errechnung des Schwellenwertes gemäß § 2 
Abs. 1 Z. 2 zugrunde gelegt wurde. 
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§77 
Beschleunigtes Verfahren bei Vorinformation 

Die in § 68 Abs. 2 vorgesehene Frist kann beim 
offenen Verfahren auf 36, beim nicht offenen auf 
26 Tage verkürzt werden, wenn der Auftraggeber eine 
Bekanntmachung gemäß § 64 veröffentlicht hat. 

2. Abschnitt 
Baukonzessionsaufträge 

§78 
Auftragsweitervergabe an Dritte 

Die Auftraggeber können 
1. vorschreiben, daß der Konzessionär einen Mindest­

satz von 30 v. H. des Gesamtwertes der Arbeiten, 
die Gegenstand der Baukonzession sind, an Dritte 
vergibt, wobei der Mindestsatz im Baukonzessions­
vertrag angegeben werden muß, 

2. die als Konzessionäre in Betracht kommenden 
Unternehmer auffordern, in ihren Angeboten anzu­
geben, welchen Prozentsatz des Gesamtwertes der 
Arbeiten, die Gegenstand der Baukonzession sind, 
sie an Dritte vergeben wollen. 

§79 

Besondere Bestimmungen 
des Baukonzessionsvertrages 

(1) Die Auftraggeber haben, sofern der 
Konzessionär nicht selbst den Bestimmungen des 
1. Abschnittes dieses Hauptstückes unterliegt, im 
Baukonzessionsvertrag zu vereinbaren, daß bei Bau­
aufträgen an Dritte, sofern der Auftragswert den 
Schwellenwert nach § 2 Abs. 1 Z. 2 erreicht und kein 
Tatbestand nach § 76 Abs. 3 vorliegt, 

1. die öffentlichen Bekanntmachungen nach § 63 
unter Verwendung des Musters nach Anhang VIII 
zu erfolgen haben, 

2. die Fristen nach § 68 einzuhalten sind sowie 
3. die Vergabebekanntmachung nach § 65 durch­

geführt wird. 

(2) Unternehmen, die sich zusammengeschlossen 
haben, um die Konzession zu erhalten, sowie mit den 
betreffenden Unternehmen verbundene Unternehmen 
werden nicht als Dritte betrachtet. 

(3) Der Bewerbung um eine Konzession ist eine 
vollständige Liste der mit dem Unternehmen Ver­
bundenen Unternehmern beizufügen. Diese Liste muß 
auf den neuesten Stand gebracht werden, wenn sich 
später in den Beziehungen zwischen den Unter­
nehmen Änderungen ergeben. 

§80 
Fristen 

(1) Die Auftraggeber, die einen Baukonzessions­
vertrag vergeben wollen, haben eine Frist für den 
Eingang von Bewerbungen für die Konzession fest­
zusetzen, die mindestens 52 Tage, gerechnet vom 
Tage der Absendung der Bekanntmachung an, be­
tragen muß. 

(2) Bei der Vergabe von Bauaufträgen hat ein 
Baukonzessionär, der selbst nicht den Bestimmungen 
des 1. Abschnittes dieses Hauptstückes unterliegt, die 

Frist für den Eingang der Anträge auf Teilnahme auf 
nicht weniger als 37 Tage, gerechnet vom Tag der 
Absendung der Bekanntmachung an, und die Frist für 
den Eingang der Angebote auf nicht weniger als 
40 Tage, gerechnet vom Zeitpunkt der Absendung der 
Bekanntmachung oder der Absendung der Auf­
forderung zur Einreichung eines Angebotes an, fest­
zusetzen. 

§81 

Besondere Bekanntmachungsvorschriften 

Auftraggeber, die eine Baukonzession zur Vergabe 
bringen wollen, sowie Baukonzessionäre, die selbst 
nicht den Bestimmungen des 1. Abschnittes dieses 
Hauptstückes unterliegen und Bauaufträge an Dritte 
zur Vergabe bringen wollen, deren geschätzter 
Auftragswert ohne Umsatzsteuer 5 Millionen ECU 
beträgt, haben diese Absicht durch eine Bekannt­
machung mitzuteilen. 

4. Hauptstück 

Besondere Bestimmungen über die Vergabe 
von Dienstleistungsaufträgen 

§82 

Wahl des Vergabeverfahrens 

(1) Die beabsichtigte Vergabe von Dienstleistungs­
aufträgen im Wege eines offenen oder eines nicht 
offenen Verfahrens ist öffentlich bekanntzumachen. 

(2) Dienstleistungsaufträge können im Ver­
handlungsverfahren nach vorheriger öffentlicher 
Bekanntmachung vergeben werden, wenn 

1. ein durchgeführtes offenes oder nicht offenes 
Verfahren keine für den Auftraggeber nach diesem 
Gesetz geeigneten Angebote erbracht hat und die 
ursprünglichen Bedingungen für den Dienst­
leistungsauftrag nicht grundlegend geändert 
werden, oder 

2. es sich um Dienstleistungsaufträge handelt, deren 
Eigenheiten eine globale Preisgestaltung nicht 
ermöglichen, oder wenn die mit der Leistungs­
erbringung verbundenen Risiken eine solche 
verhindern, oder 

3. wenn die zu erbringenden Dienstleistungen, ins­
besondere geistig-schöpferische Dienstleistungen 
und Dienstleistungen der Kategorie 6 des An­
hanges III, dergestalt sind, daß vertragliche 
Spezifikationen nicht hinreichend genau festgelegt 
werden können, um den Auftrag durch die Wahl 
des besten Angebotes in Übereinstimmung mit den 
Vorschriften über ein offenes oder nicht offenes 
Verfahren vergeben zu können. 

Im Falle der Z. 1 kann von der öffentlichen Bekannt­
machung Abstand genommen werden, wenn der 
Auftraggeber in das betreffende Verhandlungs­
verfahren alle Unternehmer einbezieht, die die 
Kriterien des § 20 erfüllen und die im Verlauf des 
vorangegangenen offenen oder nicht offenen Ver­
fahrens Angebote unterbreitet haben, die den An­
forderungen des § 41 entsprochen haben. 

(3) Dienstleistungsaufträge können im Ver­
handlungsverfahren ohne öffentliche Bekannt­
machung vergeben werden, wenn 
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1. ein durchgeführtes offenes oder nicht offenes 
Verfahren kein oder kein im Sinne dieses Gesetzes 
geeignetes Angebot erbracht hat, die ursprüng­
lichen Bedingungen für den Dienstleistungsauftrag 
nicht grundlegend geändert werden und der 
Kommission ein Bericht vorgelegt wird, wenn sie 
dies wünscht, oder 

2. der Dienstleistungsauftrag aus technischen oder 
künstlerischen Gründen oder auf Grund des 
Schutzes von Ausschließlichkeitsrechten nur von 
einem bestimmten Unternehmer ausgeführt 
werden kann, oder 

3. dringliche, zwingende Gründe, die nicht dem 
Verhalten des Auftraggebers zuzuschreiben sind, 
im Zusammenhang mit Ereignissen, die der 
Auftraggeber nicht voraussehen konnte, es nicht 
zulassen, die im offenen, im nicht offenen oder in 
einem gemäß Abs. 2 durchzuführenden Ver­
handlungsverfahren vorgeschriebenen Fristen 
einzuhalten, oder 

4. zur Ausführung eines bestehenden Dienstleistungs-
auftrages zusätzliche Dienstleistungen, die weder 
in dem dem Dienstleistungsauftrag zugrunde-

• l iegenden Entwurf noch in der Ausschreibung 
vorgesehen waren und deren Gesamtwert 50 v. H. 
des Wertes des ursprünglichen Dienstleistungs­
auftrages nicht überschreitet, wegen eines 
unvorhergesehenen Ereignisses unbedingt er­
forderlich werden, sofern der Auftrag an den Unter­
nehmer vergeben wird, der den ersten Auftrag 
ausgeführt hat, und entweder 

a) eine Trennung vom bestehenden Dienst­
leistungsauftrag in technischer oder wirtschaft­
licher Hinsicht nicht ohne wesentlichen Nachteil 
für den Auftraggeber möglich ist, oder 

b) eine solche Trennung zwar möglich wäre, die 
• zusätzlichen Dienstleistungen aber für die 

Verbesserung der bereits vergebenen Dienst­
leistungen unbedingt erforderlich sind, oder 

5. neue Dienstleistungen in der Wiederholung gleich­
artiger Dienstleistungen bestehen, sofern 

a) der Auftrag von demselben Auftraggeber an den 
Auftragnehmer, der bereits den ersten Auftrag 
erhalten hat, vergeben wird, 

b) der erste Auftrag im offenen oder nicht offenen 
Verfahren vergeben wurde, 

c) sie einem Grundentwurf entsprechen und dieser 
Entwurf Gegenstand des ersten Auftrages war, 

d) hiefür die Möglichkeit der Anwendung eines 
derartigen Verhandlungsverfahrens bereits in 
der ersten Ausschreibung vorgesehen war, 

e) die Vergabe binnen drei Jahren nach Abschluß 
des ersten Vertrages erfolgt und 

f) der für die Fortsetzung der Dienstleistungen in 
Aussicht genommene Gesamtauftragswert bei 
der Errechnung des Schwellenwertes gemäß § 2 
Abs. 1 Z. 1 zugrunde gelegt wurde, oder 

6. wenn im Anschluß an einen Wettbewerb der Auf­
trag gemäß den einschlägigen Bestimmungen an 
den Gewinner oder an einen der Gewinner des 
Wettbewerbes vergeben werden muß. Im letzteren 
Fall müssen alle Gewinner des Wettbewerbes zur 
Teilnahme an den Verhandlungen aufgefordert 

. werden. 

§ 83 

Durchführung von Wettbewerben 

(1) Die beabsichtigte Vergabe von Dienstleistungs­
aufträgen im Wege eines Wettbewerbes (§ 13 Z. 28) ist 
öffentlich bekanntzumachen. 

(2) Die auf die Durchführung des Wettbewerbes 
anwendbaren Bestimmungen sind den an der Teil­
nahme am Wettbewerb Interessierten auf Anfrage 
mitzuteilen. 

(3) Die Zulassung zur Teilnahme an einem Wett­
bewerb darf nicht beschränkt werden 

1. auf das Gebiet einer Vertragspartei des EWR-
Abkommens oder einen Teil davon, oder 

2. auf Grund der Tatsache, daß die Teilnehmer gemäß 
den Rechtsvorschriften der Vertragspartei des 
EWR-Abkommens, in dem der Wettbewerb 
organisiert wird, entweder eine natürliche oder 
juristische Person sein müßten. 

(4) Bei Wettbewerben mit beschränkter Teilnehmer­
zahl haben die Auftraggeber eindeutige und nicht­
diskriminierende Auswahlkriterien festzulegen. In 
jedem Fall muß die Zahl der Bewerber, die zur Teil­
nahme aufgefordert werden, ausreichen, um einen 
echten Wettbewerb zu gewährleisten. 

(5) Das Preisgericht darf nur aus von den Teil­
nehmern des Wettbewerbes unabhängigen Personen 
bestehen. Wird von den Wettbewerbsteilnehmern eine 
bestimmte berufliche Qualifikation verlangt, muß 
mindestens ein Drittel der Preisrichter über dieselbe 
oder eine gleichwertige Qualifikation verfügen. 

(6) Das Preisgericht ist in seinen Entscheidungen 
und Stellungnahmen unabhängig. Es hat diese 
Entscheidungen und Stellungnahmen auf Grund von 
Wettbewerbsarbeiten, die anonym vorgelegt werden, 
und nur auf Grund der Kriterien, die in der Be­
kanntmachung gemäß Abs. 1 genannt sind, zu treffen. 

§84 

Beschleunigtes Verfahren bei Vorinformation 

Die in § 68 Abs. 2 vorgesehene Frist kann beim 
offenen Verfahren auf 36, beim nicht offenen Ver­
fahren auf 26 Tage verkürzt werden, wenn der 
Auftraggeber eine Bekanntmachung gemäß § 64 
veröffentlicht hat. 

§85 

Rechtsform der Bewerber und Bieter 

Unbeschadet des § 15 dürfen Bewerber oder Bieter, 
die gemäß den Rechtsvorschriften der Vertragspartei 
des EWR-Abkommens, in deren Gebiet sie ansässig 
sind, zur Erbringung der betreffenden Dienstleistung 
berechtigt sind, nicht allein deshalb abgelehnt 
werden, weil sie gemäß den österreichischen Rechts­
vorschriften entweder eine natürliche oder juristische 
Person sein müßten. 
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5. Hauptstück 
Besondere Bestimmungen für Auftraggeber 

im Bereich der Wasser-, Energie-
und Verkehrsversorgung 

sowie im Telekommunikationssektor 

§86 
Geltungsbereich 

(1) Für die Vergabe von Leistungen durch Auftrag­
geber, die eine Tätigkeit im Sinne des Abs. 2 ausüben, 
gelten insoweit - unbeschadet des 1. und 4. Teiles, der 
§§ 14 Abs. 1 und 4, 63 und 66, sowie der Vorschriften, 
auf die in diesem Hauptstück verwiesen wird - aus­
schließlich die Bestimmungen dieses Hauptstückes. 

(2) Tätigkeiten im Sinne des Abs. 1 sind 
1. die Bereitstellung oder das Betreiben fester Netze 

zur Versorgung der Öffentlichkeit im Zusammen­
hang mit der Erzeugung, Beförderung oder der 
Verteilung von 
a) Trinkwasser oder 
b) Strom oder 
c) Gas oder 
d) Wärme 

oder die Versorgung dieser Netze mit Trinkwasser, 
Strom, Gas oder Wärme, soweit Abs. 3 nicht anderes 
vorsieht; 
2. die Nutzung eines geographisch abgegrenzten 

Gebietes zum Zwecke der 
a) Suche oder Förderung von Erdöl, Erdgas, Kohle 

oder anderen Festbrennstoffen oder 
b) Versorgung von Beförderungsunternehmen im 

Luft-, See- oder Binnenschiffsverkehr mit Flug­
häfen, Häfen oder anderen Verkehrsend­
einrichtungen i 

3. das Betreiben von Netzen zur Versorgung der 
Öffentlichkeit im Bereich des Verkehrs auf der 
Schiene, mit automatischen Systemen, mit der 
Straßenbahn, mit Bus, mit Oberleitungsbussen oder 
mit Kabel; 

4. die Bereitstellung oder das Betreiben öffentlicher 
Telekommunikationsnetze oder das Angebot eines 
oder mehrerer Telekommunikationsdienste. 

(3) Die durch einen Auftraggeber, der keine staat­
liche Behörde ist, erfolgende Lieferung von Trink­
wasser, Elektrizität, Gas oder Wärme an Netze zur 
Versorgung der Öffentlichkeit gilt nicht als Tätigkeit 
im Sinne des Abs. 2 Z. 1, sofern 

1. bei Trinkwasser oder Elektrizität 
a) die Erzeugung von Trinkwasser oder Elektrizität 

durch den betreffenden Auftraggeber erfolgt, 
weil ihr Verbrauch für die Ausübung einer 
anderen als der in Abs. 2 genannten Tätigkeit 
erforderlich ist, und 

• b) die Lieferung an das öffentliche Netz nur vom 
Eigenverbrauch des betreffenden Auftraggebers 
abhängt und unter Zugrundelegung des Mittels 
der letzten drei Jahre einschließlich des 
laufenden Jahres nicht mehr als 30 v. H. der 
gesamten Trinkwasser- oder Energieerzeugung 
des Auftraggebers ausgemacht hat sowie 

2. bei Gas oder Wärme 
a) die Erzeugung von Gas oder Wärme durch den 

betreffenden Auftraggeber sich zwangsläufig 
aus der Ausübung einer anderen als der in 
Abs. 2 genannten Tätigkeit ergibt und 

b) die Lieferung an das öffentliche Netz nur darauf 
abzielt, diese Erzeugung wirtschaftlich zu 
nutzen, und unter Zugrundelegung der Mittel 
der letzten drei Jahre einschließlich des 
laufenden Jahres nicht mehr als 20 v. H. des 
Umsatzes des Auftraggebers ausgemacht hat. 

(4) Im Verkehrsbereich (Abs. 2 Z. 3) liegt ein Netz 
vor, wenn die Verkehrsleistung gemäß einer von einer 
zuständigen Behörde erteilten Auflage erbracht wird; 
dazu gehören die Festlegung der Strecken, der 
Transportkapazitäten oder der Fahrpläne. Der Betrieb 
eines öffentlichen Busverkehrs gilt nicht als Tätigkeit 
im Sinne des Abs. 2 Z. 3, sofern andere Unternehmen 
entweder allgemein oder für ein besonderes, geo­
graphisch abgegrenztes Gebiet die Möglichkeit 
haben, die gleiche Aufgabe unter denselben Be­
dingungen wie der betreffende Auftraggeber zu über­
nehmen. 

§87 

Ausnahmen vom Geltungsbereich 

(1) Dieses Hauptstück gilt nicht für 

1. Aufträge oder Wettbewerbe, die ein Auftraggeber 
zu anderen Zwecken als der Durchführung der in 
§ 86 Abs. 2 beschriebenen Aufgaben oder zur 
Durchführung derartiger Aufgaben in einem Staat, 
der nicht Vertragspartei des EWR-Abkommens ist, 
in einer Weise, die nicht mit der tatsächlichen 
Nutzung eines Netzes oder geographischen 
Gebietes im Gebiet einer Vertragspartei des EWR-
Abkommens verbunden, ist, vergibt bzw. ver­
anstaltet, oder 

2. Aufträge, die zum Zweck der Weiterveräußerung 
oder der Vermietung an Dritte vergeben werden, 
vorausgesetzt, daß der Auftraggeber kein be­
sonderes oder ausschließliches Recht zum Verkauf 
oder zur Vermietung des Auftragsgegenstandes 
besitzt und daß andere Unternehmen die Möglich­
keit haben, diese Waren unter gleichen Be­
dingungen wie der betreffende Auftraggeber zu 
verkaufen oder zu vermieten, oder 

3. Aufträge, die die Auftraggeber, die eine Tätigkeit 
im Sinne des § 86 Abs. 2 Z. 4 ausüben, für Einkäufe 
ausschließlich in Verbindung mit einem oder 
mehreren Telekommunikationsdiensten vergeben, 
soweit andere Unternehmen die Möglichkeit 
haben, diese Dienste in demselben geographischen 
Gebiet oder unter im wesentlichen gleichen Be­
dingungen anzubieten, oder 

4. Aufträge, die von öffentlichen Wasserversorgungs­
unternehmen gemäß § 36 des Wasserrechtsgesetzes 
1959, BGBl. Nr. 215, zur Beschaffung von Wasser 
vergeben werden, oder 

5. Aufträge, die von Energie- oder Fernwärme­
versorgungsunternehmen für die Lieferung von 
Energie oder Wärme oder für die Lieferung von 
Brennstoffen für die Energie- oder Wärme­
erzeugung vergeben werden, oder 

6. Aufträge, deren Durchführung gemäß besonderen 
Bestimmungen besondere Sicherheitsmaßnahmen 
erfordert, oder wenn der Schutz wesentlicher 
Interessen der Staatssicherheit es gebietet. 

(2) Dieses Hauptstück gilt nicht für Dienstleistungs­
aufträge, 

1. die ein Auftraggeber an ein mit ihm verbundenes 
Unternehmen vergibt oder 
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2. die ein gemeinsames Unternehmen, das mehrere 
Auftraggeber zur Durchführung von Tätigkeiten im 
Sinne des § 86 Abs. 2 gebildet haben, an einen 
dieser Auftraggeber oder an ein Unternehmen 
vergibt, das mit einem dieser Auftraggeber ver­
bunden ist, 

sofern mindestens 80 v. H. des von' diesem Unter­
nehmen während der letzten drei Jahre im Hoheits­
gebiet einer Vertragspartei des EWR-Abkommens 
erzielten durchschnittlichen Umsatzes im Dienst­
leistungssektor aus der Erbringung dieser Dienst­
leistungen für die mit ihm verbundenen Unternehmen 
stammen. Werden die gleiche Dienstleistung oder 
gleichartige Dienstleistungen von mehr als einem mit 
dem Auftraggeber verbundenen Unternehmen 
erbracht, ist der Grundumsatz zu berücksichtigen, der 
sich für diese Unternehmen aus der Erbringung von 
Dienstleistungen ergibt. 

(3) Die Auftraggeber haben der Kommission auf 
deren Anfrage 
1. alle Tätigkeiten, die ihres Erachtens unter die 

Ausnahmeregelung nach Abs. 1 Z. 1 fallen, 
2. alle Kategorien von Erzeugnissen, die ihres Er­

achtens unter die Ausnahmeregelung nach Abs. 1 
Z. 2 faUen, 

3. alle Dienstleistungen, die ihres Erachtens unter die 
Ausnahmeregelung nach Abs. 1 Z. 3 fallen, 

4. die Namen der Unternehmen gemäß Abs. 2, 
5. die Art und den Wert der Dienstleistungsaufträge 

gemäß Abs. 2, sowie 

6. die Angaben, die nach Auffassung der Kommission 
erforderlich sind, um zu belegen, daß die Be­
ziehungen zwischen dem Auftraggeber und dem 
Unternehmen, an das die Aufträge vergeben 
werden, den Anforderungen des Abs. 2 genügen, 

mitzuteilen. 

(4) Abweichend von Abs. 1 Z. 1 gelten die Be­
stimmungen dieses Hauptstückes jedoch auch für 
Trinkwasserversorgungsunternehmen, wenn diese 
Aufträge oder Wettbewerbe 

1. im Zusammenhang mit Wasserbauvorhäben ein­
schließlich Be- und Entwässerungsvorhaben stehen 
und die dabei erzeugte und zur Trinkwasser­
versorgung bestimmte Wassermenge mehr als 
20 v. H. der mit dem Wasserbauvorhaben zur 
Verfügung gestellten Gesamtwassermenge aus­
macht oder 

2. mit der Ableitung und Klärung von Abwässern im 
Zusammenhang stehen. 

§88 
Anwendungsbereich 

(1) Aufträge, deren Gegenstand Lieferungen und 
Bauarbeiten sind, sowie Aufträge, deren Gegenstand 
Dienstleistungen gemäß Anhang III sind, werden 
gemäß den Vorschriften dieses Hauptstückes ver­
geben. 

(2) Aufträge, deren Gegenstand Dienstleistungen 
gemäß Anhang IV sind, werden gemäß § 63, § 66, § 94 
Abs. 1 und § 97 Abs. 5 und 6 vergeben. 

(3) Aufträge, deren Gegenstand Dienstleistungen 
gemäß Anhang III und Anhang IV sind, werden gemäß 
den Vorschriften dieses Hauptstückes vergeben, wenn 
der Wert der Dienstleistungen gemäß Anhang III 

größer ist als derjenige der Dienstleistungen gemäß 
Anhang IV. Ist dies nicht der Fall, so werden die Auf­
träge gemäß § 63, § 66, § 94 Abs. 1 und § 97 Abs. 5 
und 6 vergeben. 

§89 
Regelmäßige Bekanntmachung 

(1) Der Auftraggeber hat am Beginn seines 
jeweiligen Finanz- bzw. Haushaltsjahres eine nicht 
verbindliche Bekanntmachung zu veröffentlichen, die 
folgende Angaben zu enthalten hat: 
1. bei Lieferaufträgen, aufgeschlüsselt nach Waren­

bereichen, alle für die nächsten zwölf Monate be­
absichtigten Beschaffungen, deren geschätzter 
Wert mindestens 750.000 ECU beträgt; 

2. bei Bauaufträgen die wesentlichen Merkmale der 
von den Auftraggebern geplanten Aufträge, deren 
geschätzter Auftragswert mindestens 5 Millionen 
ECU beträgt; 

3. bei Dienstleistungsaufträgen, aufgeschlüsselt nach 
den Kategorien der Dienstleistungen gemäß 
Anhang III, alle für die nächsten zwölf Monate 
beabsichtigten Beschaffungen, deren geschätzter 
Auftragswert mindestens 750.000 ECU beträgt. 

(2) Die Bekanntmachung ist gemäß dem Anhang 
XIV zu erstellen. 

(3) Sofern ausdrücklich darauf hingewiesen wird, 
daß es sich umu zusätzliche Informationen handelt, 
müssen regelmäßige Bekanntmachungen keine 
Informationen enthalten, die bereits in einer voran­
gegangenen regelmäßigen Bekanntmachung ent­
halten waren. 

§90 
Besondere Bestimmungen 

betreffend die Wahl des Vergabeverfahrens 

(1) Auftraggeber, für die dieses Hauptstück gilt, 
haben bei der Vergabe von Lief er-, Bau- und Dienst­
leistungsaufträgen ihre Verfahren unter Beachtung 
des Grundsatzes der Nichtdiskriminierung im Sinne 
des § 14 Abs. 2 den Bestimmungen dieses Haupt­
stückes anzupassen. 

(2) Die Auftraggeber können frei zwischen dem 
offenen Verfahren, dem nicht offenen Verfahren und 
dem Verhandlungsverfahren wählen, vorausgesetzt, 
daß ein Aufruf zum Wettbewerb gemäß § 91 durch­
geführt wird. 

(3) Abweichend von Abs. 2 können Auftraggeber in 
den folgenden Fällen auf ein Verfahren ohne vor­
herigen Aufruf zum Wettbewerb zurückgreifen: 

1. wenn im Rahmen eines Verfahrens mit vor­
herigem Aufruf zum Wettbewerb kein oder kein 
im Sinne dieses Gesetzes geeignetes Angebot 
abgegeben worden ist, sofern die ursprünglichen 
Bedingungen des Auftrags nicht wesentlich ge­
ändert werden, oder 

2. wenn ein Auftrag nur zum Zweck von Forschun­
gen, Versuchen, Untersuchungen oder Ent­
wicklungen und nicht mit dem Ziel der Gewinn-
erzielung oder der Deckung von Forschungs- und 
Entwicklungskosten vergeben wird, sofern die 
Vergabe eines derartigen Auftrages einem Aufruf 
zum Wettbewerb für Folgeaufträge, die ins­
besondere diese Ziele verfolgen, nicht vorgreift, 
oder 
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3. wenn der Auftrag wegen seiner technischen oder 
künstlerischen Besonderheiten oder auf Grund 
des Schutzes von Ausschließlichkeitsrechten nur 
von bestimmten Unternehmen durchgeführt 
werden kann, oder 

4. soweit dies unbedingt erforderlich ist, weil dring­
liche zwingende Gründe im Zusammenhang mit 
Ereignissen, die der Auftraggeber nicht voraus­
sehen konnte, es nicht zulassen, die beim offenen 
oder nicht offenen Verfahren vorgesehenen 
Fristen einzuhalten, oder 

5. im Falle von Lieferaufträgen bei zusätzlichen, vom 
ursprünglichen Unternehmer durchzuführenden 
Leistungen, die entweder zur teilweisen Er­
neuerung gängiger Waren oder Einrichtungen 

' oder zur Erweiterung von Lieferungen oder be­
stehenden Einrichtungen bestimmt sind, wenn ein 
Wechsel des Unternehmers dazu führen würde, 
daß der Auftraggeber Material unterschiedlicher 
technischer Merkmale kaufen müßte und dies 
eine technische Unvereinbarkeit oder unver­
hältnismäßige technische Schwierigkeiten bei 
Gebrauch oder Wartung mit sich bringen würde, 
oder 

6. zur Ausführung eines bestehenden Bau- oder 
Dienstleistungsauftrages zusätzliche Bau- oder 
Dienstleistungen, die weder in dem der Vergabe 
zugrundeliegenden Entwurf noch im zuerst ver­
gebenen Auftrag vorgesehen sind, die aber 
wegen eines unvorhergesehenen Ereignisses 
erforderlich werden, sofern der Auftrag an den 
Unternehmer vergeben wird, der den ersten Auf­
trag ausgeführt hat, und entweder 

a) sich die zusätzlichen Arbeiten oder Dienst­
leistungen in technischer oder wirtschaftlicher 
Hinsicht nicht ohne wesentlichen Nachteil für 
den Auftraggeber vom Hauptauftrag trennen 
lassen oder 

b) diese zusätzlichen Arbeiten oder Dienst­
leistungen zwar von der Ausführung des ersten 
Auftrages getrennt werden können, aber für 
dessen Abrundung unbedingt erforderlich 
sind, oder 

7. bei neuen Bauleistungen, die in der Wiederholung 
gleichartiger Arbeiten bestehen, sofern 

a) der Auftrag von demselben Auftraggeber an 
den Unternehmer vergeben werden soll, der 
bereits den ersten Auftrag erhalten hat, 

b) der erste Auftrag nach einem Aufruf zum 
Wettbewerb vergeben wurde, 

c) sie einem Grundentwurf entsprechen, der 
Gegenstand eines ersten Auftrags war, 

d) hiefür die Möglichkeit der Anwendung eines 
derartigen Verhandlungsverfahrens bereits in 
der ersten Ausschreibung vorgesehen war und 

e) der für die Fortsetzung der Bauarbeiten in 
Aussicht genommene Gesamtauftragswert der 
Berechnung des Schwellenwertes gemäß § 2 
Abs. 3 zugrunde gelegt wurde; oder 

8. wenn es sich um die Lieferung von Waren handelt, 
die an Börsen notiert und gekauft werden, oder 

9. bei Aufträgen, die auf Grund einer Rahmen­
vereinbarung vergeben werden sollen, sofern die 
Rahmenvereinbarung selbst 

a) gemäß den Bestimmungen dieses Haupt­
stückes vergeben wurde und 

b) nicht dazu führt, daß der Wettbewerb ver­
hindert, eingeschränkt oder verfälscht wird; 
oder 

10. bei Gelegenheitskäufen, wenn Lieferungen auf 
Grund einer besonders günstigen Gelegenheit, 
die sich für einen sehr kurzen Zeitraum ergeben 
hat, zu einem Preis gekauft werden können, der 
erheblich unter den normalerweise marktüblichen 
Preisen liegt, oder 

11. bei einem zu besonders günstigen Bedingungen 
erfolgenden Kauf von Lieferungen entweder bei 
einem Unternehmen, das seine gewerbliche 
Tätigkeit endgültig einstellt, oder bei Verwaltern 
im Rahmen eines Konkurs- oder Ausgleichs­
verfahrens, sowie 

12. wenn der betreffende Dienstleistungsauftrag im 
Anschluß an einen in Übereinstimmung mit den 
Bestimmungen dieses Gesetzes durchgeführten 
Wettbewerb an den Gewinner oder einen der 
Gewinner des Wettbewerbes vergeben werden 
muß. Im letzten Fall sind alle Gewinner des 
Wettbewerbes zur Teilnahme an Verhandlungen 
einzuladen. 

(4) Die Übermittlung technischer Spezifikationen an 
Bewerber oder Bieter, die Prüfung und die Auswahl 
von Bewerbern oder Bietern und die Auftragsvergabe 
können die Auftraggeber mit Auflagen zum Schutz der 
Vertraulichkeit der von ihnen zur Verfügung ge­
stellten Informationen verbinden. Das Recht von 
Bewerbern oder Bietern, mit einem Auftraggeber die 
Vertraulichkeit der von ihnen zur Verfügung ge­
stellten Informationen über das gesetzlich zwingende 
Maß hinaus zu vereinbaren, bleibt unberührt. 

§91 
Aufruf zum Wettbewerb 

(1) Ein Aufruf zum Wettbewerb hat 
1. durch eine gemäß den Mustern in Anhang XII zu 

erstellende Vergabebekanntmachung oder 
2. durch eine regelmäßige Bekanntmachung gemäß 

§ 89 oder 
3. durch eine Bekanntmachung über das Bestehen 

eines Prüf Systems gemäß § 95 Abs. 9 

zu erfolgen. 

(2) Ein Aufruf zum Wettbewerb durch eine regel­
mäßige Bekanntmachung ist nur zulässig, wenn 
1. in der Bekanntmachung die Lieferungen, Bau­

arbeiten und Dienstleistungen, die Gegenstand des 
zu vergebenden Auftrages sein werden, speziell 
genannt sind, und 

2. die Bekanntmachung 
a) den Hinweis, daß dieser Auftrag im nicht 

offenen Verfahren oder im Verhandlungs­
verfahren ohne spätere Veröffentlichung eines 
Aufrufs zur ' Angebotsabgabe vergeben wird, 
sowie 

b) die Aufforderung an interessierte Unternehmer, 
ihr Interesse schriftlich mitzuteilen, 

enthält und 
3. der Auftraggeber, bevor mit der Auswahl der Bieter 

oder Bewerber begonnen wird, längstens jedoch 
binnen zwölf Monaten nach Veröffentlichung der 
regelmäßigen Bekanntmachung, alle Bewerber 
auffordert, ihr Interesse auf der Grundlage von 
genaueren Angaben über den Auftrag zu be­
stätigen. 
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(3) Erfolgt ein Aufruf zum Wettbewerb durch eine 
Bekanntmachung über das Bestehen eines Prüf­
systems, so sind die Bieter in einem nicht offenen 
Verfahren oder die Teilnehmer an einem Ver­
handlungsverfahren unter den Bewerbern aus­
zuwählen, die sich im Rahmen eines solchen Systems 
qualifiziert haben. 

§92 
Durchführung von Wettbewerben 

Die Bestimmungen des § 83 gelten für sämtliche 
Wettbewerbe (§ 13 Z. 28), 
1. die im Rahmen eines Verfahrens durchgeführt 

werden, das zu einem Dienstleistungsauftrag 
führen soll, dessen geschätzter Auftragswert ohne 
Umsatzsteuer dem in § 2 Abs. 3 genannten Betrag 
entspricht oder diesen übersteigt, oder 

2. bei denen der Gesamtbetrag der Preisgelder und 
Zahlungen an Teilnehmer folgende Beträge 
erreicht oder übersteigt: 
a) 400.000 ECU bei Wettbewerben von Auftrag­

gebern, die eine Tätigkeit im Sinne des § 86 
Abs. 2 Z. 1 bis 3 ausüben, und 

b) 600.000 ECU bei Wettbewerben von Auftrag­
gebern, die eine Tätigkeit im Sinne des § 86 
Abs. 2 Z. 4 ausüben. 

' § 93 
Besondere Bestimmungen über die Teilnahme 

(1) Beim offenen Verfahren beträgt die vom Auftrag­
geber festzusetzende Frist für den Eingang der 
Angebote mindestens 52 Tage, gerechnet vom Tag der 
Absendung der Bekanntmachung. Diese Frist kann 
auf 36 Tage verkürzt werden, falls der Auftraggeber 
eine regelmäßige Bekanntmachung veröffentlicht hat. 

(2) Die Frist für den Eingang von Teilnahme­
anträgen bei nicht offenen Verfahren und bei 
Verhandlungsverfahren mit vorherigem Aufruf zum 
Wettbewerb auf Grund einer Vergabebekannt­
machung oder einer Aufforderung gemäß § 91 Abs. 2 
Z. 3 beträgt mindestens fünf Wochen vom Tag der 
Absendung der Bekanntmachung oder der Auf­
forderung an und darf aus Gründen der Dringlichkeit 
auf nicht weniger als 22 Tage verkürzt werden. 

(3) Für den Eingang von Angeboten hat der 
Auftraggeber eine Frist von mindestens drei Wochen 
- aus Gründen der Dringlichkeit von mindestens zehn 
Tagen - , von der Aufforderung zur Angebotsabgabe 
an gerechnet, festzusetzen, es sei denn, es wurde 
zwischen dem Auftraggeber und den ausgewählten 
Bewerbern eine andere, für alle Bewerber gleiche Frist 
einvernehmlich festgelegt. 

(4) Können die Angebote nur nach Prüfung umfang­
reicher Unterlagen, wie z. B. ausführlicher technischer 
Spezifikationen, oder nur nach einer Ortsbesichtigung 
oder Einsichtnahme in ergänzende Unterlagen zu den 
Auftragsunterlagen erstellt werden, so sind die 
Angebotsfristen entsprechend zu erstrecken. 

(5) Im übrigen gelten § 68 Abs. 3, 5 und 6 und § 70 
sowie für das nicht offene und das Verhandlungs­
verfahren § 18 Abs. 4. 

(6) Die Anträge auf Teilnahme sowie die Auf­
forderung zur Angebotsabgabe sind auf dem schnellst­
möglichen Wege zu übermitteln. Werden Anträge auf 
Teilnahme per Telegramm, Fernschreiben, Telefax, 

Telefon oder in sonstiger Weise elektronisch über­
mittelt, so sind sie durch ein vor Ablauf der jeweils 
maßgeblichen Frist abzusendendes Schreiben des 
Antragstellers zu bestätigen. 

§94 

Besondere Bestimmungen 
über die Ausschreibungsunterlagen 

(1) Hinsichtlich technischer Spezifikationen ist § 71 
mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 

1. Auftraggeber können gemäß § 71 Abs. 3 Z. 1 von 
§ 71 Abs. 2 abweichen, wenn es technisch unmög­
lich ist, die Übereinstimmung eines Erzeugnisses 
mit Europäischen Spezifikationen in zufrieden­
stellender Weise festzustellen. 

2. Auftraggeber haben in der Ausschreibung im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften jeden­
falls die Anwendung des § 71 Abs. 3 anzugeben. 

3. Falls keine Europäischen Spezifikationen 
existieren, sind die technischen Spezifikationen 
nach Möglichkeit durch Bezugnahme auf andere in 
der Gemeinschaft gebräuchliche Normen fest­
zulegen. 

4. Auftraggeber können von § 71 Abs. 2 auch dann 
abweichen,, wenn die betreffende Europäische 
Spezifikation für die geplante spezielle Anwendung 
ungeeignet ist oder den seit ihrer Erlassung ein­
getretenen technischen Entwicklungen . nicht 
Rechnung trägt. Auftraggeber, die diese Ab­
weichungsmöglichkeit in Anspruch nehmen, haben 
der zuständigen Normungsstelle oder jeder 
anderen zur Revision der Europäischen Spezifi­
kation befugten Stelle sowie dem Bundesminister 
für wirtschaftliche Angelegenheiten mitzuteilen, 
aus welchen Gründen sie die Europäische 
Spezifikationen für ungeeignet halten und haben 
deren Revision zu beantragen. 

(2) Die Auftraggeber haben an einem Auftrag 
interessierten Unternehmern auf Anfrage die 
technischen Spezifikationen mitzuteilen, die regel­
mäßig in ihren Liefer-, Bau- oder Dienstleistungs­
aufträgen genannt werden oder die sie bei Be­
schaffungen im Zusammenhang mit regelmäßigen 
Bekanntmachungen benutzen. 

(3) Soweit sich solche technische Spezifikationen 
aus Dokumenten ergeben, die interessierten Unter­
nehmern zur Verfügung stehen, genügt dabei eine 
Bezugnahme auf diese Dokumente. 

(4) § 30 Abs. 1 und § 31 gelten sinngemäß. 

(5) Der Auftraggeber hat in den Ausschreibungs­
unterlagen jene Stellen gemäß § 30 Abs. 2 anzugeben, 
bei denen die Bieter die einschlägigen Auskünfte über 
die am Ausführungsort während der Durchführung 
des Auftrages maßgeblichen arbeits- und sozialrecht­
lichen Vorschriften erhalten können. 

(6) Der Auftraggeber, der die Auskünfte gemäß 
Abs. 5 erteilt, hat von den Bietern oder Beteiligten 
eines Auftragsverfahrens die Angabe zu verlangen, 
daß sie bei der Ausarbeitung ihres Angebotes den 
arbeits- und sozialrechtlichen Vorschriften am Aus­
führungsort Rechnung getragen haben. Dies steht der 
Anwendung der Bestimmungen des § 97 Abs. 4 nicht 
entgegen. 



37. Sitzung am 9. Juni 1998, Beschluß Nr. 742 33 

§95 

Prüfsystem 

(1) Auftraggeber, die dies wünschen, können ein 
System zur Prüfung von Unternehmern einrichten und 
betreiben. 

(2) Das System, das verschiedene Stufen umfassen 
kann, ist auf der Grundlage objektiver Regeln und 
Kriterien zu handhaben, die vom Auftraggeber auf­
gestellt werden. Der Auftraggeber nimmt in diesem 
Fall auf europäische Normen Bezug, sofern dies 
angebracht ist. Diese Regeln und Kriterien sind 
erforderlichenfalls auf den neuesten Stand zu bringen. 

(3) Die Regeln und Kriterien für die Prüfung sind 
interessierten Unternehmern auf Wunsch zur Ver­
fügung zu stellen. Die Überarbeitung dieser Regeln 
und Kriterien ist interessierten Unternehmern mit­
zuteilen. 

(4) Auftraggeber haben die Bewerber innerhalb 
einer angemessenen Frist über die Entscheidung, die 
sie zur Quaüfikation der Antragsteller getroffen 
haben, zu unterrichten. Kann die Entscheidung über 
die Qualifikation nicht innerhalb von sechs Monaten 
nach Eingang des Prüfungsantrags getroffen werden, 
hat der Auftraggeber dem Bewerber spätestens zwei 
Monate nach Eingang des Antrags die Gründe für eine 
längere Bearbeitungszeit mitzuteilen und anzugeben, 
wann über die Annahme oder die Ablehnung seines 
Antrags entschieden wird. 

(5) In ihrer Entscheidung über die Qualifikation 
sowie bei der Überarbeitung der Prüfungskriterien 
und Prüfungsregeln dürfen die Auftraggeber nicht 

1. bestimmten Unternehmern administrative, tech­
nische oder finanzielle Verpflichtungen auferlegen, 
die sie anderen Unternehmern nicht auferlegt 
hätten, sowie 

2. Prüfungen und Nachweise verlangen, die sich mit 
bereits vorhegenden objektiven Nachweisen über­
schneiden. 

(6) Negative Entscheidungen über die Quaüfikation 
sind den Bewerbern unter Angabe der Gründe mit­
zuteilen. Diese Gründe müssen sich auf die in Abs. 2 
erwähnten Prüfungskriterien beziehen. 

(7) Die erfolgreichen Unternehmer sind in ein 
Verzeichnis aufzunehmen, wobei eine Unter­
gliederung nach Auftragstypen möglich ist, für die die 
einzelnen Unternehmer qualifiziert sind. 

(8) Auftraggeber können einem Unternehmer die 
Qualifikation nur aus Gründen aberkennen, die auf 
den in Abs. 2 erwähnten Kriterien beruhen. Die be­
absichtigte Aberkennung ist dem betroffenen Unter­
nehmer im voraus schriftlich unter Angabe der Gründe 
mitzuteilen: 

(9) Das Prüfsystem ist Gegenstand einer gemäß 
Anhang XIII zu erstellenden Bekanntmachung, die 
über den Zweck des Prüfsystems und über die Be­
dingungen informiert, unter denen die Prüfungsregeln 
angefordert werden können. Wenn das System mehr 
als drei Jahre in Anspruch nimmt, ist die Bekannt­
machung jährlich zu veröffentlichen. Bei kürzerer 
Dauer genügt eine Bekanntmachung zu Beginn des 
Verfahrens. 

§96 
Auswahl des Bewerberkreises 

(1) Auftraggeber, die Bewerber für die Teilnahme 
an einem nicht offenen Verfahren oder an einem 
Verhandlungsverfahren auswählen, haben sich dabei 
nach den objektiven Regeln und Kriterien, die sie 
schriftlich festlegen und interessierten Unternehmern 
zur Verfügung stellen, zu richten. 

(2) Die angewandten Kriterien können insbesondere 
die in § 20 genannten Nachweise betreffen. Bezüglich 
des Nachweises der Eignung gilt § 20 Abs. 10. 

(3) Zu den Kriterien kann die objektive Not­
wendigkeit gehören, die Zahl der Bewerber soweit zu 
verringern, daß ein angemessenes Verhältnis 
zwischen den besonderen Merkmalen des Auftrags­
vergabeverfahrens und dem zur Durchführung 
notwendigen Aufwand sichergestellt ist. Es sind 
jedoch so viele Bewerber zu berücksichtigen, daß ein 
Wettbewerb gewährleistet ist. 

(4) Bietergemeinschaften dürfen von der Abgabe 
von Angeboten oder von der Teilnahme an einem 
Verhandlungsverfahren nicht ausgeschlossen werden. 
Sofern es für die ordnungsgemäße Durchführung des 
Auftrags notwendig ist, kann von einer Bieter­
gemeinschaft, wenn ihr der Zuschlag erteilt wird, 
verlangt werden, eine bestimmte Rechtsform an­
zunehmen. 

(5) Unbeschadet Abs. 4 dürfen Bewerber oder 
Bieter, die gemäß den Rechtsvorschriften der Vertrags­
partei des EWR-Abkommens, in dessen Gebiet sie 
ansässig sind, zur Erbringung der betreffenden Dienst­
leistung berechtigt sind, nicht allein deshalb zurück­
gewiesen werden, weil sie gemäß den innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften entweder eine natürliche oder 
juristische Person sein müßten. 

(6) Juristische Personen können jedoch verpflichtet 
werden, in ihrem Angebot oder ihrem Antrag auf 
Teilnahme die Namen und die einschlägigen beruf­
lichen Qualifikationen der Personen anzugeben, die 
für die Erbringung der betreffenden Dienstleistung 
verantwortlich sein sollen. 

§97 
Auftragsvergabe 

(1) Unbeschadet anderer Rechtsvorschriften über 
die Vergütung bestimmter Dienstleistungen ist für die 
Auftragsvergabe maßgebendes Kriterium 
1. entweder das Bestbieterprinzip gemäß § 51 oder 
2. ausschließlich der niedrigste Preis. 

(2) Bei Anwendung des Bestbieterprinzips hat der 
Auftraggeber in den Auftragsunterlagen oder in der 
Bekanntmachung die als erforderlich erachteten 
Nachweise sowie alle Zuschlagskriterien, deren 
Verwendung er vorsieht, soweit wie möglich in der 
Reihenfolge der ihnen zuerkannten Bedeutung an­
zugeben. 

(3) Bei Anwendung des Bestbieterprinzips sind 
Alternativangebote zulässig, wenn sie den vom Auf­
traggeber festgelegten, in den Auftragsunterlagen zu 
erläuternden Mindestanforderungen entsprechen. 
Sollen Alternativangebote ausgeschlossen sein, hat 
der Auftraggeber in den Auftragsunterlagen eine 
entsprechende Angabe zu machen. Die Ablehnung 
eines Alternativangebotes nur deshalb, weil dieses mit 
technischen Spezifikationen erstellt worden ist, die 
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unter Hinweis auf Europäische Spezifikationen oder 
aber auf eine anerkannte einzelstaatliche technische 
Spezifikation festgelegt worden sind, ist unzulässig. 

(4) Für die vertiefte Angebotsprüfung gilt § 47 
Abs. 1 und 2. Angebote, die auf Grund einer staat­
lichen Beihilfe ungewöhnlich niedrig sind, dürfen vom 
Auftraggeber nur zurückgewiesen werden, wenn 
dieser den Bieter darauf hingewiesen hat und dieser 
nicht den Nachweis liefert, daß die Beihilfe gemäß 
Artikel 93 EGV gemeldet und genehmigt wurde. Der 
Auftraggeber, der unter diesen Umständen ein 
Angebot zurückgewiesen hat, hat dies der 
Kommission bekanntzugeben. 

(5) Auftraggeber haben der Kommission für jeden 
vergebenen Auftrag und jeden durchgeführten 
Wettbewerb binnen zwei Monaten nach der Vergabe 
die Ergebnisse des Vergabeverfahrens oder Wett­
bewerbes durch eine gemäß Anhang XV abgefaßte 
Bekanntmachung mitzuteilen. 

(6) Auftraggeber, die Dienstleistungsaufträge der 
Kategorie Nr. 8 des Anhanges III, auf die § 90 Abs. 3 
Z. 2 anwendbar ist, vergeben, müssen bezüglich der 
Angaben gemäß Anhang XV Z. 3 nur die Haupt­
bezeichnung des Auftragsgegenstandes gemäß der 
Klassifizierung des Anhanges III angeben. Auftrag­
geber, die Dienstleistungsaufträge der Kategorie Nr. 8 
des Anhanges III, auf die § 90 Abs. 3 Z. 2 nicht 
anwendbar ist, vergeben, können die Angaben auf die 
Angaben gemäß Anhang XV Z. 3 beschränken, wenn 
Bedenken hinsichtlich eines Geschäftsgeheimnisses 
dies notwendig machen. Sie müssen jedoch dafür 
sorgen, daß die gemäß Anhang XV Z. 3 veröffentlich­
ten Angaben mindestens ebenso detailliert sind wie 
die Angaben in der Bekanntmachung eines Aufrufs 
zum Wettbewerb gemäß § 91 oder, im Fall eines Prüf-
systems, zumindest ebenso detailliert sind wie die 
Angaben gemäß § 95 Abs. 7. Bei den in Anhang IV 
genannten Dienstleistungen geben die Auftraggeber 
in ihrer Bekanntmachung an, ob sie mit der Ver­
öffentlichung einverstanden sind. 

(7) Abs. 1 findet keine Anwendung auf die Vergabe 
von Aufträgen, für die gemäß anderen Vorschriften, 
die am 14, Juni l993 in Geltung standen, bestimmten 
Bietern eine Vorzugsbehandlung gewährt oder andere 
Kriterien der Auftragsvergabe festgelegt wurden, 
sofern diese Vorschriften dem EGV nicht wider­
sprechen. 

§98 

Drittländer, Bestimmungen über Software 

(1) Die Bestimmungen der folgenden Absätze gelten 
für Angebote betreffend Waren mit Ursprung in 
Staaten, 

1. die nicht Vertragsparteien des EWR-Abkommens 
sind (Drittländer) und 

2. mit denen überdies keine Vereinbarung seitens der 
Europäischen Gemeinschaft besteht, die Unter­
nehmen mit Sitz im Hoheitsgebiet der Euro­
päischen Gemeinschaft einem der Rechtslage nach 
diesem Gesetz vergleichbaren und tatsächlichen 
Zugang zu den Märkten dieser Drittländer gewähr­
leistet. 

(2) Als Ware gilt auch Software, die in der Aus­
stattung für Telekommunikationsnetze verwendet 
wird. 

(3) Ein im Hinblick auf die Vergabe eines Liefer­
auftrages eingereichtes Angebot kann nach Maßgabe 
der folgenden Absätze ausgeschieden werden, wenn 
der Anteil der aus Drittländern stammenden Waren 
mehr als 50 v. H. des Gesamtwertes der in dem 
Angebot enthaltenen Waren beträgt. Der Waren­
ursprung ist nach den in Österreich geltenden zoll­
rechtlichen Vorschriften zu beurteilen. Bei der Be­
stimmung des Anteils der aus Drittländern stammen­
den Waren sind diejenigen Drittländer nicht zu 
berücksichtigen, für welche sich dies auf Grund eines 
Beschlusses des Rates der Europäischen Gemeinschaft 
ergibt. 

(4) Sind zwei oder mehrere Angebote gemäß den in 
§ 97 Abs. 1' auf gestellten Zuschlagskriterien gleich­
wertig, so sind, vorbehaltlich des Abs. 5, die in Abs. 3 
umschriebenen Angebote auszuscheiden. Die Preise 
solcher Angebote gelten als gleich, sofern sie um nicht 
mehr als 3 v. H. voneinander abweichen. 

(5) Abs. 4 gilt jedoch nicht, soweit die Annahme 
eines Angebotes auf Grund dieser Vorschrift den 
Auftraggeber zum Erwerb von Ausrüstungen zwingen 
würde, die andere technische Merkmale als bereits 
genutzte Ausrüstungen haben und dies zu In­
kompatibilität oder technischen Schwierigkeiten bei 
Betrieb und Wartung oder zu unverhältnismäßigen 
Kosten führen würde. 

§99 

Besondere Pflichten des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber hat sachdienliche Unterlagen 
über jedes diesem Hauptstück unterliegende Ver­
gabeverfahren, die es ihm ermöglichen, die von ihm 
getroffenen Entscheidungen zu begründen und der 
Kommission die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, 
mindestens vier Jahre lang ab der Auftragsvergabe 
aufzubewahren. Dies betrifft insbesondere Unterlagen 
über 

1. die Prüfung und Auswahl der Unternehmen und die 
Auftragsvergabe, 

2. die Anwendung des § 94 Abs. 1 und 

3. die Durchführung eines Verfahrens gemäß § 90 
Abs. 3. 

(2) Für die nach diesem Hauptstück bestehenden 
Mitteilungspflichten der Auftraggeber an die 
Kommission kann die Landesregierung durch Ver­
ordnung die näheren Bestimmungen über das dabei 
einzuhaltende Verfahren festlegen. 

(3) Wer als Auftraggeber, dessen Organe nicht 
gemäß Artikel 20 B-VG weisungsgebunden sind, seine 
nach diesem Hauptstück bestehenden Mitteilungs­
pflichten der Kommission gegenüber verletzt, begeht 
eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirks­
verwaltungsbehörde, im Wirkungsbereich einer 
Bundespolizeidirektion von dieser, mit Geldstrafe bis 
zu 50.000 Schilling zu bestrafen. 
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5. TEIL 

Rechtsschutz 

1. Hauptstück 

Der Vergabekontrollsenat 

§100 

Einrichtung des Vergabekontrollsenates 

(1) Zur Sicherung der Gesetzmäßigkeit des Ver­
gabeverfahrens ist ein Vergabekontrollsenat berufen. 
Seine Geschäftsstelle ist der Landesrechnungshof. 

(2) Die Landesregierung kann einen fachkundigen 
Bediensteten des Landesrechnungshofes zum 
ständigen Sekretär des Vergabekontrollsenates 
bestellen. 

(3) Das zur Führung der Geschäfte des Vergabe­
kontrollsenates sonst erforderliche Hilfspersonal sowie 
die notwendigen Sachmittel sind dem Landes­
rechnungshof durch die Landesregierung zur Ver­
fügung zu stellen. 

§101 

Bestellung der Mitglieder und Zusammensetzung 
des Vergabekontrollsenates 

(1) Der Vergabekontrollsenat besteht aus einem 
Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern. Sie wer­
den von der Landesregierung für sechs Jahre bestellt. 
Wiederbestellungen sind zulässig. 

(2) Zum Vorsitzenden und zu weiteren Mitgliedern 
des Vergabekontrollsenates dürfen nur Personen 
bestellt werden, die zum Nationalrat wählbar sind und 
eine mindestens fünfjährige einschlägige Berufs­
erfahrung oder besondere Kenntnisse des Vergabe­
wesens in rechtlicher, wirtschaftlicher oder 
technischer Hinsicht besitzen. Zumindest der Vor­
sitzende und seine beiden Stellvertreter müssen ein 
rechtswissenschaftliches Studium abgeschlossen 
haben. 

(3) Freie Stellen sind öffentlich auszuschreiben. 

(4) Für den Vorsitzenden sind zwei Stellvertreter zu 
bestellen. Diese können Mitglieder oder Ersatz­
mitglieder sein. Sie vertreten den Vorsitzenden in der 
Reihenfolge ihrer Bestellung bei dessen zeitweiliger 
Verhinderung oder nach seinem Ausscheiden bis zu 
einer Neubestellung. Sind der Vorsitzende und seine 
Stellvertreter zeitweilig verhindert oder aus­
geschieden, übernimmt die Funktion des Vorsitzenden 
jeweils das nach Lebensjahren älteste Mitglied des 
Vergabekontrollsenates, das ein rechtswissenschaft­
liches Studium abgeschlossen hat. 

(5) Es sind fünf Ersatzmitglieder zu bestellen. Die 
Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß. Die Ersatzmitglieder 
vertreten die Mitglieder bei deren zeitweiliger Ver­
hinderung oder nach ihrem Ausscheiden bis zur 
Bestellung eines neuen Mitgliedes. Sie sind vom Vor­
sitzenden in der Reihenfolge ihrer Bestellung zu 
berufen. 

(6) Scheidet der Vorsitzende, ein Stellvertreter des 
Vorsitzenden, ein weiteres Mitglied oder ein Ersatz-
mitglied aus dem Amt, ist unverzüglich eine Neu­
bestellung vorzunehmen. 

(7) Sollen Bedienstete des Landesrechnungshofes zu 
Mitgliedern des Vergabekontrollsenates bestellt 
werden, sind der Leiter des Landesrechnungshofes 
und sein Stellvertreter von der Landesregierung 
anzuhören. 

§102 

Stellung der Mitglieder 

(1) (Verfassungsbestimmung) Der Vorsitzende des 
Vergabekontrollsenates, seine Stellvertreter, die 
weiteren Mitglieder und Ersatzmitglieder sind in 
Ausübung ihres Amtes unabhängig und an keine 
Weisungen gebunden. 

(2) Landesbedienstete, die zum Vorsitzenden des 
Vergabekontrollsenates, zum Stellvertreter des 
Vorsitzenden, zum weiteren Mitglied oder Ersatz­
mitglied bestellt werden, sollen Bedienstete des 
Landesrechnungshofes sein. Andere Landes­
bedienstete können bestellt werden, wenn ihre 
sonstige dienstliche Verwendung zu keinerlei Zweifel 
an der unparteilichen Ausübung ihres Amtes Anlaß 
geben kann. 

(3) Der Vorsitzende, seine Stellvertreter, die 
weiteren Mitglieder und Ersatzmitglieder - soweit sie 
nicht Landesbedienstete sind - haben Anspruch auf 
Ersatz der angemessenen Reisekosten und Bar­
auslagen sowie auf ein Sitzungsgeld, dessen Höhe von 
der Landesregierung tarifmäßig festzusetzen ist. 

§103 

Abberufung der Mitglieder 

(1) Der Vorsitzende des Vergabekontrollsenates, 
seine Stellvertreter, die weiteren Mitglieder und 
Ersatzmitglieder sind vor Ablauf der Funktionsperiode 
von der Landesregierung abzuberufen bei 

1. Verzicht, 

2. Verlust der Wählbarkeit zum Nationalrat, 

3. grober, in einem Disziplinarverfahren festgestellter 
Pflichtverletzung oder 

4. dauernder Unfähigkeit, das Amt auszuüben. 

Eine Abberufung aus anderen Gründen ist unzu­
lässig. 

(2) Über das Vorliegen von Abberufungsgründen 
nach Abs. 1 Z. 3 und 4 entscheidet der Vergabe­
kontrollsenat, bestehend aus dem Vorsitzenden, 
seinen beiden Stellvertretern, den weiteren Mit­
gliedern und allen Ersatzmitgliedern. 

(3) Zu einem Beschluß über die Abberufung von 
Mitgliedern nach Abs. 2 ist die Anwesenheit von 
mindestens 5 Mitgliedern und eine Zweidrittel­
mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. 
Stimmenthaltungen sind nicht zulässig. Das betroffene 
Mitglied darf nicht mitstimmen. Die für Landes­
bedienstete geltenden disziplinarrechtlichen Be­
stimmungen sind sinngemäß anzuwenden. Näheres ist 
in der Geschäftsordnung des Vergabekontrollsenates 
(§ 110) zu regeln. 
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2. Hauptstück 
Nachprüfungsverfahren 

§104 
Nachprüfung einer Entscheidung 

im Vergabeverfahren 

(1) Der Vergabekontrollsenat erkennt über Anträge, 
womit Verstöße gegen dieses Gesetz und gegen 
Verordnungen, die zu seiner Durchführung erlassen 
worden sind, behauptet werden. 

(2) Die Nachprüfung einer Entscheidung des 
Auftraggebers kann beim Vergabekontrollsenat be­
antragen 
- jeder Unternehmer, der ein Interesse am Abschluß 

eines dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes 
unterliegenden Vertrages behauptet und 

- dem durch die behauptete Rechtswidrigkeit ein 
Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht. 

§105 

Zuständigkeit des Vergabekontrollsenates 

(!) Bis zur Zuschlagserteilung ist der Vergabe­
kontrollsenat zum Zwecke der Beseitigung von 
Verstößen gegen dieses Gesetz oder die hiezu er­
gangenen Verordnungen zuständig 

1. zur Erlassung einstweiliger Verfügungen sowie 
2. zur Nichtigerklärung rechtswidriger Entscheidun­

gen der vergebenden Stelle des Auftraggebers. 

(2) Nach Zuschlagserteilung oder nach Abschluß 
des Vergabeverfahrens ist der Vergabekontrollsenat 
zuständig, festzustellen, ob wegen eines Verstoßes 
gegen dieses Gesetz oder die hiezu ergangenen 
Verordnungen der Zuschlag nicht dem Bestbieter 
erteilt wurde. In einem solchen Verfahren ist der 
Vergabekontrollsenat ferner zuständig, auf Antrag des 
Auftraggebers festzustellen, ob ein übergangener 
Bewerber oder Bieter auch bei Einhaltung der Be­
stimmungen dieses Gesetzes und der hiezu er­
gangenen Verordnungen keine echte Chance auf 
Erteilung des Zuschlages gehabt hätte. 

(3) Der Vergabekontrollsenat entscheidet in erster 
und letzter Instanz. Seine Bescheide unterliegen nicht 
der Aufhebung oder Abänderung im Verwaltungs­
wege. Die Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes ist 
zulässig. 

§106 
Vorverfahren 

(1) Ist ein Unternehmer der Ansicht, daß ihm ein 
Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht, weil 
ein Auftraggeber vor der Zuschlagserteilung eine 
Entscheidung getroffen hat, die gegen das Gesetz oder 
die hiezu ergangenen Verordnungen verstößt, so hat 
er davon den Auftraggeber schriftlich zu verständigen. 
Gleichzeitig hat er die Gründe für seine Ansicht und 
die Absicht, ein Nachprüfungsverfahren zu be­
antragen, bekanntzugeben. 

(2) Der Auftraggeber hat nach Einlangen der 
Bekanntgaben nach Abs. 1 entweder die behauptete 
Rechtswidrigkeit unverzügüch zu beheben und die 
Unternehmer davon zu benachrichtigen (§ 37) oder 
dem beschwerdeführenden Unternehmer schriftlich 
unter Anführung des wesentlichen Sachverhaltes 
mitzuteilen, warum die behauptete Rechtswidrigkeit 
nicht vorliegt. 

(3) Der Auftraggeber darf innerhalb von vier 
Wochen ab Einlangen der Bekanntgaben nach Abs. 1 
bei sonstiger Nichtigkeit den Zuschlag nicht erteilen, 
es sei denn, daß vor Ablauf dieser Frist eine gütliche 
Einigung zustande kommt. 

§107 

Einleitung des Nachprüfungsverfahrens 

(1) Ein Antrag auf Durchführung des Nachprüfungs­
verfahrens vor Zuschlagserteilung ist nur zulässig, 
wenn 

- der Unternehmer den Auftraggeber im Sinne des 
§ 106 Abs. 1 verständigt hat und 

- der Auftraggeber ihm nicht innerhalb von zwei 
Wochen ab der Verständigung die Behebung der 
Rechtswidrigkeit mitgeteilt hat oder der Unter­
nehmer glaubhaft macht, daß der Auftraggeber die 
zugesagte Behebung nicht durchführt oder nicht 
durchgeführt hat. 

(2) Ein Antrag auf Durchführung des Nachprüfungs­
verfahrens vor erfolgtem Zuschlag ist binnen zwei 
Wochen nach Ablauf der dem Auftraggeber nach 
Abs. 1 zur Verfügung stehenden Frist zur Behebung 
der Rechtswidrigkeit beim Vergabekontrollsenat ein­
zubringen. 

(3) Ein Antrag auf Durchführung des Nachprüfungs­
verfahrens nach Zuschlagserteilung ist b innen sechs 
Wochen ab Kenntnis des Zuschlags beim Vergabe­
kontrollsenat einzubringen. Nach Ablauf von sechs 
Monaten ab erfolgtem Zuschlag ist ein Antrag keines­
falls mehr zulässig, 

(4) Der Antrag hat zu enthalten: 

1. die genaue Bezeichnung des betreffenden Ver­
gabeverfahrens sowie der angefochtenen Ent­
scheidung, 

2. die genaue Bezeichnung des Auftraggebers, 
3. eine genaue Darstellung des maßgeblichen 

Sachverhalts einschließlich des Interesses am 
Vertragsabschluß, 

4. Angaben über den drohenden oder bereits ein­
getretenen Schaden, 

5. die Gründe, auf die sich die Behauptung der 
Rechtswidrigkeit stützt, 

6. ein bestimmtes Begehren und 

7. in den Fällen des Abs. 1 den Nachweis, daß die 
Voraussetzungen für die Zulässigkeit des Antrags 
im Sinne dieser Bestimmung erfüllt sind. 

(5) Dem Antrag kommt keine aufschiebende 
Wirkung für das Vergabeverfahren zu. 

§108 

Einstweilige Verfügungen 

(1) Sobald ein Nachprüfungsverfahren eingeleitet 
ist, hat der Vergabekontrollsenat auf Antrag durch 
einstweilige Verfügung unverzüglich vorläufige Maß­
nahmen zu ergreifen, die nötig und geeignet er­
scheinen, um eine durch die behauptete Rechts­
widrigkeit entstandene oder unmittelbar drohende 
Schädigung von Interessen des Antragstellers zu 
beseitigen oder zu verhindern. Wird ein Antrag auf 
Durchführung eines Nachprüfungsverfahrens gemäß 
§ 107 Abs. 1 gestellt, können einstweilige Ver­
fügungen auch von Amts wegen erlassen werden. 
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(2) Der Antrag auf Erlassung einer einstweiligen 
Verfügung ist nur zulässig, wenn zugleich die Durch­
führung des Nachprüfungsverfahrens gemäß § 107 
Abs. 1 beantragt wird. 

(3) Der Antragsteller hat im Antrag die von ihm 
begehrte Maßnahme, die behauptete Rechtswidrigkeit 
sowie die entstandene oder unmittelbar drohende 
Schädigung seiner Interessen genau zu bezeichnen 
und die den Antrag begründenden Tatsachen im 
einzelnen darzulegen. 

(4) Über Anträge auf Erlassung einer einstweiligen 
Verfügung ist unverzüglich, längstens jedoch binnen 
sieben Tagen nach Einlangen des Antrages beim 
Vergabekontrollsenat zu entscheiden. 

(5) Mit einer einstweiligen Verfügung können das 
gesamte Vergabe verfahren oder einzelne Ent­
scheidungen des Auftraggebers bis zur Entscheidung 
des Vergabekontrollsenates über eine allfällige 
Nichtigerklärung vorübergehend ausgesetzt oder 
sonstige geeignete Maßnahmen angeordnet werden. 
Dabei ist die jeweils gelindeste noch zum Ziel 
führende vorläufige Maßnahme zu verfügen. 

(6) Vor der Erlassung einer einstweiligen Verfügung 
hat der Vergabekontrollsenat abzuwägen 

- die voraussehbaren Folgen der zu treffenden 
Maßnahme für alle möglicherweise geschädigten 
Interessen des Antragstellers, der sonstigen Be­
werber oder Bieter und des Auftraggebers sowie 

- ein allfälliges besonderes öffentliches Interesse an 
der Fortführung des Vergabeverfahrens ein­
schließlich der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirt­
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit. 

Überwiegen die nachteiligen Folgen einer einst­
weiligen Verfügung, so ist von ihrer Erlassung ab­
zusehen. 

(7) In einer einstweiligen Verfügung ist die Zeit zu 
bestimmen, für welche diese Verfügung getroffen 
wird. Die einstweilige Verfügung tritt nach Ablauf der 
bestimmten Zeit außer Kraft, spätestens jedoch zwei 
Monate nach Antragstellung oder mit der Ent­
scheidung des Vergabekontrollsenates, die einem 
Antrag auf Nichtigerklärung stattgibt. 

(8) Der Vergabekontrollsenat hat die einstweilige 
Verfügung unverzüglich auf Antrag oder von Amts 
wegen aufzuheben, sobald die Voraussetzungen, die 
zu ihrer Erlassung geführt haben, weggefallen sind. 

(9) Einstweilige Verfügungen sind sofort voll­
streckbar. Für die Vollstreckung gilt das Verwaltungs­
vollstreckungsgesetz 1991, BGBl. Nr. 53. 

§ 109 

Nichtigerklärung und Feststellung 
der Rechtswidrigkeit 

von Entscheidungen des Auftraggebers 

(1) Der Vergabekontrollsenat hat eine im Zuge des 
Vergabeverfahrens ergangene Entscheidung des 
Auftraggebers mit Bescheid für nichtig zu erklären, 
wenn sie 

1. im Widerspruch zu den Bestimmungen dieses 
Gesetzes oder der hiezu ergangenen Verordnungen 
steht und 

2. für den Ausgang des Vergabeverfahrens von 
wesentlichem Einfluß ist. 

(2) Als Nichtigerklärung rechtswidriger Ent­
scheidungen kommt insbesondere auch die 
Streichung von für Unternehmer diskriminierenden 
Anforderungen hinsichtlich technischer Leistungs­
merkmale sowie hinsichtlich der wirtschaftlichen oder 
finanziellen Leistungsfähigkeit in den Aus­
schreibungsunterlagen oder in jedem sonstigen 
Dokument des Vergabeverfahrens in Betracht. 

(3) Der Vergabekontrollsenat hat spätestens inner­
halb von zwei Monaten nach Einlangen des Antrages 
zu entscheiden, sofern die Zuschlagserteilung nicht 
bereits erfolgt ist. 

(4) Entscheidet der Vergabekontrollsenat nach 
Zuschlagserteilung oder nach Abschluß des Vergabe­
verfahrens, kommt eine Nichtigerklärung nicht mehr 
in Betracht. Er hat jedoch festzustellen, ob wegen 
eines Verstoßes gegen dieses Gesetz oder die hiezu 
ergangenen Verordnungen der Zuschlag nicht dem 
Bestbieter erteilt wurde. Der Vergabekontrollsenat hat 
auf Antrag des Auftraggebers überdies festzustellen, 
ob ein übergangener Bewerber oder Bieter auch bei 
Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes und 
der hiezu ergangenen Verordnungen keine echte 
Chance auf Erteilung des Zuschlages gehabt hätte. 

§ 110 

Bestimmungen 
über das Verfahren und die Geschäftsführung 

(1) Für das Verfahren vor dem Vergabekontrollsenat 
gelten die Bestimmungen des AVG - einschließlich 
der besonderen Bestimmungen für das Verfahren vor 
den Unabhängigen Verwaltungssenaten - und das 
VVG, soweit im folgenden nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Parteien des Nachprüfungsverfahrens sind der 
Auftraggeber und der Antragsteller. 

(3) Die Parteien können Mitglieder des Vergabe­
kontrollsenates unter Angabe von Gründen ablehnen. 
Die Entscheidung über den Ablehnungsantrag trifft 
der Vergabekontrollsenat. An der Abstimmung über 
den Ablehnungsantrag hat ein Ersatzmitglied mit­
zuwirken. Betrifft der Ablehnungsantrag den Vor­
sitzenden, hat an der Abstimmung darüber dessen 
Steilvertreter mitzuwirken. 

(4) Im Nachprüfungsverfahren beträgt die Höchst­
grenze für Mutwillensstrafen (§ 35 AVG) 1 v. H. des 
geschätzten Auftragswertes, höchstens jedoch 
500.000 Schilling. 

(5) Beschlüsse des Vergabekontrollsenates werden 
in Anwesenheit aller Mitglieder mit Stimmenmehrheit 
gefaßt. Stimmenthaltungen sind unzulässig. 

(6) Die Sitzungen des Vergabekontrollsenates 
werden vom Vorsitzenden einberufen. Sie sind mit 
Ausnahme mündlicher Verhandlungen nicht öffent­
lich. Über den Verlauf der Sitzung ist ein Beschluß­
protokoll anzufertigen. Schriftliche Bescheide sind 
vom Vorsitzenden zu unterfertigen. 

(7) Die näheren Regelungen über die Geschäfts­
führung sind vom Vergabekontrollsenat in einer 
Geschäftsordnung zu treffen. Die Geschäftsordnung 
des Vergabekontrollsenates ist in der „Grazer Zeitung 
-Amtsblat t für die Steiermark" kundzumachen. 
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§111 
Auskunftspflicht 

(1) Die dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes 
unterliegenden vergebenden Stellen haben dem 
Vergabekontrollsenat alle für die Erfüllung ihrer Auf­
gaben notwendigen Auskünfte zu erteilen und alle 
hiefür erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Gleiches 
gilt für die an einem Vergabeverfahren beteiligten 
Unternehmer. 

(2) Hat eine Vergebende Stelle oder ein Unter­
nehmer Unterlagen nicht vorgelegt, Auskünfte nicht 
erteilt oder eine Auskunft zwar erteilt, die Unterlagen 
des Vergabeverfahrens aber nicht vorgelegt, so kann 
der Vergabekontrollsenat, wenn die vergebende Stelle 
oder der Unternehmer auf diese Säumnisfolge vorher 
ausdrücklich hingewiesen wurde, auf Grund der 
Behauptungen des nicht säumigen Beteiligten ent­
scheiden. 

(3) Bestehende gesetzliche Verschwiegenheits­
pflichten bleiben unberührt, soweit sie nicht durch 
Abs. 1 eingeschränkt werden. 

3. Hauptstück 
Außerstaatliche Kontrolle 

§112 
Korrekturmechanismus 

(1) Fordert die Kommission die Republik Österreich 
oder einen dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes 
unterliegenden Auftraggeber auf, einen klaren und 
eindeutigen Verstoß gegen die im Gemeinschaftsrecht 
enthaltenen Vergabevorschriften zu beseitigen, oder 
obliegen der Republik Österreich nach den Vor­
schriften des Gemeinschaftsrechtes Mitteilungs-
pflichten gegenüber der Kommission, haben die 
betroffenen Auftraggeber dem Bundesministerium für 
auswärtige Angelegenheiten bei seinem Vorgehen 
entsprechend den Verfahrensbestimmungen über die 
außerstaatliche Kontrolle des Bundesvergabegesetzes, 
BGBl. Nr. 56/1997, die geforderten Auskünfte zu er­
teilen und die verlangten Unterlagen zu übermitteln. 

(2) Der Auftraggeber hat die Landesregierung vom 
Einschreiten der Kommission zu informieren. 

§113 
Bescheinigungsverfahren 

(1) Auftraggeber, die eine Tätigkeit im Sinne des 
§ 86 Abs. 2 ausüben, können ihre Vergabeverfahren 
und Vergabepraktiken, auf die das 5. Hauptstück des 
4. Teiles dieses Gesetzes anzuwenden ist, regelmäßig 
von einem Attestor oder einer Bescheinigungsstelle 
untersuchen lassen, um eine Bescheinigung darüber 
zu erhalten, daß diese Verfahren und Praktiken zum 
gegebenen Zeitpunkt mit den Bestimmungen des 
Gemeinschaftsrechtes über die Auftragsvergabe und 
mit den Vorschriften dieses Gesetzes übereinstimmen. 

(2) Auftraggeber, die eine Bescheinigung gemäß 
Abs. 1 erhalten haben, können in Bekanntmachungen 
folgende Erklärung abgeben: 

„Der Auftraggeber hat gemäß der Richtlinie 
92/13/EWG des Rates eine Bescheinigung darüber 
erhalten, daß seine Vergabeverfahren und -praktiken 
am ... mit dem Gemeinschaftsrecht über die Auftrags­

vergabe und mit den Vorschriften des Landes 
Steiermark zur Umsetzung des Gemeinschaftsrechts 
übereinstimmen. " 

(3) Die Steiermärkische Landesregierung hat durch 
Verordnung nähere Bestimmungen über das Be­
scheinigungsverfahren sowie über die Qualifikation 
und Unabhängigkeit der Attestoren und Be­
scheinigungsstellen unter Bedachtnahme auf die 
Önorm EN 45.503 „Bescheinigungs-Norm für die 
Bewertung der Auftragsvergabeverfahren von 
Auftraggebern im Bereich der Wasser-, Energie- und 
Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikations-
sektor" vom 1. April 1996, zu erlassen. 

§114 

Außerstaatliche Schlichtung 

(1) Jeder Bewerber oder Bieter, der ein Interesse an 
einem bestimmten Auftrag, auf den die Bestimmungen 
des 5. Hauptstückes des 4. Teiles dieses Gesetzes zur 
Anwendung kommen, hat oder hatte und der be­
hauptet, daß ihm im Zusammenhang mit dem Ver­
fahren für die Vergabe dieses Auftrages durch einen 
Verstoß gegen die Bestimmungen des Gemeinschafts­
rechtes über die Auftragsvergabe oder gegen die 
Bestimmungen dieses Gesetzes oder gegen die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen ein 
Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht, kann 
ein Schlichtungsverfahren vor der Kommission be­
antragen. 

(2) Der Antrag auf Durchführung des Schlichtungs­
verfahrens und alle weiteren Schriftsätze im Zuge 
dieses Verfahrens sind an die Steiermärkische Landes­
regierung zu richten, die für die Weiterleitung an die 
Kommission im Wege der zuständigen Bundes­
dienststellen zu sorgen hat. 

(3) Die Landesregierung kann durch Verordnung 
nähere Regelungen zur Umsetzung der Artikel 9, 10 
und 11 der Richtlinie 92/13/EWG des Rates über das 
Schlichtungsverfahren erlassen. 

4. Hauptstück 

Zivilrechtliche Bestimmungen 

§115 

Schadenersatzpflichten des Auftraggebers 

(1) Bei schuldhafter Verletzung dieses Gesetzes oder 
der hiezu ergangenen Verordnungen durch Organe 
der vergebenden Stelle hat ein übergangener Be­
werber oder Bieter gegen den Auftraggeber, dem das 
Verhalten der Organe der vergebenden Stelle zu­
zurechnen ist, Anspruch auf Ersatz der Kosten der 
Angebotsstellung und der durch die Teilnahme am 
Vergabeverfahren entstandenen Kosten. Schaden­
ersatzansprüche einschließlich des Ersatzes eines 
allenfalls entgangenen Gewinnes sind durch Klage vor 
den ordentlichen Gerichten geltend zu machen. 

(2) Kein Anspruch auf Schadenersatz besteht, wenn 
gemäß § 109 Abs. 4 festgestellt worden ist, daß der 
übergangene Bewerber oder Bieter auch bei Ein­
haltung der Bestimmungen dieses Gesetzes und der 
hiezu ergangenen Verordnungen keine echte Chance 
auf Erteilung des Zuschlages gehabt hätte. 
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(3) Der Ersatz leistende Auftraggeber kann gegen 
den begünstigten Bieter Rückgriff nehmen, wenn die 
Rechtsverletzung eine gerichtlich strafbare Handlung 
darstellt und sich der Begünstigte oder Personen, derer 
er sich bei der Teilnahme am Vergabeverfahren 
bedient hat, daran im Sinne des § 12 StGB beteiligt 
haben. Der begünstigte Bieter und das schuldtragende 
Organ des Auftraggebers haften solidarisch. 

§116 
Rücktrittsrecht des Auftraggebers 

Hat der begünstigte Bieter oder eine Person, derer 
er sich bei der Teilnahme am Vergabeverfahren 
bedient hat, eine gerichtlich strafbare Handlung 
begangen, die geeignet gewesen ist, die Entscheidung 
über die Zuschlagserteilung zu beeinflussen, so kann 
der Auftraggeber seinen Rücktritt von einem bereits 
erteilten Auftrag erklären. 

§ 117 
Verhältnis zu sonstigen Rechtsvorschriften 

Im übrigen bleiben die nach anderen Rechts­
vorschriften bestehenden Ersatzansprüche, Solidar­
haftungen sowie Rücktrittsrechte unberührt. 

§ 118 
Zuständigkeit 

(1) Zur Entscheidung über Ansprüche gemäß § 115 
ist unabhängig vom Streitwert in erster Instanz der mit 
der Ausübung der allgemeinen Gerichtsbarkeit in 
bürgerlichen Rechtssachen betraute Gerichtshof 
ausschließlich zuständig, in dessen Sprengel der Auf­
traggeber seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf­
enthalt oder Sitz hat. Fehlt im Inland ein solcher 
Gerichtsstand, so ist das Landesgericht für Zivilrechts­
sachen Graz zuständig. 

(2) Eine Schadenersatzklage ist nur zulässig, wenn 
zuvor der Vergabekontrollsenat gemäß § 109 Abs. 4 
eine Rechtsverletzung festgestellt hat. Unbeschadet 
des Abs. 3 sind das Gericht und die Parteien des 
Verfahrens vor dem Vergabekontrollsenat an eine 
solche Feststellung gebunden. 

(3) Erachtet das Gericht einen Bescheid des Ver­
gabekontrollsenates für rechtswidrig, so hat es das 
Verfahren zu unterbrechen und beim Verwaltungs­
gerichtshof mit Beschwerde gemäß Artikel 131 Abs. 2 
B-VG die Feststellung der Rechtswidrigkeit des 
Bescheides zu begehren. Nach Einlangen des 
Erkenntnisses des Verwaltungsgerichtshofes hat das 
Gericht das Verfahren fortzusetzen und den Rechts­
streit unter Bindung an die Rechtsanschauung des 
Verwaltungsgerichtshofes zu entscheiden. 

6. TEIL 
Schluß- und Übergangsbestimmungen 

§120 

Strafbestimmungen 

(1) Wer als Auftraggeber, dessen Organe nicht 
gemäß Artikel 20 B-VG weisungsgebunden sind, 

1. entgegen § 112 die geforderten Auskünfte nicht 
erteilt, die verlangten Unterlagen nicht übermittelt 
oder die Landesregierung nicht informiert, 

2. entgegen den §§ 82 und 83 die beabsichtigte 
Vergabe von Dienstleistungsaufträgen nicht öffent­
lich bekannt macht, 

3. seiner Mitteilungspflicht nach § 83 Abs. 2 nicht 
nachkommt oder 

4. entgegen § 119 erforderliche Daten nicht zur Ver­
fügung stellt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde, im Wirkungsbereich 
einer Bundespolizeidirektion von dieser, mit Geld­
strafe bis zu 50.000 Schilling zu bestrafen. 

(2) Eine Verwaltungsübertretung nach Abs. 1 liegt 
nicht vor, wenn die Tat den Tatbestand einer in die 
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet. 

§121 

Geschlechtsspezifische Bezeichnungen 

Alle Personenbezeichnungen, die in diesem Gesetz 
sprachlich in der männlichen Form verwendet werden, 
gelten sinngemäß auch in der weiblichen Form. 

§122 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem seiner Kundmachung 
folgenden Monatsersten in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt das Steiermärkische Vergabe­
gesetz, LGB1. Nr. 85/1995, außer Kraft. 

§ 123 

Erlassung von Verordnungen 

Verordnungen der Landesregierung dürfen bereits 
ab Kundmachung dieses Gesetzes erlassen, jedoch 
frühestens mit dem im § 122 genannten Zeitpunkt in 
Kraft gesetzt werden. 

§ 119 
Mitteilungspflichten 

Die Auftraggeber sind, soweit dies auf Grund der irn 
Gemeinschaftsrecht enthaltenen Vergabevorschriften 
erforderlich ist, verpfhchtet, die zum Führen 
statistischer Aufstellungen über vergebene Aufträge 
erforderlichen Daten zur Verfügung zu stellen. 

§124 

Übergangsvorschrift 

Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
noch nicht abgeschlossene Vergabeverfahren und 
anhängige Nachprüfungsverfahren sind nach der 
bisherigen Rechtslage weiterzuführen. 
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ANHANG I 

Bezeichnung der Tätigkeiten entsprechend der Allgemeinen Systematik 
der Wirtschaftszweige gemäß § 10 Abs. 2 Z. 1 

Hasse 

50 

Gruppe 

500 

501 

502 

503 

504 

Unter­
gruppe 
und 

Positionen 

500.1 

500.2 

501.1 

501.2 

501.3 

501.4 

501.5 

501.6 

501.7 

502.1 

502.2 

502.3 

502.4 

502.5 

502.6 

502.7 

503.1 

503.2 

503.3 

503.4 

503.5 

503.6 

504.1 

504.2 

504.3 

504.4 

504.5 

504.6 

Beschreibung 

BAUGEWERBE 

Allgemeines Baugewerbe (ohne ausgeprägten Schwerpunkt) und Abbruchgewerbe 
Allgemeines Baugewerbe (ohne ausgeprägten Schwerpunkt) 

Abbruch 

Rohbaugewerbe/Hochbau 
Allgemeiner Bau von Wohn- und Nichtwohngebäuden/ 
Baumeister, Maurermeister und Bauunternehmer 

Dachdeckerei 

Schornstein-/Rauchfangs-, Feuerungs- und Industrieofenbau 
Abdichtung gegen Wasser und Feuchtigkeit 

Restaurierung und Instandhaltung von Fassaden 

Gerüstbau 

Sonstiges Rohbaugewerbe 
(einschl. Zimmerei)/Übrige Baugewerbe und Zimmermeister 

Tiefbau 
Allgemeiner Tiefbau 

Erdbewegungsarbeiten und Landeskulturbau 

Brücken-, Tunnel- und Schachtbau, Grundbohrungen 

Wasserbau (Fluß, Kanal-, Hafen-, Strom-, Schleusen- und Talsperrenbau) 

Straßenbau (einschl. spezialisierter Bau von Flugplätzen und Landebahnen) 

Spezialisierte Unternehmen für Bewässerung, Entwässerung, 
Ableitung von Abwässern, Kläranlagen 

Spezialisierte Unternehmen für andere Tiefbauarbeiten 

Installation 
Allgemeine Bauinstallation 

Klempnerei, Gas- und Wasserinstallationen/Sanitär-, Gas- und Wasserinstallationen 

Installation von Heizungs- und Belüftungsanlagen (Installation von Zentralheizung, 
• Klima- und Belüftungsanlagen) 

Abdämmung gegen Kälte, Wärme, Schall und Erschütterung 

Elektroinstallation 

Installation von Antennen, Blitzableitern, Telefonen usw. 

Hausbaugewerbe/ Ausbaugewerbe 
Allgemeines Hausbaugewerbe/Allgemeines Ausbaugewerbe 

Stukkateurgewerbe, Gipserei und Verputzerei 

Bautischlerei (Tischlereien, die überwiegend Tischlereierzeugnisse in Bauten 
montiert) und Parkettlegerei 

Glaser-, Maler- und Lackierergewerbe, Tapetenkleberei/Glaser, Maler und 
Anstreicher, Tapezierer 

Fliesen- und Plattenlegerei, Fußbodenlegerei und -kleberei 

Ofen- und Herdsetzerei/Hafner sowie sonstiges Ausbaugewerbe 
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ANHANG II 

Bauaufträge nach § 12 Abs. 5 

Allgemeiner Tiefbau 

Erdbewegungsarbeiten und Landeskulturbau 

Brücken-, Tunnel- und Schachtbau, Grundbohrungen 

Wasserbau (Fluß-, Kanal-, Hafen-, Strom-, Schleusen- und Talsperrenbau) 

Straßenbau (einschließlich spezialisierter Bau von Flugplätzen und Landebahnen) 

Spezialbau für Bewässerung, Entwässerung, Ableitung von Abwässern, Kläranlagen 

Sonstiger Spezialbau für andere Tiefbauarbeiten 

Errichtung von Krankenhäusern 

Sporteinrichtungen 

Erholungseinrichtungen 

Freizeiteinrichtungen 

Schul- und Hochschulgebäuden 

Verwaltungsgebäuden 
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Anhang III 
Dienstleistungen im Sinne von § 10 Abs. 4 

Kategorie 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 
8 
9 

10 
11 

12 

13 
.14 

15 

16 

Titel 

Instandhaltung und Reparatur 

Landverkehr1) einschließlich Geldtransport 
und Kurierdienste, ohne Postverkehr 

Fracht- und Personenbeförderung im Flugverkehr, 
ohne Postverkehr 
Postbeförderung im Landverkehr1) 
sowie Luftpostbeförderung 

Fernmeldewesen2) 

Finanzielle Dienstleistungen 
a) Versicherungsleistungen 

b) Bankleistungen und Wertpapiergeschäfte3) 

Datenverarbeitung und verbundene Tätigkeiten 
Forschung und Entwicklung4) 
Buchführung, -haltung und -prüfung 

Markt- und Meinungsforschung 
Unternehmensberatung und verbundene Tätigkeiten5) 

Architektur, technische Beratung und Planung; 
integrierte technische Leistungen; Stadt- und Land­
schaftsplanung; zugehörige wissenschaftliche und 
technische Beratung; technische Versuche und Analysen 
Werbung 
Gebäudereinigung und Hausverwaltung 

Verlegen und Drucken gegen Vergütung 
oder auf vertraglicher Grundlage 

Abfall- und Abwasserbeseitigung; 
sanitäre und ähnliche Dienstleistungen 

CPC-Referenz-Nr. 

6112, 6122, 633, 886 

712 (außer 71235) 
7512, 87304 

73 (außer 7321) 

71235, 7321 

752 

ex 81 
812, 814 

84 
85 
862 

864 
865, 866 

867 

871 
874, 82201 bis 82206 

88442 

94 

CPV-Referenz-Nr. 

50200000-7 
50404000-9 
52700000-6 
ex 28000000-2 
ex 29000000-9 
72500000-0 
ex 31000000-6 
ex 32000000-3 
ex 33000000-0 
ex 34000000-7 
ex 35000000-4 

60212000-7 
60213000-4 
60214000-1 
60220000-6 
60230000-9 
60240000-2 
(außer 60242100-7) 
64121000-0 
74601400-6 
62000000-2 
(außer 62102100-8) 
60242100-7 
62102100-8 
62202000-8 
64201000-5 
64202000-2 

66000000-0 
67200000-9 
65000000-3 
67100000-8 
72000000-5 
73000000-2 
74121000-3 
74122000-0 
74130000-9 
74140000-2 
74150000-5 
74200000-1 
74300000-2 

74400000-3 
70300000-4 
74700000-6 
22210000-5 
22223000-9 
22230000-1 
22241000-1 
22250000-7 
22300000-3 

900000000-7 
' ) Ohne Eisenbahnverkehr der Kategorie 18. 
2) Siehe aber § 10 Abs. 4 Z. 3 (ohne Fernsprechdienstleistungen, Telexdienste, Mobilfunk, Funkrufdienst u nd SateUitenkommunikation). 
3) Siehe aber § 10 Abs.4 Z. 5 (ohne Verträge über finanzielle Dienstleistungen im Zusammenhang mit Ausgabe, Verkauf, Ankauf oder 

Über t ragung von Wertpapieren oder ande ren Finanzinstrumenten sowie Dienstleistungen der Zentralbanken,- ferner ohne Ver t räge 
übe r Instrumente der Geld-, Wechselkurs- u nd öffentlichen Kredit- oder GeldreservepoHtik). 

4) Siehe aber § 10 Abs. 4 Z. 7 (ohne Aufträge über Forschungs- und Entwicklungsdienst leistungen anderer Art als derjenigen, de ren 
Ergebnisse ausschließlich E igentum des Auftraggebers für se inen Gebrauch bei der Ausübung seiner e igenen Tätigkeit sind, sofem die 
Dienstleistung vollständig durch den Auftraggeber vergütet wird). 

5) Siehe aber § 10 Abs. 4 Z. 4 (ohne Aufträge über Schiedsgerichts- und Pflichtungsleistungen). 
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Anhang IV 
Dienstleistungen im Sinne von § 2 Abs. 2 und § 3 Abs. 2 

Kategorie 

17 
18 

19 
20 
21 
22 
23 

24 
25 
26 
27 

Titel 

Gaststätten und Beherbergungsgewerbe 
Eisenbahnen 

Schiffahrt 
Neben- und Hilfstätigkeiten des Verkehrs 
Rechtsberatung 
Arbeits- und Arbeitskräftevermittlung 
Auskunfts- und Schutzdienste (ohne Geldtransport) 

Unterrichtswesen und Berufsausbildung 
Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen 
Erholung, Kultur und Sport 

CPC-Referenz-Nr. 

64 
711 

72 
74 
861 
872 
873 
(außer 87304) 
92 
93 
96 

CPV-Referenz-Nr. 

55000000-0 
60100000-9 
60211000-0 
61000000-5 
63000000-9 
74110000-3 
74500000-4 
74600000-5 • 
(außer 74601400-6) 
80000000-4 
85000000-9 
92000000-1 

Sonstige Dienstleistungen 
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Anhang V 
Liste der Berufs- und Handelsregister bzw. Bescheinigungen und eidesstattlichen Erklärungen gemäß § 21 

A. Für Bauaufträge: 
- für Belgien das „Registre du Commerce" - „Handelsregister"; 
- für Dänemark das „Handelsregistret'V'Aktieselskabsregistret" und „Erhvervsregistret"; 

- für Deutschland das „Handelsregister" und die „Handwerksrolle"; 
- für Griechenland das „Mitroo Ergoliptikön Epichiriseon - M.E.E.P." Register der Vertragsuntemehmen des 

Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und öffentliche Arbeiten (YPECHODE); 
- für Spanien das „Registro oficial de Contratistas del Ministerio de Industria, Comercio y Turismo"; 

- für Frankreich das „Registre du commerce" und das „Repertoire des metiers"; 
- für Italien das „Registro della Camera di commercio, industria, agricoltura e artigianato"; 
- für Luxemburg das „Registre aux firmes" und die „Role de la Chambre des metiers"; 
- für die Niederlande das „Handelsregister"; 

- für Portugal der „Comissao de Alvaräs de Empresas de Obras Pübücas e Particulares (CAEOPP)"; 
- im Falle des Vereinigten Königreichs und Irlands kann der Unternehmer aufgefordert werden, eine 

Bescheinigung des „Registrar of Companies" oder des „Registrar of Friendly Societies" vorzulegen oder 
anderenfalls eine Bescheinigung über die von ihm abgegebene eidesstattliche Erklärung beizubringen, daß 
er den betreffenden Beruf in dem Lande, in dem er niedergelassen ist, an einem bestimmten Ort unter einer 
bestimmten Firmenbezeichnung ausübt; 

- für Österreich das „Firmenbuch", das „Gewerberegister", die „Mitgliederverzeichnisse der Landes­
kammern"; 

- für Finnland das „Kaupparekisteri" - „Handelsregistret"; 
- für Island die „Firmaskrä"; 
- für Liechtenstein das „Gewerberegister"; 

- für Norwegen das „Foretaksregisteret"; 
- für Schweden die „aktiebolags-, handeis- eller föreningsregistren". 

B. Für Lieferaufträge: 
- für Belgien das „Registre du commerce" - „Handelsregister"; 
- für Dänemark das „Aktieselskabsregistret", das „Foreningsregistret" und das „Handelsregistret"; 
- für Deutschland das „Handelsregister" und die „Handwerksrolle"; 
- für Griechenland das „Viotechniko i Viomichaniko iEmporiko Epimelitirio"; 

- für Spanien das „Registro Mercantil" oder im Fall nicht eingetragener Einzelpersonen eine Beseheinigung, 
daß diese eidesstattlich erklärt haben, den betreffenden Beruf auszuüben; 

- für Frankreich das „Registre du commerce" und das „Repertoire des metiers"; 
- für Italien das „Registro della Camera di commercio, industria, agricoltura e artigianato" und das „Registro 

delle Commissioni privinciali per l'artigianato"; 
- für Luxemburg das „Registre aux firmes" und die „Röle de la Chambre des metiers"; 

- für die Niederlande das „Handelsregister"; 
- für Portugal das „Registro Nacional das Pessoas Colectivas"; 

- im Fall des Vereinigten Königreichs und Irlands kann der Unternehmer aufgefordert werden, eine Beschei­
nigung des „Registrar of Companies" oder des „Registrar of Friendly Societies" vorzulegen, aus der her­
vorgeht, daß die Lieferfirma „incorporated" oder „registered" ist, oder anderenfalls eine Bescheinigung 
über die von dem Betreffenden abgegebene eidesstattliche Erklärung, daß er den betreffenden Beruf in 
dem Lande, in dem er niedergelassen ist, an einem bestimmten Ort und unter einer bestimmten Firma aus­
übt; 

- für Österreich das „Firmenbuch", das „Gewerberegister", die „Mitgliederverzeichnisse der Landes­
kammern"; 

•- für Finnland das „Kaupparekisteri" - „Handelsregistret"; 

- für Island die „Firmaskrä"; 
- für Liechtenstein das „Gewerberegister"; 
- für Norwegen das „Foretaksregisteret"; 
- für Schweden die „aktiebolags-, handeis-eller föreningsregistren". 
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C. Für Dienstleistungsaufträge: 
- für Belgien das „Registre du commerce" - „Handelsregister" und die „Ordres professionnels" -

„Beroepsorden"; 
- für Dänemark das „Erhvervs-ogSelskabsstyrelsen"; 
- für Deutschland das „Handelsregister", die „Handwerksrolle" und das „Vereinsregister"; 
- für Griechenland kann von dem Dienstleistungserbringer eine vor dem Notar abgegebene eidesstattliche 

Erklärung über die Ausübung des betreffenden Berufes verlangt werden; in den von den geltenden natio­
nalen Rechtsvorschriften vorgesehenen Fällen für die Durchführung der Studienaufträge des Anhanges III 
das Berufsregister „Mitröo Meletiton" sowie das „Mitröo Grafeion Meletön"; 

- für Spanien das „Registro Central de Empresas Consultoras y de Servicios del Ministerio de Economia y 
Hacienda"; 

- für Frankreich das „Registre du commerce" und das „Repertoire des metiers"; 
- für Italien das „Registro della Camera die conunercio, industria, agricoltura e artigianato", das „Registro 

delle Commissioni provinciali per l 'artigianato" oder der „Consiglio nazionale degli ordini professional!"; 
- für Luxemburg das „Registre aux firmes" und die „Röle de la Chambre des metiers"; 
- für die Niederlande das „Handelsregister"; 
- für Portugal das „Registro Nacional das Pessoas Colectivas"; 
- im Fall des Vereinigten Königreichs und Irlands kann der Unternehmer aufgefordert werden, eine Beschei­

nigung des „Registrar of Companies" oder des „Registrar of Friendly Societies" vorzulegen oder anderen­
falls eine Bescheinigung über die von dem Betreffenden abgegebene eidesstattliche Erklärung, daß er den 
betreffenden Beruf in dem Lande, in dem er niedergelassen ist, an einem bestimmten Ort und unter einer 
bestimmten Firma ausübt; 

- für Österreich das „Firmenbuch", das „Gewerberegister", die „Mitgliederverzeichnisse der Landes­
kammern"; 

- für Finnland das „Kaupparekisteri" - „Handelsregistret"; 
- für Island die „Firmaskra" und die „Hlutafelagaskrä"; 
- für Liechtenstein das „Gewerberegister"; 
- für Norwegen das „Foretaksregisteret"; 
- für Schweden die „aktiebolags-, handeis- eller föreningsregistren". 
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Anhang VI 
Muster für die Bekanntmachung von Lieferaufträgen gemäß §§ 64 Abs. 1 Z. 1, 65 und 74 

A. Vorinformationsverfahren 

1. Name, Anschrift, Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des öffentlichen Auftraggebers und (gegebenenfalls) 
des Dienstes, von dem zusätzliche Angaben erlangt werden können. 

2. Art und Menge oder Wert der zu liefernden" Ware: CPV-Referenznummer. 
3. Voraussichtlicher Zeitpunkt, zu dem das Verfahren zur Vergabe des Auftrages oder der Aufträge eingeleitet 

werden wird (sofern bekannt). 
4. Sonstige Angaben. 
5. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 
6. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften. 

B. Offene Verfahren 

1. Name, Anschrift, Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des Auftraggebers. 
2. a) Gewähltes Vergabeverfahren. 

b) Form des Vertrages, für den Angebote eingereicht werden sollen. 
3. a) Ort der Lieferung. 

b) Art und Menge der zu liefernden Waren: CPV-Referenznummer. 
c) Angaben darüber, ob ein Angebot für Teile und/oder für die Gesamtheit der angeforderten Lieferungen 

eingereicht werden kann. 
d) Ausnahme von der Anwendung der Normen gemäß § 71. 

4. Allenfalls vorgeschriebene Lieferfrist. 
5. a) Name und Anschrift der Stelle, bei der die Ausschreibungsunterlagen und zusätzliche Unterlagen ange­

fordert werden können. 
b) Tag, bis zu dem die genannten Unterlagen angefordert werden können. 
c) (Gegebenenfalls) Höhe und Einzelheiten des Kostenbeitrags für Übersendung dieser Unterlagen. 

6. a) Tag, bis zu dem die Angebote eingehen müssen. 
b) Anschrift der Stelle, bei der sie einzureichen sind. 
c) Sprache, in der sie abzufassen sind. 

7. a) (Gegebenenfalls) Personen, die bei der Öffnung der Angebote anwesend sein dürfen, 
b) Datum, Uhrzeit und Ort der Öffnung der Angebote. 

8. (Gegebenenfalls) geforderte Sicherstellungsmittel. 
9. Wesentliche Finanzierungsbedinungen und/oder Hinweise auf die Vorschriften, in denen sie enthalten sind. 

10. (Gegebenenfalls) Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird, haben muß. 
11. Anforderungen an den Unternehmer (Eignungsnachweise). 
12. Frist, während der die Bieter an ihre Angebote gebunden sind. 
13. Kriterien für die Auftragserteilung. Andere Kriterien als der niedrigste Preis müssen genannt werden, falls 

sie nicht in den Ausschreibungsunterlagen enthalten sind. 
14. (Gegebenenfalls) Verbot von Teil- oder Alternativangeboten. 
15. Sonstige Angaben. 
16. Tag der Veröffentüchüng der Vorinformation im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften oder Hinweis 

auf ihre NichtVeröffentlichung. 
17. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 
18. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffenthchungen der Europäischen 

Gemeinschaften. 

C. Nicht offene Verfahren 

1. Name, Anschrift, Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des Auftraggebers. 
2. a) Gewähltes Vergabeverfahren. 

b) (Gegebenenfalls) Begründung für das beschleunigte Verfahren. 
c) Form des Vertrages, für den Angebote eingereicht werden sollen. 

3. a) Ort der Lieferung. 
b) Art und Menge der zu liefernden Waren: CPV-Referenznummer. 
c) Angaben darüber, ob ein Angebot für Teile und/oder für die Gesamtheit der angeforderten Lieferungen 

eingereicht werden kann. 
d) Ausnahme von der Anwendung von Normen gemäß § 71. 

4. Etwa vorgeschriebene Lieferfrist. 
5. (Gegebenenfalls) Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird, haben muß. 
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6. a) Tag, bis zu dem die Anträge auf Teilnahme eingehen müssen. 
b) Anschrift der Stelle, bei der sie einzureichen sind. 
c) Sprache, in der sie abzufassen sind. 

7. Frist für die Absendung von Aufforderungen zur Angebotsabgabe. 
8. (Gegebenenfalls) geforderte Sicherstellungsmittel. 
9. Anforderungen an den Unternehmer (Eignungsnachweise). 

10. Kriterien für die Auftragserteilung, wenn diese nicht in der Aufforderung zur Angebotsabgabe genannt sind. 
11. Beabsichtigte Zahl oder Marge von Lieferanten, die zur Angebotsabgabe aufgefordert wird: 
12. (Gegebenenfalls) Verbot von Teil- oder Alternativangeboten. 
13. Sonstige Angaben. 
14. Tag der Veröffentlichung der Vorinformation im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften oder Hinweis 

auf ihre NichtVeröffentlichung. 
15. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 
16. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

G emeinschaf ten. 

D. Verhandlungsverfahren 

1. Name, Anschrift, Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des öffentlichen Auftraggebers. 
2. a) Gewähltes Vergabeverfahren. 

b) (Gegebenenfalls) Begründung für die Inanspruchnahme des beschleunigten Verfahrens. 
c) (Gegebenenfalls) Form des Vertrages, für den Angebote eingereicht werden sollen. 

3. a) Ort der Leistung. 
b) Art und Menge der zu liefernden Waren: CPV-Referenznummer. 
c) Angabe darüber, ob ein Angebot für Teile und/oder für die Gesamtheit der angeforderten Lieferungen 

eingereicht werden kann. 
d) Ausnahme von der Anwendung von Normen gemäß §71. 

4. Allenfalls vorgeschriebene Lieferfrist. 
5. (Gegebenenfalls) Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird, haben muß. 
6. a) Tag, bis zu dem die Anträge auf Teilnahme eingehen müssen. 

b) Anschrift der Stelle, bei der sie einzureichen sind. 
c) Sprache, in der sie abzufassen sind. 

7. (Gegebenenfalls) Geforderte Sicherstellungsmittel. 
8. Anforderungen an den Unternehmer (Eignungsnachweise). 
9. Beabsichtigte Zahl oder Marge von Lieferanten, die zur Angebotsabgabe aufgefordert wird. 

10. (Gegebenenfalls) Verbot von Teil- oder Alternativangeboten. 
11. (Gegebenenfalls) Name und Anschrift der vom Auftraggeber ausgewählten Unternehmer. 
12. Tag der Veröffentlichung der Vorinformation im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften oder Hinweis 

auf ihre Nichtveröffentlichung. 
13. Sonstige Angaben. 
14. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 
15. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften. 

E. Vergebene Aufträge 

1. Name und Anschrift des Auftraggebers. 
2. a) Gewähltes Vergabeverfahren. 

b) Begründung der Wahl des Verhandlungsverfahrens gemäß § 74 Abs. 2 und 3. 
3. Tag der Auftragserteilung. 
4. Kriterien für die Auftragserteilung. 
5. Anzahl der eingegangenen Angebote. 
6. Name und Anschrift des oder der Auftragnehmer(s). 
7. Art und Menge der gelieferten Waren, gegebenenfalls nach Auftragnehmer: CPV-Referenznummer. 
8. Gezahlter Preis oder Preisspanne (Minimum/Maximum). 
9. (Gegebenenfalls) Wert und Teil des Auftrages, der an Dritte weitervergeben werden kann. 

10. Sonstige Angaben. 
11. Tag der Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften. 
12. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 
13. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften. 



48 37. Sitzung am 9. Juni 1998, Beschluß Nr. 742 

Anhang VII 
Muster für die Bekanntmachung von Bauaufträgen gemäß §§64 Abs. 1 Z. 2, 65 und 76 

A. Vorinformationsverfahren 
1. Name, Anschrift, Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des öffentlichen Auftraggebers. 
2. a) Ort der Ausführung. 

b) Art und Umfang der Leistungen (CPV-Referenznummer) und bei Aufteilung des Bauwerks in mehrere 
Lose (Gewerke) wesentliche Merkmale der einzelnen Lose (Gewerke) im Verhältnis zum Bauwerk. 

c) Falls verfügbar: Abschätzung der Preisspanne für die geplanten Leistungen. 
3. a) Voraussichtlicher Zeitpunkt der Einleitung der (des) Vergabeverfahren(s). 

b) Falls bekannt: vorläufiger Baubeginn. 
c) Falls bekannt: vorgesehener Bauausführungs-Zeitplan. 

4. Falls bekannt: Zahlungs- und Preisberichtigungsbedingungen und/oder Verweis auf die Vorschriften, in 
denen sie enthalten sind. 

5. Sonstige Angaben. 

6. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 

7. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften. 

B. Offene Verfahren 

1. Name, Anschrift, Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des öffentlichen Auftraggebers. 
2. a) Gewähltes Vergabeverfahren. 

b) Art des Auftrags, der Gegenstand der Ausschreibung ist (CPV-Referenznummer). 
3. a) Ort der Ausführung. 

b) Art und Umfang der Leistung, allgemeine Merkmale des Bauwerks. 
c) Falls das Bauwerk oder der Auftrag in mehrere Lose aufgeteilt wird, Größenordnung der einzelnen Lose" 

(Gewerke) und Möglichkeit, für eines, mehrere oder sämtliche Lose (Gewerke) Angebote einzureichen. 
d) Angaben über den Zweck des Bauwerkes oder der Bauleistung, wenn diese auch die Erstellung von Ent­

würfen umfaßt. 
e) Ausnahme von der Anwendung von Normen gemäß § 71. 

4. Allenfalls vorgeschriebene Ausführungsfrist. 
5. a) Name und Anschrift der Dienststelle, bei der die Ausschreibungsunterlagen und zusätzlichen Unterlagen 

angefordert werden können. 
b) (Gegebenenfalls) Höhe und Einzelheiten des Kostenbeitrags für Übersendung dieser Unterlagen. 

6. a) Tag, bis zu dem die Angebote eingehen müssen. 
b) Anschrift der Stelle, bei der die Angebote einzureichen sind. 
c) Sprache, in der die Angebote abzufassen sind. 

7. a) (Gegebenenfalls) Personen, die bei der Öffnung der Angebote anwesend sein dürfen, 
b) Datum, Uhrzeit und Ort der Öffnung der Angebote. 

8. (Gegebenenfalls) Geforderte Sicherstellungsmittel. 

9. Wesentliche Zahlungsbedingungen und/oder Verweisung auf die Vorschriften, in denen sie enthalten sind. 

10. (Gegebenenfalls) Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird, haben muß. 

11. Anforderungen an den Unternehmer (Eignungsnachweise). 

12. Frist, während der die Bieter an ihre Angebote gebunden sind. 
13. Kriterien für die Auftragserteilung. Andere Kriterien als der niedrigste Preis müssen genannt werden, falls 

sie nicht in den Ausschreibungsunterlagen enthalten sind. 
14. (Gegebenenfalls) Verbot von Teil-oder Alternativangeboten. 

15. Sonstige Angaben. 

16. Tag der Veröffentlichung der Vorinformation im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften oder Hinweis 
auf ihre NichtVeröffentlichung. 

17. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 

18. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften. 
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C. Nicht offene Verfahren 
1. Name, Anschrift, Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des Auftraggebers. 
2. a) Gewähltes Vergabeverfahren. 

b) (Gegebenenfalls) Begründung für das beschleunigte Verfahren. 
c) Art des Auftrages, der Gegenstand der Ausschreibung ist (CPV-Referenznummer). 

3. a) Ort der Ausführung. 
b) Art und Umfang der Leistungen, allgemeine Merkmale des Bauwerkes. 
c) Falls das Bauwerk oder der Auftrag in mehrere Lose (Gewerke) aufgeteilt ist, Größenordnung der ein­

zelnen Lose (Gewerke) und Möglichkeit, Angebote für eines, mehrere oder alle Lose (Gewerke) einzu­
reichen. 

d) Angaben über den Zweck des Bauwerkes oder der Bauleistung, falls diese auch die Erstellung von Ent­
würfen umfaßt. 

e) Ausnahme von der Anwendung von Normen gemäß § 71. 
4. Allenfalls vorgeschriebene Ausführungsfrist. 
5. (Gegebenenfalls) Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird, haben muß. 
6. a) Tag, bis zu dem die Anträge auf Teilnahme eingehen müssen. 

b) Anschrift der Stelle, bei der die Anträge einzureichen sind. 
c) Sprache, in der die Anträge abzufassen sind. 

7. Frist für die Absendung von Aufforderungen zur Angebotsabgabe. 
8. (Gegebenenfalls) Geforderte Sicherstellungsmittel. 
9. Wesentliche Zahlungsbedingungen und/oder Verweis auf die Vorschriften, in denen sie enthalten sind. 

10. Anforderungen an den Unternehmer (Eignungsnachweise). 
11. Kriterien für die Auftragserteilung, wenn diese nicht in der Aufforderung zur Angebotsabgabe genannt sind. 
12. (Gegebenenfalls) Verbot von Teil- oder Altemativangeboten. 
13. Sonstige Angaben. 
14. Tag der Veröffentlichung der Vorinformation im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften oder Hinweis 

auf ihre NichtVeröffentlichung. 
15. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 
16. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtüche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften. 

D. Verhandlungsverfahren 

1. Name, Anschrift, Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des Auftraggebers. 
2. a) Gewähltes Vergabeverfahren. 

b) (Gegebenenfalls) Begründung für das beschleunigte Verfahren. 
c) Art des Auftrags, der Gegenstand der Ausschreibung ist (CPV-Referenznummer). 

3. a) Ort der Ausführung. 
b) Art und Umfang der Leistungen, allgemeine Merkmale des Bauwerkes. 
c) Falls das Bauwerk oder der Auftrag in mehrere Lose (Gewerke) aufgeteilt ist, Größenordnung der ein­

zelnen Lose (Gewerke) und Möglichkeit, Angebote für eines, mehrere oder sämtliche Lose (Gewerke) 
abzugeben. 

d) Angaben über den Zweck des Bauwerkes oder der Bauleistung, falls diese auch die Erstellung von Ent­
würfen umfaßt. 

e) Ausnahme von der Anwendung von Normen gemäß § 71. 
4. Allenfalls vorgeschriebene Ausführungsfrist. 
5. (Gegebenenfalls) Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird, haben muß. 
6. a) Tag, bis zu dem die Anträge auf Teilnahme eingehen müssen. 

b) Anschrift der Stelle, bei der die Anträge einzureichen sind. 
c) Sprache, in der die Anträge abzufassen sind. 

7. (Gegebenenfalls) Geforderte Sicherstellungsmittel. 
8. Wesentliche Zahlungsbedingungen und/oder Verweis auf die Vorschriften, in denen sie enthalten sind. 
9. Anforderungen an den Unternehmer (Eignungsnachweise). 

10. (Gegebenenfalls) Verbot von Teil- oder Alternativangeboten. 
11. (Gegebenenfalls) Name und Anschrift der vom Auftraggeber bereits ausgewählten Unternehmer. 
12. (Gegebenenfalls) Zeitpunkt vorhergehender Veröffentlichungen im Amtsblatt der Europäischen Gemein­

schaften. 
13. Sonstige Angaben. 
14. Tag der Veröffentlichung der Vorinformation im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften. 
15. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 
16. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften. 
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E. Vergebene Aufträge 
1. Name und Anschrift des Auftraggebers. 
2. Gewähltes Vergabeverfahren. 
3. Tag der Auftragserteilung. 
4. Kriterien für die Auftragserteilung. 
5. Anzahl der eingegangenen Angebote. 
6. Name und Anschrift der (des) Auftragsnehmer(s). 
7. Art und Umfang der erbrachten Leistungen (CPV-Referenznummer), allgemeine Merkmale des errichteten 

Bauwerkes. 
8. Gezahlter Preis oder Preisspanne (Minimum/Maximum). 
9. (Gegebenenfalls) Wert und Teil des Auftrages, der an Dritte weitervergeben werden kann. 

10. Sonstige Angaben. 
11. Tag der Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften. 
12. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 
13. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften. 
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Anhang VIII 
Muster für die Bekanntmachung von Baukonzessionsaufträgen gemäß § 81 

1. Name, Anschrift, Telefon-, Telex-und Telefaxnummer des Auftraggebers. 
2. a) Ort der Ausführung. 

b) Gegenstand der Konzession; Art und Umfang der Leistungen (CPV-Referenznummer). 
3. a) Tag, bis zu dem die Bewerbungen eingehen müssen. 

b) Anschrift der Stelle, bei der die Bewerbungen einzureichen sind. 
c) Sprache, in der die Bewerbungen abzufassen sind. 

4. Anforderungen an den Unternehmer (Eignungsnachweise). 
5. Kriterien für die Auftragserteilung. 
6. (Gegebenenfalls) Mindestprozentsatz der Arbeiten, die an Dritte vergeben werden. 
7. Sonstige Angaben. 
8. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 
9. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften. 
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Anhang IX 
Muster für die Bekanntmachung von Bauaufträgen, die vom Konzessionär vergeben werden gemäß § 81 

1. a) Ort der Ausführung. 
b) Art und Umfang der Leistungen (CPV-Referenznummer), allgemeine Merkmale des Bauwerks. 

2. Allfäihge Frist für die Ausführung. 
3. Name und Anschrift der Stelle, bei der die Ausschreibungsunterlagen und zusätzlichen Unterlagen angefor­

dert werden können. 
4. a) Tag, bis zu dem die Anträge auf Teilnahme und/oder die Angebote eingehen müssen. 

b) Anschrift der Stelle, bei der die Anträge auf Teilnahme und/oder die Angebote einzureichen sind. 
c) Sprache, in der die Anträge auf Teilnahme und/oder die Angebote abzufassen sind. 

5. (Gegebenenfalls) Geforderte Sicherstellungsmittel. 
6. Anforderungen an den Unternehmer (Eignungsnachweise). 
7. Kriterien für die Auftragserteilung. 
8. Sonstige Angaben. 
9. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 

10. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche VeröffentUchungen der Europäischen 
Gemeinschaften. 
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Anhang X 

Muster für die Bekanntmachung von Dienstleistungsaufträgen gemäß §§64 Abs. 1 Z. 3, 65 und 82 

A. Vorinformationsverfahren 

1. Name, Anschrift und gegebenenfalls Telegrammanschrift, Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des Auf­
traggebers und gegebenenfalls der Stelle, bei der zusätzliche Auskünfte erlangt werden können. 

2. Beabsichtigte Gesamtbeschaffungen von Dienstleistungen in jeder Kategorie des Anhanges III 
(CP V-Ref erenzummer). 

3. Voraussichtlicher Zeitpunkt der Einleitung der (des) Vergabeverfahren(s), dargestellt nach Kategorien. 

4. Sonstige Angaben. 

5. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 

6. Tag des Einganges der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
G emeins chatten. 

B. Offene Verfahren 

1. Name, Anschrift und gegebenenfalls Telegr^mmanschrift, Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des Auf­
traggebers. 

2. Kategorie der Dienstleistung und Beschreibung: CP V-Ref erenznummer. 

3. Ausführungsort. 

4. Angabe, ob die Erbringung der Dienstleistung auf Grund von Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
einem besonderen Berufsstand vorbehalten ist. Hinweis auf die Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 
Angabe, ob juristische Personen die Namen und die berufliche Qualifikation der Person(en) angeben 
müssen, die für die Ausführung der betreffenden Dienstleistung verantwortlich sein soll(en). 

5. Angaben, ob Unternehmer Angebote für einen Teil der betreffenden Dienstleistung(en) unterbreiten 
können. 

6. Gegebenenfalls Verbot von Teil- oder Alternativangeboten. 

7. Ausführungsfrist oder Dauer des Dienstleistungsauftrages. 

8. a) Name und Anschrift der Stelle, bei der die Ausschreibungsunterlagen und zusätzliche Unterlagen 

angefordert werden können. 

b) (Gegebenenfalls) Höhe und Einzelheiten des Kostenbeitrages für Übersendung dieser Unterlagen/ 

9. a) Tag, bis zu dem die Angebote eingehen müssen. 

b) Anschrift der Stelle, bei der diese einzureichen sind. 

c) Sprache, in der diese abzufassen sind. 

10. a) Personen, die bei der Öffnung der Angebote anwesend sein dürfen, 

b) Datum, Uhrzeit und Ort der Öffnung der Angebote. 

11. (Gegebenenfalls) Geforderte Sicherstellungsmittel. 
12. Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen und/oder Verweisung auf die Vorschriften, in 

denen sie enthalten sind. 

13. (Gegebenenfalls) Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird, haben muß. 

14. Anforderungen an den Unternehmer (Eignungsnachweise). 

15. Frist, während der die Bieter an ihre Angebote gebunden sind. 

16. Kriterien für die Auftragserteilung. Andere Kirterien als der niedrigste Preis sind anzugeben, falls sie 
nicht bereits in den Ausschreibungsunterlagen enthalten sind. 

17. Sonstige Angaben. 

18. Tag der Veröffentlichung der Vorinformation im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften oder Hin­
weis auf ihre NichtVeröffentlichung. 

19. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 

20. Tag des Einganges der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften. 
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C. Nicht offene Verfahren 
1. Name, Anschrift und gegebenenfalls Teiegrammanschrift, Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des Auf­

traggebers. 
2. Kategorie der Dienstleistung und Beschreibung: CPV-Refereriznummer. 
3. Ausführungsort. 
4. Angabe, ob die Erbringung der Dienstleistung auf Grund von Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

einem besonderen Berufsstand vorbehalten ist. Hinweis auf die Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 
Angabe, ob juristische Personen die Namen und die berufliche Qualifikation der Person(en) angeben 
müssen, die für die Ausführung der betreffenden Dienstleistung verantwortlich sein soll(en). 

5. Angaben, ob Unternehmer Angebote für einen Teil der betreffenden Dienstleistung(en) unterbreiten 
können. 

6. Beabsichtigte Zahl oder Marge von Unternehmern, die zur Angebotsabgabe aufgefordert wird. 
7. (Gegebenenfalls) Verbot von Teil- oder Alternativangeboten. 
8. Ausführungsfrist oder Dauer des Dienstleistungsauftrages. 
9. a) Tag, bis zu dem die Anträge auf Teilnahme eingehen müssen. 

b) Anschrift der Stelle, bei der die Anträge einzureichen sind. 
c) Sprache, in der die Anträge abzufassen sind. 

10. (Gegebenenfalls) Begründung der Inanspruchnahme des beschleunigten Verfahrens. 
11. Tag, bis zu dem die Aufforderung zur Angebotsabgabe abgesandt werden muß. 
12. (Gegebenenfalls) Geforderte Sicherstellungsmittel. 
13. Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen und/oder Verweisung auf die Vorschriften, in 

denen sie enthalten sind. 
14. (Gegebenenfalls) Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird, haben muß. 
15. Anforderungen an den Unternehmer (Eignungsnachweise). 
16. Kriterien für die Auftragserteilung, wenn diese nicht in der Aufforderung zur Angebotsabgabe genannt 

sind. 
17. Sonstige Angaben. 
18. Tag der Veröffentlichung der Vorinformation im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften oder Hin­

weis auf ihre NichtVeröffentlichung. 
19. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 
20. Tag des Einganges der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften. 

D. Verhandlungsverfahren 
1. Name, Anschrift und gegebenenfalls Telegrammanschrift, Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des Auf­

traggebers. 
2. Kategorie der Dienstleistung und Beschreibung: CPV-Referenznummer. 
3. Ausführungsort. 
4. Angabe, ob die Erbringung der Dienstleistung auf Grund von Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

einem besonderen Berufsstand vorbehalten ist. Hinweis auf die Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 
Angabe, ob juristische Personen die Namen und die berufliche Qualifikation der Person(en) angeben 
müssen, die für die Ausführung der betreffenden Dienstleistung verantwortlich sein soll(en). 

5. Angaben, ob Unternehmer Angebote für einen Teil der betreffenden Dienstleistung(en) unterbreiten 
können. 

6. Beabsichtigte Zahl oder Marge von Unternehmern, die zur Angebotsabgabe aufgefordert wird. 
7. (Gegebenenfalls) Verbot von Teil-oder Alternativangeboten. 
8. Ausführungsfrist oder Dauer des Dienstleistungsauftrages. 
9. a) Tag, bis zu dem die Anträge auf Teilnahme eingehen müssen. 

b) Anschrift der Stelle, bei der die Anträge einzureichen sind. 
c) Sprache, in der die Anträge abzufassen sind. 

10. (Gegebenenfalls) Begründung der Inanspruchnahme des beschleunigten Verfahrens. 
11. (Gegebenenfalls) Geforderte Sicherstellungsmittel. 
12. Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen und/oder Verweisung auf die Vorschriften, in 

denen sie enthalten sind. 
13. (Gegebenenfalls) Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird, haben muß. 
14. Anforderungen an den Unternehmer (Eignungsnachweise). 
15. (Gegebenenfalls) Name und Anschrift der vom Auftraggeber bereits ausgewählten Unternehmer. 
16. Sonstige Angaben. 
17. Tag der Veröffentlichung der Vorinformation im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften oder Hin­

weis auf ihre NichtVeröffentlichung. 
18. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 
19. Tag des Einganges der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften; 
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E. Vergebene Aufträge 
1. Name und Anschrift des Auftraggebers. 
2. a) Gewähltes Vergabeverfahren 

b) Begründung der Wahl des Verhandlungsverfahrens ohne vorherige Veröffentlichung einer Ausschrei­
bung. 

3. Kategorie der Dienstleistung und Beschreibung: CPV-Referenznummer. 
4. Tag der Auftragserteilung. 
5. Kriterien für die Auftragserteilung. 
6. Anzahl der eingegangenen Angebote. 
7. Name und Anschrift der (des) Auftragnehmer(s). 
8. Gezahlter Preis oder Preisspanne (Minimum/Maximum). 
9. (Gegebenenfalls) Wert und Teil des Auftrages, der an Dritte weitervergeben werden kann. 

10. Sonstige Angaben. 
11. Tag der Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften. 
12. Tag der Absenduhg der Bekanntmachung. 
13. Tag des Einganges der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften. 
14. Hinsichthch von Dienstleistungsaufträgen im Sinne des Anhanges IV: Einverständnis des Auftraggebers 

mit der Veröffentlichung gemäß § 65 Abs. 2. 
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Anhang XI 
Muster für die Bekanntmachung von Wettbewerben gemäß § 83 

A. Bekanntmachung über Wettbewerbe 

1. Namen, Anschrift und gegebenenfalls Telegrammanschrift, Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des 
Auftraggebers und der Stelle, bei der die einschlägigen oder ergänzenden Unterlagen erhältlich sind. 

2. Beschreibung des Vorhabens (Projektes). 
3. Art des Wettbewerbes: offen oder beschränkt. 
4. Bei offenen Wettbewerben: Frist für den Eingang von Wettbewerbsarbeiten. 
5. Bei beschränkten Wettbewerben: 

a) beabsichtigte Zahl der Teilnehmer; 
b) gegebenenfalls Namen bereits ausgewählter Teilnehmer; 
c) Kriterien bei der Auswahl von Teilnehmern; 
d) Frist für den Eingang von Anträgen auf Teilnahme; 
e) Anschrift der Stelle, bei der die Anträge einzureichen sind; 
f) Sprache, in der die Anträge abzufassen sind. 

6. Gegebenenfalls Angabe, ob die Teilnahme einem besonderen Berufsstand vorbehalten ist. 
7. Anzuwendende Auswahlkriterien. 
8. Gegebenenfalls Namen der ausgewählten Mitglieder des Preisgerichtes. 
9. Angabe, ob die Entscheidung des Preisgerichtes für den Auftraggeber verbindlich ist. 

10. Gegebenenfalls Anzahl und Höhe der Preise. 
11. Angabe, ob die Teilnehmer Anspruch auf Kostenersatz haben. 
12. Angabe, ob die Preisgewinner Anspruch auf den Zuschlag von Folgeaufträgen haben. 
13. Sonstige Angaben. 
14. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 
15. Tag des Einganges der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften. 

B. Ergebnisse von Wettbewerben 

1. Namen, Anschrift und gegebenenfalls Telegrammanschrift, Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des 
Auftraggebers. 

2. Beschreibung des Vorhabens (Projektes). 
3. Gesamtzahl der Teilnehmer. 
4. Anzahl der ausländischen Teilnehmer. 
5. Der/die Gewinner des Wettbewerbes. 
6. Gegebenenfalls der/die Preis(e). 
7. Sonstige Angaben. 
8. Verweisung auf die Bekanntmachung über den Wettbewerb. 
9. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 

10. Tag des Einganges der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffenthchungen der Europäischen 
Gemeinschaften. 



37. Sitzung am 9. Juni 1998, Beschluß Nr. 742 57 

Anhang XII 
Muster für die Bekanntmachung gemäß § 91 Abs. 1 Z. 1 

A. Bekanntmachung bei offenen Verfahren 
1. Name, Anschrift, Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des Auftraggebers. 
2. Art des Auftrages (Liefer-, Bau oder Dienstleistungsauftrag: gegebenenfalls Angabe, ob es sich um eine Rah­

menvereinbarung handelt). Dienstleistungskategorie gemäß Anhang III oder IV und Beschreibung der 
Dienstleistung (CPV-Referenznummer). 

3. Lief er- und Ausführungsort. 
4. Bei Bau- und Lieferaufträgen: 

a) Art und Menge der zu liefernden Waren oder Art und Umfang der Leistung, allgemeine Merkmale des 
Bauwerkes. 

b) Angaben darüber, ob ein Angebot für Teile und/oder für die Gesamtheit der angeforderten Lieferungen 
eingereicht werden kann. Falls das Bauwerk oder der Auftrag in mehrere Lose (Gewerke) aufgeteilt ist, 
Größenordnung der einzelnen Lose (Gewerke) und Möglichkeit, Angebote für eines, mehrere oder sämt­
liche Lose (Gewerke) abzugeben. 

c) Bei Bauaufträgen: 
Angaben über den Zweck des Bauwerkes oder der Bauleistung, wenn diese auch die Erstellung von Ent­
würfen umfaßt. 

5. Bei Dienstleistungsaufträgen: 

Angabe, ob die Erbringung der Dienstleistung auf Grund von Rechts- und Verwaltungsvorschriften einem 
besonderen Berufsstand vorbehalten ist, und/oder Hinweis auf die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, in 
denen dies enthalten ist. Angabe, ob juristische Personen die Namen und die berufliche Qualifikation der 
Person angeben müssen, die für die Ausführung der betreffenden Dienstleistung verantwortlich sein sollen. 
Angabe, ob die Unternehmer Angebote für einen Teil der betreffenden Dienstleistungen unterbreiten 
können. 

6. (Gegebenenfalls) Verbot von Teil- oder Alternativangeboten. 

7. Allenfalls vorgeschriebene Lief er- oder Ausführungsfrist oder Dauer des Dienstleistungsauftrages. 
8. Ausnahme von der Anwendung der Normen gemäß § 71. 
9. a) Name und Anschrift der Stelle, bei der die Ausschreibungsunterlagen und zusätzliche Unterlagen ange­

fordert werden können. 
b) (Gegebenenfalls) Höhe und Einzelheiten des Kostenbeitrages für Übersendung dieser Unterlagen. 

10. a) Tag, bis zu dem die Angebote eingehen müssen. 
b) Anschrift der Stelle, bei der die Angebote einzureichen sind. 
c) Sprache, in der die Angebote abzufassen sind. 

11. a) (Gegebenenfalls) Personen, die bei der Öffnung der Angebote anwesend sein dürfen, 
b) Datum, Uhrzeit und Ort der Öffnung der Angebote. 

12. (Gegebenenfalls) Geforderte Sicherstellungsmittel. 
13. Wesentliche Zahlungsbedingungen und/oder Hinweise auf die Vorschriften, in denen sie enthalten sind. 
14. (Gegebenenfalls) Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird, haben muß. 
15. Anforderungen an den Unternehmer (Eignungsnachweise). 
16. Frist, während der die Bieter an ihre Angebote gebunden sind. 
17. Kriterien für die Auftragserteilung. Andere Kriterien als der niedrigste Preis müssen genannt werden, falls 

sie nicht in den Ausschreibungsunterlagen enthalten sind. 

18. Sonstige Angaben. 

19. (Gegebenenfalls) Fundstelle der Veröffentlichung der regelmäßigen Bekanntmachimg, auf die dieser Auf­
trag sich bezieht, im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften. 

20. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 

21. Tag des Einganges der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften. 

B. Bekanntmachung bei nicht offenen Verfahren 

1. Name, Anschrift, Telefon-, Telex-und Telefaxnummer des Auftraggebers. 
2. Art des Auftrages (Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag; gegebenenfalls Angabe, ob es sich um eine 

Rahmenvereinbarung handelt). Dienstleistungskategorie gemäß Anhang III oder IV und Beschreibung der 
Dienstleistung (CPV-Referenznummer). 

3. Lief er- und Ausführungsort. 
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4. Bei Bau- und Lieferaufträgen: 
a) Art und Menge der zu liefernden Waren oder Art und Umfang der Leistung, allgemeine Merkmale des 

Bauwerkes. 
b) Angaben darüber, ob ein Angebot für Teile und/oder die Gesamtheit der angeforderten Lieferungen ein­

gereicht werden kann. Falls das Bauwerk oder der Auftrag in mehrere Lose (Gewerke) aufgeteilt ist, 
Größenordnung der einzelnen Lose (Gewerke) und der Möglichkeit, Angebote für eines, mehrere oder 
sämtliche Lose (Gewerke) abzugeben. 

c) Bei Bauaufträgen: 
Angaben über den Zweck des Bauwerkes oder der Bauleistung, wenn dieser auch die Erstellung von Ent­
würfen umfaßt. 

5. Bei Dienstleistungsaufträgen: 
Angabe, ob die Erbringung der Dienstleistung auf Grund von Rechts- und Verwaltungsvorschriften einem 
besonderen Berufsstand vorbehalten ist, und/oder Hinweis auf die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, in 
denen dies enthalten ist. Angabe, ob juristische Personen die Namen und die berufliche Qualifikation der 
Person angeben müssen, die für die Ausführung der betreffenden Dienstleistung verantwortlich sein sollen. 
Angabe, ob die Unternehmer Angebote für einen Teü der betreffenden Dienstleistungen unterbreiten 
können. 

6. (Gegebenenfalls) Verbot von Teil- oder Alternativangeboten. 
7. Allenfalls vorgeschriebene Lief er- oder Ausführungsfrist oder Dauer des Dienstleistungsauftrages. 
8. Ausnahme von der Anwendung der Normen gemäß § 71. 
9. a) Tag, bis zu dem die Anträge auf Teilnahme eingehen müssen. 

b) Anschrift der Stelle, bei der die Anträge einzureichen sind. 
c) Sprache, in der die Anträge abzufassen sind. 

10. Frist für die Absendung der Aufforderungen zur Angebotsabgabe. 
11. (Gegebenenfalls) Geforderte Sicherstellungsmittel. 
12. Wesentliche. Zahlungsbedingungen und/oder Hinweise auf die Vorschriften, in denen sie enthalten sind. 
13. (Gegebenenfalls) Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird, haben muß. 
14. Anforderungen an den Unternehmer (Eignungsnachweise). 
15. Kriterien für die Auftragserteilung, wenn diese nicht in der Aufforderung zur Angebotsabgabe genannt sind. 
16. Sonstige Angaben. 
17. (Gegebenenfalls) Fundstelle der Veröffentlichung der regelmäßigen Bekanntmachung, auf die dieser Auf­

trag sich bezieht, im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften. 
18. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 
19. Tag des Einganges der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften. 

C. Bekanntmachung bei Verhandlungsverfahren 

1. Name, Anschrift, Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des Auftraggebers. 
2. Art des Auftrages (Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag: gegebenenfalls Angabe, ob es sich um eine 

Rahmenvereinbarung handelt; CPV-Referenznummer). Dienstleistungskategorie gemäß Anhang III oder IV 
und Beschreibung der Dienstleistung. , 

3. Lief er- und Ausführungsort. 
4. Bei Bau- und Lieferaufträgen: 

a) Art und Menge der zu liefernden Waren oder Art und Umfang der Leistung, allgemeine Merkmale des 
Bauwerkes. 

b) Angaben darüber, ob ein Angebot für Teile und/oder die Gesamtheit der angeforderten Lieferungen ein­
gereicht werden kann. Falls das Bauwerk und der Auftrag in mehrere Lose (Gewerke) aufgeteilt ist, 
Größenordnung der einzelnen Lose (Gewerke) und Möglichkeit, Angebote für eines, mehrere oder sämt­
liche Lose (Gewerke) abzugeben. 

c) Bei Bauaufträgen: 
Angaben über den Zweck des Bauwerkes oder der Bauleistung, wenn diese auch die Erstellung von Ent­
würfen umfaßt. 

5. Bei Dienstleistungsaufträgen: 
Angabe, ob die Erbringung der Dienstleistung auf Grund von Rechts- und Verwaltungsvorschriften einem 
besonderen Berufsstand vorbehalten ist, und/oder Hinweis auf die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, in 
denen dies enthalten ist. Angabe, ob juristische Personen die Namen und die berufliche Qualifikation der 
Person angeben müssen, die für die Ausführung der betreffenden Dienstleistung verantwortlich seih sollen. 
Angabe, ob die Unternehmer Angebote für einen Teil der betreffenden Dienstleistungen unterbreiten 
können. 

6. (Gegebenenfalls) Verbot von Teü- oder Alternativangeboten. 
7. Allenfalls vorgeschriebene Liefer- oder Ausführungsfrist oder Dauer des Dienstleistungsauftrages. 
8. Ausnahme von der Anwendung der Normen gemäß §71. 
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9. a) Tag, bis zu dem die Anträge auf Teilnahme eingehen müssen. 
b) Anschrift der Stelle, bei der die Anträge einzureichen sind. 
c) Sprache, in der die Anträge abzufassen sind. 

10. (Gegebenenfalls) Geforderte Sicherstellungsmittel. 
11. Wesentliche Zahlungsbedingungen und/oder Hinweise auf Vorschriften, in denen sie enthalten sind. 
12. (Gegebenenfalls) Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird, haben muß. 
13. Anforderungen an den Unternehmer (Eignungsnachweise). 
14. (Gegebenenfalls) Name und Anschrift der vom Auftraggeber bereits ausgewählten Unternehmer. 
15. (Gegebenenfalls) Datum vorausgegangener Bekanntmachung(en) im Amtsblatt der Europäischen Gemein­

schaften. 
16. Sonstige Angaben. 
17. (Gegebenenfalls) Fundstelle der Veröffentlichung der regelmäßigen Bekanntmachung, in der dieser Auftrag 

sich bezieht, im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften. 
18. Tag der Absendung der Bekanntmachung. 
19. Tag des Einganges der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften. 
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Anhang XIII 
Muster für die Bekanntmachung über die Anwendung eines Prüf systems gemäß § 95 Abs. 9 

1. Name, Anschrift und gegebenenfalls Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des Auftraggebers. 
2. Beschreibung des Prüfsystems. 
3. Anschrift der Stelle, bei der die Vorschriften über das Prüfsystem verfügbar sind (wenn es sich um eine andere 

als die unter Z. 1 genannte Anschrift handelt). 
4. (Gegebenenfalls) Dauer des Prüfsystems. 
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Anhang XIV 
Muster für die regelmäßige Bekanntmachung gemäß § 89 Abs. 2 

A. Bei Lieferaufträgen 

1. Name, Anschrift und gegebenenfalls Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des Auftraggebers oder der 
Stelle, bei der zusätzliche Auskünfte erlangt werden können. 

2. Art und Menge oder Wert der Leistungen oder zu liefernden Waren (CPV-Referenznummer); Lieferart. 
3. a) Voraussichtlicher Tag der Einleitung des Vergabeverfahrens (sofern bekannt), 

b) Art des Vergabeverfahrens. 
4. Sonstige Angaben (z. B. Angabe, ob eine Bekanntmachung für im Wettbewerb vergebene Aufträge zu einem 

späteren Zeitpunkt veröffentlicht wird). 
5. Tag der Absendung der Bekanntmachung durch die Auftraggeber. 
6. Tag des Einganges der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften (vom Amt für amtliche Veröffentlichungen mitzuteilen). 

B. Bei Bauaufträgen 

1. Name, Anschrift und gegebenenfalls Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des Auftraggebers. 
2. a) Ort der Ausführung. 

b) Art und Umfang der Leistungen (CPV-Referenznummer), allgemeine Merkmale des Bauwerkes und 
Beschreibung der Baulose (Gewerke). 

c) Geschätzte Gesamtauftragssumme. 
3. a) Art des Vergabeverfahrens. 

b) Voraussichtlicher Tag der Einleitung der (des) Vergabeverfahren(s) (sofern bekannt). 
c) Voraussichtlicher Tag des Beginns der Bauarbeiten. 
d) Zeitplan für die Ausführung der Bauarbeiten. 

4. Zahlungs- und Preisberichtigungsbedingungen (sofern bekannt). 
5. Sonstige Angaben (z. B. Angabe, ob eine Bekanntmachung für im Wettbewerb vergebene Aufträge zu einem 

späteren Zeitpunkt veröffentlicht wird). 
6. Tag der Absendung der Bekanntmachung durch die Auftraggeber. 
7. Tag des Einganges der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften (vom Amt für amtliche Veröffentlichungen mitzuteilen). 

C. Bei Dienstleistungsaufträgen 

1. Name, Anschrift und gegebenenfalls Telefon-, Telex- und Telefaxnummer des Auftraggebers. 
2. Voraussichtlicher Gesamtbetrag der Käufe in den einzelnen Dienstleistungskategorien des Anhanges III 

(CPV-Referenznummer). 
3. a) Voraussichtlicher Tag der Einleitung des Vergabeverfahrens (sofern bekannt), 

b) Art des Vergabeverfahrens. 
4. Sonstige Angaben (z. B. Angabe, ob eine Bekanntmachung für im Wettbewerb vergebene Aufträge zu einem 

späteren Zeitpunkt veröffentlicht wird). 
5. Tag der Absendung der Bekanntmachung durch den Auftraggeber. 
6. Tag des Einganges der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften (vom Amt für amtliche Veröffentüchungen mitzuteilen). 
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Anhang XV 
Muster für die Bekanntmachung über vergebene Aufträge gemäß § 97 Abs. 5 

A. Angaben für die Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 

1. Name und Anschrift des Auftraggebers. 
2. Art des Auftrags (Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag: gegebenenfalls Angabe, ob es sich um eine 

Rahmenvereinbarung handelt). 
3. Art und Umfang der Lieferungen, Bauarbeiten oder Dienstleistungen (CPV-Referenznummer). 
4. a) Form des Aufrufs zum Wettbewerb. 

b) Fundstelle der Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften. 
c) Im Falle der Vergabe von Aufträgen ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb Angabe der betreffenden 

Bestimmung des § 90 Abs. 3. 
5. Gewähltes Vergabeverfahren. 
6. Zahl der e ingegangenen Angebote. 
7. Tag der Auftragserteilung. 
8. Für Gelegenheitskäufe nach § 90 Abs. 3 Z. 10 gezahlter Preis. 
9. Name und Anschrift des (der) Auftragnehmer(s). 

10. (Gegebenenfalls) Angabe, üb der Auftrag als Unterauftrag vergeben wurde bzw. vergeben werden könnte. 
11. Fakultative Angaben: 

- (Gegebenenfalls) Wert und Teil des Auftrags, der an Dritte weitergegeben werden kann. 
- Kriterium für die Auftragserteilung, 
- Auftragssumme (oder Preisspanne). 

B. Nicht für die Veröffentlichung bestimmte Angaben 

12. Anzahl der vergebenen Aufträge (wenn ein Auftrag zwischen mehreren Auftragnehmern aufgeteilt worden 
ist). 

13. Wert jedes vergebenen Auftrags. 
14. Ursprungsland der Ware oder der Dienstleistung (EWG-Ursprung oder Nicht-EWR-Ursprung: im letzteren 

Fall nach Drittländern gegliedert). 
15. Ausnahme von der Verwendung von Normen gemäß § 71. Art der Ausnahme, die in Anspruch genommen 

wurde. 
16. Angewandtes Auswahlprinzip (Best- oder Billigstbieter). 
17. Ist der Auftrag an einen Bieter vergeben worden, der ein Alternativangebot eingereicht hat? 
18. Sind Angebote nicht gewählt worden, weil sie ungewöhnlich niedrig waren? 
19. Tag der Absendung dieser Bekanntmachung durch den Auftraggeber. 
20. Hinsichtlich Dienstleistungsaufträgen gemäß Anhang IV: Einverständnis des Auftraggebers mit der Ver­

öffentlichung der Bekanntmachung gemäß § 97 Abs. 6. 


